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„ Und eine Bank, die stichhaltige 
 Beweise auf den Tisch legt.“
 Martin Wohlich, Erste Bank und Sparkasse

Hinter jedem erfolgreichen Anwalt steht eine starke Bank. Ob private oder berufl iche Finanzen – unsere Kunden-
betreuer liefern rasch und kompetent maßgeschneiderte Lösungen für Ihre Bedürfnisse. Vereinbaren Sie einen 
Beratungstermin in Ihrer Filiale oder unter 05 0100 - 50500.

„ Anwälte wollen eine Beratung, 
 die auf Fakten beruht.“
 Petra Kern, Erste Bank und Sparkasse



Das Recht geht vom Volk aus –
Good Governance

A rt 1 B-VG: Österreich ist eine demokratische Re-
publik. Ihr Recht geht vom Volk aus.

Der österreichische Gesetzgeber ist aufgerufen, die
Resolution 2004/70 der UN-Menschenrechtskom-
mission einzuhalten. Dort heißt es: „transparent, res-
ponsible, accountable and participatory government, respon-
sive to the needs and aspirations of the people, is the founda-
tion on which good governance rests and that such a foun-
dation is a sine qua non for the full realization of human
rights, including the right to development“. Auch die
OECD definiert als grundlegende Elemente von
Good Governance die Accountability, Transparency, Ef-
ficiency and Effectiveness, Responsiveness, Forward vision
und Rule of law.
Die im Rahmen einer Novellierung des Tilgungs-

gesetzes und Strafregistergesetzes eingeschleuste
Neufassung der §§ 112 und 116 StPO, die geplante
Ausweitung der Diversionsbestimmungen und die ge-
plante Anhebung der Wertgrenze für die BG-Zustän-
digkeit auf a 25.000,– geben Anlass zu nachstehenden
Überlegungen.
" Transparenz
Das Begutachtungsverfahren ist gesetzlich zu re-

geln. Dabei ist festzuhalten, dass jeder Gesetzesvor-
schlag – auch Initiativanträge etc – zur Begutachtung
auszusenden ist, dass die Begutachtungsfrist drei
Wochen nicht unterschreiten darf und dass die Stel-
lungnahmen im Volltext auf der Homepage des Par-
laments zu veröffentlichen sind. Dabei ist anzuge-
ben, von wem die Stellungnahme stammt, wann sie
eingelangt ist und wer in welchem Ministerium zur
Bearbeitung zuständig ist. Zu jedem Gesetzesvor-
schlag ist eine Folgenabschätzung vorzulegen, die fi-
nanzielle, wirtschaftliche und rechtsstaatliche Folgen
sowie die Auswirkungen auf den Rechtsschutz und
den Zugang zum Recht der Bürger detailliert be-
leuchtet.
" Verständigungspflicht
Der Souverän und insbesondere jene Institutionen

und Personen, die eine Stellungnahme abgegeben ha-

ben, sind von jeder Änderung des einmal zur Begut-
achtung ausgesandten Gesetzesentwurfes zu verstän-
digen. Dabei ist anzugeben, wer eine Änderung ange-
regt hat und wann dies geschah. Im digitalen Zeitalter
ist dies leicht zu bewerkstelligen.
" Der Titel des Gesetzesentwurfes – allenfalls der
Zwischentitel – hat bereits klar die zu ändern-
den Gesetzesbestimmungen zu bezeichnen
Die legistische Unsitte der Sammelgesetzgebung im

Rahmen von Budgetbegleitgesetzen und Spar- oder
Stabilitätspaketen ist abzustellen.
" Befristung und Evaluierung
Gesetze, die in die Grundrechte eingreifen – wie

beispielsweise die letzte Novelle des Sicherheitspoli-
zeigesetzes oder die Vorratsdatenspeicherung –, sind
nur befristet zu beschließen und in regelmäßigen Ab-
ständen im Hinblick auf ihre Notwendigkeit, Verhält-
nismäßigkeit und Effizienz zu evaluieren.
" Wer nichts zu verbergen hat, redet
Der Dialog mit dem Souverän ist ein elementarer

Bestandteil einer rechtsstaatlichen und partizipativen
Demokratie.
" Wer nachgibt, verliert nicht sein Gesicht, son-
dern gewinnt an Profil
Guten Argumenten nachzugeben und schlechte zu

verwerfen erhöht das Ansehen.
" Rechtsschutzgarantien machen stolz, nicht
Mühe
Die allgemein anerkannten Grundrechte, sowie die

in der EMRK verbrieften Grund- und Menschen-
rechte sind Teil unserer Rechtsordnung. Sie bedingen
Rechtsschutzstandards, die zu gewährleisten sind.
" Achte und ehre das Recht des Souveräns auf
Verschwiegenheit
Die Verschwiegenheit ist ein Recht des Souveräns.

Rechtsanwälte, Notare, Geistliche, Steuerberater,
Ärzte ua sind im Interesse des Souveräns verpflichtet,
das Recht des Volkes auf Verschwiegenheit zu wahren.
Der Gesetzgeber ist verpflichtet, den Souverän und
dessen Rechte zu respektieren.
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Zustellvollmacht in Abgabensachen

D as Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern und
Glücksspiel hat in einer Aussendung vom Jänner

2012 darauf hingewiesen, dass es zu Änderungen bei
den Abgabenkonten kommt, bedingt durch eine fi-
nanzamtsinterne Umstellung.

Bislang gab es für nicht wiederkehrende Abgaben (zB
Grunderwerbsteuer) sog Einmalkonten, welche nach
sechs Monaten wieder gelöscht wurden. Es wurde
nun jedoch von der in § 213 Abs 2 BAO geregelten
Möglichkeit Gebrauch gemacht, dass künftig auch
nicht wiederkehrende Abgaben zusammengefasst ver-
bucht werden können. Fortan gibt es nun für jeden
Abgabenpflichtigen nur noch ein dauerhaft beste-
hendes Abgabenkonto für alle Abgaben des Finanz-
amts für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücks-
spiel.

Daraus ergeben sich in weiterer Folge auch Auswir-
kungen auf die Zustellvollmacht:

Eine nunmehr dem Finanzamt für Gebühren, Ver-
kehrsteuern und Glücksspiel bekannt gegebene Zu-
stellvollmacht ist dann unwirksam, wenn sie aus-
drücklich auf ein bestimmtes Abgabenverfahren
beschränkt ist, für deren Erhebung das Finanzamt
für Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zustän-
dig ist. In diesen Fällen wird die Erledigung dem Abga-
benpflichtigen direkt zugestellt. Dies ergibt sich nach
Ansicht des Finanzamts für Gebühren, Verkehrsteuern
und Glücksspiel aus § 103 Abs 2 BAO: demnach ist eine
Zustellbevollmächtigung der Abgabenbehörde gegen-
über unwirksam, wenn

" ausdrücklich auf nur einige dem Vollmachtgeber zu-
gedachte Erledigungen eingeschränkt ist, die im
Zuge eines Verfahrens ergehen, oder

" ausdrücklich auf nur einige jener Abgaben einge-
schränkt ist, deren Gebarung gem § 213 BAO zu-
sammengefasst verbucht wird.
Nach Auskunft des Finanzamts für Gebühren, Ver-

kehrsteuern und Glücksspiel wird die Zustellung von
Erledigungen zukünftig nur mehr dann an den Be-
vollmächtigten erfolgen, wenn die Vollmacht nach
der Aktenlage für die Zustellung aller Erledigungen
der zusammengefasst verbuchten Abgaben im Zu-
ständigkeitsbereich des Finanzamts für Gebühren, Ver-
kehrsteuern und Glücksspiel erteilt wurde. In diesem
Fall erfolgt die Zustellung sämtlicher Erledigungen al-
ler gemeinsam verbuchten Abgaben an den Bevoll-
mächtigten.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass eine Partei
auch mehrere Zustellbevollmächtigte haben kann (§ 9
Abs 4 zweiter Satz ZustG). In diesem Fall gilt die Zu-
stellung als bewirkt, sobald sie an einen der Zustellbe-
vollmächtigten vorgenommen worden ist. Zu beachten
ist allerdings, dass, selbst wenn vom Vertragserrichter
eine uneingeschränkte Zustellvollmacht bekannt gege-
ben wird, die Zustellvollmacht des anderen Zustellbe-
vollmächtigten (ev eines Steuerberaters) nicht automa-
tisch erlischt. Folglich hat der Abgabepflichtige zwei
Zustellbevollmächtigte und die Zustellung ist rechtmä-
ßig bewirkt, wenn sie an einen Zustellbevollmächtigten
vorgenommen wird.

Bekämpfung von Geldwäsche
und Terrorismusfinanzierung

D ie Financial ActionTaskForce (FATF) hat ihreMit-
glieder nunmehr in Ansehung von Nordkorea und

dem Iran aufgefordert, Gegenmaßnahmen zu ergreifen,
um das internationale Finanzsystem vor dem hinsicht-
lich dieser Staaten bestehenden beträchtlichen Geldwä-
sche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko zu schützen.

Ferner ersucht die FATF ihreMitglieder in Ansehung
von Äthiopien, Bolivien, Ghana, Indonesien, Kenia,
Kuba, Myanmar, Nigeria, Pakistan, São Tomé und
Príncipe, Sri Lanka, Syrien, Tansania, Thailand und
der Türkei, das hinsichtlich dieser Staaten bestehende

hohe Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungs-Ri-
siko zu berücksichtigen.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.fatf-gafi.org/High risk and non-cooperative juris-
dictions

Eine Information des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages zu den zentralen berufsrechtlichen
Vorschriften zur Verhinderung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung ist im Internen Bereich (2.)
von www.rechtsanwaelte.at abrufbar.

ST
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VfGH bestätigt die Rechtmäßigkeit
der gleichmäßigen Aufteilung der Kosten
des Treuhandbuches auf alle Kammermitglieder

M it Erk vom 13. 12. 2011, B 1721/10 hat der VfGH
in nichtöffentlicher Sitzung den Versuch, die Ver-

fassungsmäßigkeit des § 10 a Abs 7 RAO zu bekämpfen,
abgewiesen und die Verteilung der Treuhandbuchkos-
ten auf alle Mitglieder der jeweiligen Länderkammern,
egal ob sie nun Treuhandschaften übernehmen, somit
das Treuhandbuch in Anspruch nehmen, oder nicht,
abgewiesen und den § 10 a Abs 7 RAO als rechtskon-
form bestätigt.

Dem Beschwerdeführer, einem Rechtsanwalt in der
Steiermark, wurde entgegen seinem Antrag auf „Befrei-
ung von der Entrichtung des Beitrages zum Treuhand-
buch“ ein entsprechender Kostenbeitrag, so wie allen
anderen Mitgliedern der steiermärkischen Rechtsan-
waltskammer, vorgeschrieben.

Der Beschwerdeführer brachte vor, dass er keinerlei
Treuhandschaften abwickle, somit die Einrichtung des
Treuhandbuches der steiermärkischen Rechtsanwalts-
kammer nicht in Anspruch nehme und sei unter diesem
Aspekt die Vorschreibung der entsprechenden Kosten
auch an ihn sachlich nicht gerechtfertigt und wider-
spreche dem Verursacherprinzip.

Das Plenum des Ausschusses der steiermärkischen
Rechtsanwaltskammer als belangte Behörde wies den
Antrag auf „Befreiung von den Gebühren des Treu-
handbuches“ ab und schrieb dem Beschwerdeführer
die entsprechenden Gebühren für das Treuhandbuch
vor und verwies dabei auf § 10 a Abs 7 RAO, welche Be-
stimmung ausschließlich auf die Zugehörigkeit zu einer
Rechtsanwaltskammer abstelle und nicht auf die tat-
sächliche Übernahme von Treuhandschaften.

Gegen diesen Bescheid rief der Beschwerdeführer
gem Art 144 B-VG den VfGH an, mit der Begründung,
die genannte Bestimmung verstoße gegen den Gleich-
heitsgrundsatz und sei „unsachlich“ und sei obendrein
auch nicht gemeinschaftsrechtskonform. Der Be-
schwerdeführer war auch der Ansicht, der angefochtene
Bescheid verletze sein verfassungsgesetzlich gewähr-
leistetes Recht auf Freiheit der Erwerbsbetätigung, da
ihm ein Beitrag zu der von der Treuhandeinrichtung
abgeschlossenen Versicherung vorgeschrieben werde,
obwohl er keine Treuhandschaften übernehme und
abwickle.

Im § 23 Abs 4 RAO wird jeder Rechtsanwaltskam-
mer aufgetragen, eine Treuhandeinrichtung zu errich-
ten, die den Schutz der Abwicklung von Treuhand-
schaften gem § 10 a Abs 2 RAO ermöglicht, die jewei-
lige Rechtsanwaltskammer ist auch verpflichtet, eine

Versicherung der Rechte der Treugeber am Treuhand-
erlag abzuschließen, deren Treuhandschaften über die
von der Rechtsanwaltskammer zu führenden Treuhan-
deinrichtung abgewickelt werden.

Im angefochtenen § 10 a Abs 7 RAO ist normiert,
dass der Rechtsanwalt verpflichtet ist, Beiträge zur Auf-
bringung der Prämien der von der Rechtsanwaltskam-
mer zur Sicherung der Rechte der Treugeber abzu-
schließenden Versicherung zu leisten, wobei die Beiträ-
ge unabhängig von der Anzahl der vom einzelnen
Rechtsanwalt über die Treuhandeinrichtung abgewi-
ckelten Treuhandschaften für alle Kammermitglieder
aus demKreis der Rechtsanwälte gleich hoch zu bemes-
sen sind.

In den Statuten der „Treuhand-Revision der steier-
märkischen Rechtsanwaltskammer“ ist ein entspre-
chender Kostenbeitrag für jedes Kammermitglied vor-
gesehen.

Der VfGH hat in seiner Entscheidungsbegründung
ausgeführt, dass die Errichtung von Treuhandein-
richtungen und der Abschluss einer Versicherung zum
Schutz der Treugeber dem Klientenschutz der
Rechtsanwälte dient und das Vertrauen der Bevöl-
kerung in die Rechtsanwaltschaft insgesamt stär-
ken bzw den Berufsstand vor Vertrauensverlusten
bewahren soll.

Das Ansehen der Rechtsanwälte ist unteilbar und
die Erhaltung des Standesansehens für die gesamte
Berufsgruppe von eminenter Wichtigkeit.

Somit ist die Aufteilung der Kosten dieser Einrich-
tung auf alle Kammermitglieder nicht unsachlich, die
Beschwerde wurde abgewiesen.

Entgegen der Ansicht des Beschwerdeführers dienen
die Einrichtungen des Treuhandbuches nicht dazu, je-
nen Rechtsanwälten, die sich mit der Abwicklung von
Liegenschaftstransaktionen bzw auch mit der treuhän-
digen Abwicklung von Geldgeschäften beschäftigen,
ein zusätzliches Einkommen zu verschaffen, das ande-
ren Rechtsanwälten, die derartige Mandate nicht über-
nehmen, verwehrt bleibt, sondern ist es wohl einsichtig,
dass die Einrichtungen der jeweiligen Treuhandbücher
einzelner Länderkammern dem Interesse des Rechts-
anwaltsstandes an sich dienen.

Es darf nicht vergessen werden, dass Auslöser für die
Einrichtung der ursprünglich „freiwilligen Treuhand-
revision“ und deren spätere Institutionalisierung durch
Schaffung entsprechender gesetzlicher Grundlagen in
der Rechtsanwaltsordnung (durch die eben die frühere
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Freiwilligkeit in eine verbindliche Abwicklung von
Geldtreuhandschaften über die Einrichtungen des
Treuhandbuchs umgewandelt wurde) einige kriminelle
Angriffe von früheren Rechtsanwälten auf Fremdgelder
waren, die zu einem erheblichen extrem nachteiligen
Medienecho für die Rechtsanwaltschaft führten.

Durch die damals rasche Einführung der Treuhand-
revisionen bzw Treuhandbücher konnte im Wesentli-
chen das Vertrauen in die Integrität des Rechtsanwalts-
standes wiederhergestellt werden.

Die Treuhandbücher dienen niemals dem einzelnen
Rechtsanwalt, der einige oder sogar viele Treuhand-
schaften abwickelt, denn die Abwicklung der Treuhand-
zahlungen über Treuhandbuch bewirkt zusätzlichen
Aufwand in den Kanzleien, kann Abwicklungsverzöge-
rungen bedeuten etc; es soll aber von der Kollegen-
schaft nicht übersehen werden, dass die Treuhand-
bucheinrichtungen auf gesetzlicher Grundlage und die
gesetzlich gebotene Vertrauensschadenhaftpflichtversi-
cherung ein bedeutendes Signal an die rechtsuchende
Bevölkerung und va an die Mandanten der Rechtsan-
waltschaft darstellt, dass – von einzelnen praktisch nie-

mals zu verhindernden Angriffen mit besonders „krea-
tiver“ krimineller Energie abgesehen – der jeweilige
vom Anwalt treuhändig übernommene Geldbetrag „si-
cher“ ist.

Dass sämtliche Kammermitglieder für die diesbezüg-
lichen Kosten gleichteilig aufzukommen haben, wurde
vom VfGH als sachgerecht erkannt. Dass die Treu-
handbucheinrichtungen und das der Bevölkerung kom-
munizierte Sicherheitssystem grundsätzlich „ein Er-
folg“ sind, ergibt sich aus der riesigen Zahl der von
Rechtsanwälten abgewickelten Treuhandschaften, dass
daraus auch Aufwendungen, Probleme und Verzöge-
rungen entstehen, soll nicht übersehen werden.

Es ist erfreulich, dass der VfGH der wiederholt auf-
keimenden Diskussion über die Kosten des Treuhand-
buches und den Versuchen, diesen Kosten mit dem Ar-
gument zu entkommen, man wickle keine Treuhand-
schaften ab, entweder weil der jeweilige Rechtsanwalt
kein diesbezügliches Klientel hat oder weil er die Ab-
wicklung von Geldtreuhandschaften „auslagert“, eine
– hoffentlich endgültige – Absage erteilt hat.

RA Dr. Herbert Gartner

Schmerzengeldsätze in Österreich in Euro
Stand: Februar 2012

Schmerzen
leichte mittlere starke qual-

volle
OLG Graz 100 200 300
OLG Innsbruck*) 100 200 300
OLG Linz Keine Angaben
OLG Wien 100 200 300
LG Eisenstadt 100 200 300
LG Feldkirch 100 200 300
LG ZRS Graz 110 200 300
LG Innsbruck 100 – 110 200 300
LG Klagenfurt 100 – 110 200 – 220 300 – 330
LG Linz 100 – 120 200 – 240 300 – 360
LG Salzburg 100 200 300
LG St. Pölten 100 200 300
LG ZRS Wien 100 – 110 200 – 220 300 – 330
LG Korneuburg 100 200 300
LG Krems 100 – 120 200 300
LG Leoben 110 200 300
LG Ried i. I. 100 – 120 200 300
LG Steyr 100 – 120 200 – 250 300 – 350
LG Wels 100 200 300
LG Wr. Neustadt 100 200 300

*) Die angeführten Beträge gelten als Untergrenze.

Beachte:
1. Diese Schmerzengeldtabelle stellt bloß eineBemes-

sungshilfe und keine Berechnungsmethode dar!
2. Es wird darauf hingewiesen, dass die in obiger Ta-

belle angeführten Sätze der überwiegenden Praxis
bei diesen Gerichten entsprechen; vereinzelte Ab-
weichungen können daher nicht ausgeschlossen
werden.
Herausgegeben von Hofrat Professor Dr. Franz Hartl,

Präsident des LG Korneuburg iR
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BESTELLFORMULAR WERBEARTIKEL . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Hiermit bestelle ich (Preise netto in Euro)

Artikel Beschreibung
Preis

netto/Stk. Anzahl Gesamt

Gummiparagrafen Haribo-Fruchtgummis in
Paragrafenform, bunte
Mischung, ein 8 g Minibeutel

100 Minibeutel im praktischen
Klarsicht-Kunststoffeimer

0,20

20,00

Ansteck-Pin ,,R ,, R-Logo ausgestanzt als
Ansteck-Pin, Ø: ca 15 mm 2,50

Lanyard (Trageschlaufe)

blau mit Aufdruck
www.rechtsanwaelte.at,
mit Karabiner, Länge: 45 cm
(ohne Karabiner)

1,50

Regenschirm

Golf- und Gästeschirm,
marineblau, Fiberglas, teflon-
beschichtet, mit Aufdruck,
Ø: 120 cm

25,00

Schlüsselanhänger blau mit Aufdruck, Pfeife mit
roter LED Leuchte 1,10

Schirmkappe
dunkelblau, vorne: R-Logo,
hinten: www.rechtsanwaelte.at,
verstellbare Größe

10,00

Post-It-Haftnotizblock
DIN A7, weiß, mit Aufdruck,
50 Blatt, Maße: 102 x 74,5 mm 1,75

Schreibblock
A4, weiß, mit Aufdruck,
50 Blatt, kopfgeleimt 2,00

Kugelschreiber blau, mit Aufdruck 0,75

Aufkleber Logo, Maße: 8 x 8 cm 1,00

Summe netto

+ 20% USt

GESAMT

zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung.
Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH unter der Fax-Nummer 01/535 12 75-13.
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Tuchlauben 12
1010 Wien

Werbung und PR



183

Inland

12. April 2012 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Fachtagung: Legal Due Diligence
Referententeam

12. April 2012 WIEN

ÖRAV-Seminar: Einführung
RA Dr. E. Schön

12. bis 14. April 2012 WIEN

European Centre of Tort and Insurance Law
(ECTIL): 11th Annual Conference on European
Tort Law

13. April 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Aktuelle Rechtsprechung des OGH zum Ver-
tragsrecht
Hofrat Prof. Dr. Franz Hartl, Vizepräs. Dr. Horst
Schlosser

16. April 2012 GRAZ

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Datenschutzrecht aktuell
MR MMag. Dr. Waltraut Kotschy

16. April 2012 WIEN

Austrian Standards plus Trainings: Lehrgang zum
zertifizierten Anti-Claim-Manager

18. April 2012 GRAZ

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Datenschutzrecht aktuell
MR MMag. Dr. Waltraut Kotschy

18. und 19. April 2012 WIEN

Austrian Standards plus Trainings: Lehrgang Ört-
liche Bauaufsicht

24. April 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Scheidungsrecht aktuell – Neue Wege bei Ob-
sorge- & Besuchsrecht
Dr. Gabriela Thoma-Twaroch, Univ.-Prof. Dr. Astrid
Deixler-Hübner

24. April 2012 LINZ

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Selbstberechnung von Gebühren&Verkehr-
steuern
MR Mag. Johann Adametz, Mag. Franz Proksch

24. April 2012 WIEN

European Centre of Tort and Insurance Law
(ECTIL): Der Ersatz von Mangelfolgeschäden
in Veräußerungsketten von Unternehmern

25. bis 27. April 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Akademie Firmenbuch
Referententeam

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04

Termine

26. und 27. April 2012 MAUERBACH

Business Circle:Verhandlungstraining exklusiv für
Juristen
Jörg Risse

7. Mai 2012 WIEN

ÖRAV-Seminar: Firmenbuch
RA Dr. Heliczer, ADir Szöky

7. und 8. Mai 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung „Kartellrecht 2012“
Referententeam

7. und 8. Mai 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Stiftungen
Referententeam

7. bis 11. Mai 2012 WIEN

ICC Austria Internationale Handelskammer: Trade
Finance Week

8. Mai 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Pflichtteilsrecht
Univ.-Lekt. Dr. Stephan Verweijen

10. und 11. Mai 2012 WIEN

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Klartext schreiben – Für Wirtschaftsexperten &
Juristen
Mag. Birgit Rauscher-König

10. bis 12. Mai 2012 LINZ

18. Österreichischer Juristentag
11. und 12. Mai 2012 GMUNDEN

Gmundner Medizinrechtskongress
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14. Mai bis 18. Juni 2012 WIEN

Institut für Unternehmens- und Wirtschaftsrecht,
19. Seminar: Aktuelle Entwicklungen im Unter-
nehmens- und Steuerrecht, Podiumsdiskussion
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

16. Mai 2012 WIEN

International Fiscal Association (IFA):Neueste Ent-
wicklungen zum OECD-Musterabkommen
Jacques Sasseville

22. Mai 2012 WIEN

ÖRAV-Seminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. T. Engelhart

23. Mai 2012 WIEN

International Fiscal Association (IFA): Wolfgang
Gassner-Gedächtnisvorlesung: Entwicklungs-
tendenzen auf demGebiet desBilanzsteuerrechts
in der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs

23. Mai 2012 WIEN

FH Wifi Wien: GrundbuchNEU
1. Juni 2012 GRAZ

Universität Graz, Institut für Zivilrecht, Ausländi-
sches und Internationales Privatrecht: Die neue
Verbraucherrechte-Richtlinie: Fortschritt für
die EU-Bürger oder alte Rechte neu verpackt?

1. Juni 2012 WIEN

Europäische Gesellschaft für Medizinrecht: 6. Eu-
ropäischer Medizin-Rechts-Tag, Europäische
Identitätsfindung durch Solidarität im Gesund-
heitswesen

12. und 13. Juni 2012 LINZ

Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Klartext schreiben – Für Wirtschaftsexperten &
Juristen
Mag. Birgit Rauscher-König

15. Juni 2012 SALZBURG

ÖRAV-Seminar: Grundbuch I
RegR Anton Jauk

21. und 22. Juni 2012 LINZ

Institut für Umweltrecht der JKU und Institut für
Umwelt- und Technikrecht Trier: 1. Symposium
zum Europäischen Umweltrecht: Europäisches
Klimaschutzrecht

22. Juni 2012 WIEN

International Fiscal Association (IFA): 19. Wiener
Symposion zum Internationalen Steuerrecht:
Die österreichische DBA-Politik – Das österrei-
chische Musterabkommen

9. Juli 2012 WIEN

ÖRAV-Seminar:Sommerblockseminar (BU-Kurs)
Referententeam

Ausland
11. April 2012 ROM

The Italian Bar and the Council of Bars and Law So-
cieties of Europe (CCBE):The proposed Common
European Sales Law – the lawyers’ view

12. bis 14. April 2012 PRAG

Association Internationale des Jeunes Avocats (AIJA):
Sale of a Business during the Great Financial Cri-
sis: Transactional and Contentious Aspects

13. und 14. April 2012 TUNIS

Union Internationale des Avocats (UIA): Medical
Negligence and Liability

17. bis 21. April 2012 NEW YORK

American Bar Association (ABA): 2012 Spring
Meeting

19. und 20. April 2012 PARIS

Union Internationale des Avocats (UIA):Médiation:
de l’expérience à la maîtrise

19. und 20. April 2012 BARCELONA

Union Internationale des Avocats (UIA): Internatio-
nal Arbitration

19. bis 21. April 2012 GENT

Association Internationale des Jeunes Avocats (AIJA):
Joint ventures

22. bis 24. April 2012 WASHINGTON, DC

The World Jurist Association: Law and Techno-
logy: Innovation in the Digital Age

26. April 2012 HAMBURG

Bund der Versicherten: 22. Wissenschaftstagung

26. und 27. April 2012 PARIS

Union Internationale des Avocats (UIA): Comment
se prévaloir des droits de l’homme devant les
tribunaux africains?

4. und 5. Mai 2012 GENT

Union Internationale des Avocats (UIA): Joint
UIA-LIDC Seminar: Antitrust and Unfair Com-
petition Developments Forum

10. und 11. Mai 2012 VALENCIA

Union Internationale des Avocats (UIA): Internatio-
nal Sale of Goods

11. und 12. Mai 2012 BORDEAUX

Union Internationale des Avocats (UIA): Seminar:
The European Court of Justice and the National
Courts

21. und 22. Mai 2012 PARIS

Union Internationale des Avocats (UIA): How to
Manage a Small/Medium-Sized Firm

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04
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24. bis 26. Mai 2012 VENEDIG
Association Internationale des Jeunes Avocats (AIJA):
Annual Arbitration Conference

31. Mai und 1. Juni 2012 TRIER
Europäische Rechtsakademie (ERA): How to liti-
gate before the ECJ in intellectual property cases

1. und 2. Juni 2012 HELSINKI
Union Internationale des Avocats (UIA): Seminar:
Information Leaks – How to address them in
Litigation

1. bis 10. Juni 2012 ROVINJ/KROATIEN
Fußballweltmeisterschaft der Anwälte:
16. Mundiavocat Classic
3. Mundiavocat Master

Termine
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Expertenrat zur Berufshaftpflicht
Die Spezialisten der KOBAN SOLDORA GMBH evaluieren 

die Vermögensschadenhaftpflicht-Versicherung von 

rechts- und wirtschaftsberatenden Personen. 

Das Team erstellt für diese Berufsgruppe individuelle 

und bedarfsgerechte Lösungen und verhandelt ein 

 attraktives Preis-Leistungs-Verhältnis.

Dr. iur. Klaus G. Koban, 

Geschäftsführer der  KOBAN 

SOLDORA GMBH rät:  „Las-
sen Sie von Zeit zu Zeit das 
Risikopotenzial sowie Ihren 
Versicherungsbedarf prüfen. 
Denn in komplexen Versi-

cherungsbelangen gibt es meist vielschichtige Lösungen.“

 „Während unserer Berater-
tätigkeit stoßen wir bei 
 Klienten immer wieder auf 
sehr alte Verträge, die keine 
adäquaten Deckungssum-
men und einen viel zu gerin-
gen Versicherungsschutz 

bieten. Als Experten offerieren wir unseren Kunden   
neue, individuelle Lösungen“, erläutert Dr. iur. Georg 

 Aichinger, Geschäftsführer der KOBAN SOLDORA GMBH.

Wir freuen uns auf Ihre Kontaktaufnahme unter 
0664/255 32 37 oder  
georg.aichinger@kobangroup.at

Beachten Sie bitte auch die Termine in der Rubrik „Aus- und Fortbildung“ auf den Seiten
221 ff.
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Recht kurz & bündig

" § 27 Abs 2, § 30 Abs 2 PSG; § 386 Abs 4 ZPO:
Auskunftsansprüche der Begünstigten einer Privat-
stiftung

1. Im Verfahren über die Auskunftserteilung und
Einsichtsgewährung hat neben den Antragstellern
nur die Privatstiftung Parteistellung.
2. Im Abberufungsverfahren haben daneben auch die
Organmitglieder Parteistellung, da dieses Verfahren
dem Ausgleich des Kontrolldefizits bei Privatstiftun-
gen dient.
3. Die Verweigerung des gesetzlichen Auskunfts-
rechts kann eine grobe Pflichtverletzung und einen
Abberufungsgrund iSd § 27 Abs 2 PSG darstellen.
4. Hinsichtlich jener Beschlüsse, die Beweis-
sicherungsmaßnahmen, also Auskünfte und
Akteneinsichten, bewilligen, besteht eine Rechtsmit-
telbeschränkung gem § 30 Abs 2 PSG iVm § 386
Abs 4 ZPO.
5. Die Kostentragungsregel des § 388 Abs 3 ZPO
kommt beim Verfahren über den Antrag auf Aus-
kunftserteilung und Einsichtsgewährung zur Anwen-
dung.
OGH 16. 6. 2011, 6 Ob 82/11 v ZFS 2011, 130 =
ecolex 2011/329 = GeS 2011, 331 = GesRZ 2011,
380 (Hochedlinger).

" § 142 HGB; §§ 15, 142, 146 ff UGB:
Liquidatorenbestellung – Firmenbucheintragung der Li-
quidatoren – zeitlicher Anwendungsbereich des § 142
UGB

1. Ob die vom Gericht bestellten Liquidatoren an
Stelle der vorhandenen oder neben diese treten, ist
im Ernennungsbeschluss eindeutig festzulegen. Be-
stehen Zweifel, ist von einer Bestellung an Stelle aus-
zugehen.
2. Die Eintragung der Liquidatoren im Firmenbuch
wirkt lediglich rechtsbekundend.
3. § 142 Abs 1 UGB ist nur auf nach dem 1. 1. 2007
gegründete Gesellschaften anzuwenden, soweit er
den Übergang des Gesellschaftsvermögens an den
verbleibenden Gesellschafter auch ohne Vorliegen
eines Ausschlussgrundes vorsieht.
OGH 16. 6. 2011, 6 Ob 48/11 v ecolex 2011/325 =
wbl 2011, 677.

" § 45 GmbHG:
Sonderprüfung des Jahresabschlusses

1. Eine Bestellung von sachverständigen Revisoren
soll Minderheitsgesellschaftern die Kenntnisse ver-
schaffen, die sie für mögliche Ansprüche gegen
pflichtwidrig handelnde Organe oder sonstige
Rechtsfolgen benötigen.
2. Eine Sonderprüfung muss auf Vorgänge bestimm-
ter Art beschränkt sein.
3. Nicht mehr erforderlich ist die Sonderprüfung,
wenn die Minderheitsgesellschafter die Umstände

kennen, aus denen die Pflichtwidrigkeiten abgeleitet
werden.
OGH 16. 6. 2011, 6 Ob 86/11 g RdW2011/751 (LS)
= GeS 2011, 400.

" §§ 277 ff, 283, 906 Abs 23 UGB:
Nicht-Offenlegung des Jahresabschlusses – Zwangs-
strafe gegen Liquidatoren

1. § 283 UGB ist anzuwenden, wenn einer Offen-
legungspflicht vor dem 1. 1. 2011 erst nach dem
28. 2. 2011 nachgekommen wird.
2. Trotz nachträglicher Einreichung des Jahresab-
schlusses können Zwangsstrafen verhängt werden,
wenn sie nicht spätestens am Tag vor der Verhän-
gung erfolgt.
3. Für die Unmöglichkeit der Erfüllung der Offenle-
gungspflicht reicht die Behauptung der Mittellosig-
keit nicht.
OGH 14. 9. 2011, 6 Ob 176/11 t; 6 Ob 177/11 i;
6 Ob 178/11m; 6 Ob 192/11w; 6 Ob 164/11 b;
6 Ob 191/11 y; 6 Ob 174/11 y; 6 Ob 175/11w ecolex
2011/442.

" §§ 3, 9 PSG:
Errichtungstreuhand bei Privatstiftung

Ein nachträglicher Beitritt einer Person als Stifter
kommt nach stRsp nicht in Betracht. Ebenso kann
die Stifterstellung nicht nachträglich auf den Treu-
geber übertragen werden.
OGH 14. 9. 2011, 6 Ob 158/11w GeS 2011, 444 =
RdW 2012/30 = ZFS 2011, 176 (Hochedlinger).

" §§ 30 ff GenG; §§ 197 ff AktG:
Genossenschaft: Anfechtung von Generalversamm-
lungsbeschlüssen

1. Für Beschlussmängel der Generalversammlung ei-
ner Genossenschaft sind die aktienrechtlichen Be-
stimmungen über Nichtigkeit und Anfechtung von
Hauptversammlungsbeschlüssen anzuwenden.
2. Die Anfechtungsklage muss sämtliche Anfech-
tungsgründe enthalten, da ein Nachschieben nicht
zulässig ist.
OGH 14. 9. 2011, 6 Ob 157/11 y GeS 2011, 443.

" §§ 49, 76 Abs 2 GmbHG:
Statutarische Aufgriffsrechte

1. Für eine wirksame nachträgliche Begründung sta-
tutarischer Aufgriffsrechte bedarf es der notariellen
Beurkundung. Diese ist sowohl für materielle als
auch formelle Bestandteile der Satzung ausreichend.
2. Es ist nicht ausgeschlossen, einem Dritten ein sta-
tutarisches Aufgriffsrecht einzuräumen, insb wenn
dieser Dritte selbst Gesellschafterstellung erlangen
soll.
OGH 14. 9. 2011, 6 Ob 81/11 x RdW 2012/34.

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
RA Dr. Manfred
Ainedter,
RA Mag. Franz Galla
und RA Dr. Ullrich
Saurer.
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" § 10 GRBG (§ 7 Abs 2 GRBG; § 281 Abs 1 Z 5
StPO):
Aktenwidrigkeit als Grundrechtsverletzung

Die Begründung dringenden Tatverdachts kann im
Grundrechtsbeschwerdeverfahren in sinngemäßer
Anwendung der Z 5 und 5 a des § 281 Abs 1 StPO
angefochten werden.
Erfolgreiche Geltendmachung erfordert unverzügli-
che Klärung der Haftvoraussetzungen im Rahmen
einer Haftverhandlung, soweit der OGH nicht ohne-
hin die angefochtene E aufhebt.
OGH 13. 10. 2011, 14 Os 130/11 s (OLG Graz
10 Bs 338/11 y; LGSt Graz 12 Hv 4/11 y) EvBl
2012/6.

" § 133 Abs 1 StGB:
Veruntreuung bei verschlossenen Behältnissen

Wird aufgrund eines „Rechtsgeschäfts oder eines
vertragsähnlichen Rechtsverhältnisses“ ein Geld
enthaltendes Behältnis erlangt, bezieht sich diese
Art von Gewahrsamserlangung dann nur auf das Be-
hältnis und nicht auch auf das darin enthaltene
Geld, wenn das Behältnis den direkten Zugriff des
zur Verwendung, Verwahrung, Zurückstellung oder
Weitergabe des Behältnisses Verpflichteten hindern
soll.
OGH 13. 10. 2011, 13 Os 69/11 p (LGSt Wien
93 Hv 105/10 g) EvBl 2012/7.

" § 250 StPO (§ 281 Abs 1 Z 3 und 4, § 345 Abs 1
Z 4 und 5 StPO; Art 6 EMRK):
Rüge nicht ausreichender Information des Angekl über
in seiner Abwesenheit Vorgefallenes muss vermisste
Inhalte nennen

Eine Verfahrensrüge, in welcher der Angekl – zwar
nicht das Unterbleiben jeder Information, so doch
– kritisiert, nicht ausreichend über das in seiner (nach
§ 250 Abs 1 StPO angeordneten) Abwesenheit Vor-
gefallene ins Bild gesetzt worden zu sein, muss den
Inhalt der vermissten Informationen nennen, um
prozessual zulässig zu sein.
OGH 21. 9. 2011, 15 Os 82/11 i EvBl-LS 2012/7.

" Fehlende Möglichkeit zur Ausfolgung von Ton- und
Bildaufnahmen möglicherweise verfassungswidrig:
§ 363 a StPO (Art 89 Abs 2 B-VG)

Es besteht ein subjektives Recht, den OGH wegen
unterlassener Normanfechtung durch ein RMG an-
zurufen.

§ 52 Abs 1 StPO (Art 6 Abs 1 und 3 lit b, Art 8 EMRK;
Art 7 Abs 1 B-VG; Art 2 StGG)

Dass § 52 Abs 1 StPO das Recht, Kopien von Ton-
oder Bildaufnahmen zu erhalten, ausnahmslos ver-
neint, solcherart eine Abwägung von Verteidigungs-
interessen gegen – der Ausfolgung einer Kopie
allenfalls entgegenstehende – schutzwürdige Interes-

sen Dritter ausschließt, erweckt Bedenken im Hin-
blick auf die Vereinbarkeit dieser Bestimmung mit
dem Recht auf ein faires Verfahren nach Art 6
Abs 1 und Abs 3 lit b MRK und allenfalls – soweit
die Regelung eine differenzierende Betrachtung für
jene Fälle, in denen (wie hier) Ton- und Bildaufnah-
men im Verfahren eine zentrale Rolle als Beweismit-
tel spielen, nicht zulässt – mit dem Gleichheitssatz
nach Art 2 StGG.
OGH 18. 10. 2011, 12 Os 57/11 s (OLGWien 21 Bs
407/10 x; LGSt Wien 143 Hv 92/10 p) EvBl 2012/
13.

" § 28 Abs 1 StGB:
Scheinkonkurrenz mit „typischer Begleittat“

Sowohl real- als auch idealkonkurrierende strafbare
Handlungen (rechtliche Kategorien) können im Ver-
hältnis zueinander „typische Begleittat“ sein, womit
eine Begleittat im Verhältnis zur sog Haupttat selb-
ständig oder unselbständig iSd § 28 Abs 1 StGB sein
kann.
OGH 13. 10. 2011, 13 Os 100/11 x (LG Steyr 13 Hv
41/08m) EvBl 2012/14.

" § 281 Abs 1 Z 1 a StPO:
Mängel von Bestellung oder Bevollmächtigung begrün-
den keine Nichtigkeit nach § 281 Abs 1 Z 1 a StPO

Mängel bei der Bestellung oder Bevollmächtigung
sind bei tatsächlich durch einen RA erfolgter Vertre-
tung unter dem Aspekt des NG nach § 281 Abs 1
Z 1 a StPO ohne Bedeutung.
OGH 6. 10. 2011, 11 Os 5/11m EvBl-LS 2012/15.

" § 252 Abs 2 a StPO (§ 281 Abs 1 Z 5 StPO):
Nichtigkeit wegen fehlender Voraussetzungen für zu-
sammenfassendes Referat

Aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall StPO kann das
Nichtvorkommen des Vorgetragenen unter Beru-
fung auf das Fehlen einer Voraussetzung des § 252
Abs 2 a StPO erfolgversprechend geltend gemacht
werden. Nichtigkeit idS liegt vor, wenn die tatrich-
terliche Beweiswürdigung maßgeblich auf dem In-
halt des Vorgetragenen beruht.
OGH 6. 10. 2011, 11 Os 120/11 y EvBl-LS 2012/16.

" § 281 Abs 1 Z 10 StPO:
Anfechtung zum Nachteil des Angekl muss sämtliche
Tatbestandsmerkmale beachten

Hat das ErstG eine mit einem höheren Strafsatz ver-
bundene Qualifikation nicht angenommen, weil es in
rechtlicher Hinsicht den objektiven Tatbestand als
nicht erfüllt ansah, so hat eine zum Nachteil des
Angekl ergriffene Subsumtionsrüge nicht nur einen
Fehler in der rechtlichen Beurteilung der objektiven
Tatseite aufzuzeigen, sondern darüber hinaus in
Ansehung der vom erkennenden Gericht konse-
quenterweise nicht getroffenen Konstatierungen

Recht kurz & bündig
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zur subjektiven Tatseite einen Feststellungsmangel
geltend zu machen.
OGH 18. 10. 2011, 12 Os 138/11 b (LGSt Graz
10 Hv 49/11 a) EvBl-LS 2012/21.

" § 281 Abs 1 Z 1 StPO (§ 43 Abs 2 StPO):
Vorbereitung einer Beweisaufnahme bedingt keine
Ausgeschlossenheit im Hauptverfahren

Eine telefonische Auskunft darüber, ob eine als Zeu-
ge in Betracht kommende Person über sachdienli-
ches Wissen verfügt, ist unter dem Aspekt der
Ausgeschlossenheit des solcherart informierten
Richters unbedenklich.
OGH 18. 10. 2011, 12 Os 121/11 b EvBl-LS 2012/
23.

" § 176 StGB:
Größere Zahl von Menschen sind etwa zehn Personen

Tatbestandsvoraussetzung des § 176 Abs 1 StGB ist
(anders als nach § 89 StGB) die Herbeiführung ei-
ner Gefahr für Leib oder Leben einer größeren
Zahl von Menschen (die nach der Rsp ab einem
Richtwert von etwa zehn Personen gegeben ist)
oder für fremdes Eigentum in großem Ausmaß.
Dieses muss einen Wert darstellen, der zumindest
die bei den meisten Vermögensdelikten zweite
Wertgrenze von aktuell a 50.000,– annähernd er-
reicht, wobei zusätzlich eine größere (nicht aber
notwendigerweise unbegrenzte) Ausdehnung des
Eigentums vorausgesetzt ist.
OGH 8. 11. 2011, 14 Os 116/11 g, 127/11 z EvBl-LS
2012/24.

" §§ 1299, 1300, 1304 ABGB:
Haftung für Bonitätsauskunft und Mitverschulden des
Geschädigten

Im Vertrauen auf eine Bonitätsauskunft entschloss
sich die Klägerin dieses Verfahrens zur Aufnahme ei-
ner Geschäftsbeziehung mit einer Firma, was sie un-
terlassen hätte, wenn die Beklagte diese Aufnahme
nicht empfohlen hätte. Im Zuge der Einmahnung of-
fener Honorarbeträge stellte sich heraus, dass bereits
zum Zeitpunkt der Erstellung der Bonitätsauskunft
Exekutionsverfahren gegen die betreffende Firma
sowie mehrere „Werklohn-Prozesse“ anhängig ge-
wesen waren.
Der OGH führte aus, dass sich das Verschulden der
Beklagten als Sachverständige iSd § 1299 ABGB
nach objektiven Kriterien bestimme. Die Klägerin
habe von der beklagten Auskunftgeberin erwarten
dürfen, dass deren grundsätzlich positive Einschät-
zung der Bonität auf objektiven Daten und Informa-
tionen beruhte und dass sie allenfalls unzureichende
Kenntnisse offengelegt hätte. Entgegen der Auffas-
sung der Vorinstanzen bejahte der OGH also das
Verschulden der Beklagten. Da die Bonitätsauskunft
aber abschwächende bzw relativierende Formulie-

rungen enthielt, die bei gehöriger Aufmerksamkeit
für die Klägerin Anlass gewesen wären, an einer un-
bedingten Empfehlung bzw an einer Einstufung des
Bonitätsrisikos als gering zu zweifeln, ging der
OGH von einem Mitverschulden im Ausmaß von
50% aus.
OGH 24. 11. 2011, 1 Ob 206/11 t ecolex 2012/48.

" § 16 Abs 2 WEG; § 523 ABGB:
Touristenbeherbergung in Eigentumswohnungen: wid-
mungswidrig

In dem dieser E zugrundliegenden Verfahren wur-
den zwei Wohnungseigentümer, die auf der betreff-
enden Liegenschaft zehn ihrer elf Wohnungen als
„Ferienwohnungen“ an Touristen vermieteten, von
anderen Wohnungseigentümern auf Unterlassung
dieser Tätigkeit in Anspruch genommen. Sämtliche
Verträge, mit denen die Beklagten ihre Wohnungen
erworben hatten, enthielten eine Bestimmung, wo-
nach bauliche Änderungen und Widmungsänderun-
gen innerhalb der Wohnungseinheit der vorigen
Zustimmung des Verkäufers und der anderen Mitei-
gentümer bedürfen. Erst vor dem OGH konnten die
Kläger mit ihrem Begehren durchdringen:
Der in § 16 Abs 2 WEG 2002 verwendete Begriff
„Änderungen“ sei sehr weit auszulegen und erfasse
demnach grundsätzlich auch alle Umwidmungen. Je-
de Änderung, die eine Beeinträchtigung schutzwür-
diger Interessen anderer Wohnungseigentümer mit
sich bringen könnte, bedürfe der Zustimmung aller
Mitglieder der Eigentümergemeinschaft oder der
Genehmigung in einem Verfahren nach § 52 Abs 1
Z 2 WEG. Laut festgestelltem Sachverhalt lagen
Nebenleistungen (Bettwäsche, Handtücher, Endrei-
nigung) vor, die über die bloße Überlassung einer
Wohnmöglichkeit und damit über den Vertragsin-
halt eines reinen Bestandvertrags hinausgingen. Des-
halb und auch wegen der bloß sehr kurzfristigen
Dauer der Nutzung der möblierten Wohnungen
durch die Kunden der Beklagten gegen Pauschalent-
gelt pro Nacht sei laut OGH vom Abschluss von Be-
herbergungsverträgen auszugehen. Das entspreche
aber nicht mehr der relevanten Widmung dieser Ei-
gentumsobjekte als Wohnungen, weshalb dies deren
Änderung bedeute.
OGH 8. 11. 2011, 3 Ob 158/11 y ecolex 2012/52.

" § 77 Abs 2 ASGG; § 9 Abs 1 RATG:
Kostenersatz in Sozialrechtssachen – Angemessenheit
als Grenze

In dieser Sache war zu klären, ob für die Klage auf
Gewährung einer Invaliditätspension als Bemes-
sungsgrundlage das 3-Fache des eingeklagten Jahres-
betrages oder der Betrag von a 3.600,– maßgeblich
sei. Laut Art 6.6.1. der Allgemeinen Bedingungen
für die Rechtsschutzversicherung (ARB) 2003 hatte
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der beklagte Versicherer nämlich nur „die ange-
messenen Kosten des für den Versicherungsnehmer
tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe des Rechtsan-
waltstarifgesetzes oder, sofern dort die Entlohnung
für anwaltliche Leistungen nicht geregelt ist, bis
zur Höhe der Autonomen Honorarrichtlinien“ zu
ersetzen.
Der OGH vertritt die Meinung, dass die „angemes-
senen Kosten“ die absolute Obergrenze der durch
die Rechtsschutzversicherung zu bezahlenden Kos-
ten bildeten. Ist die Entlohnung des Rechtsanwalts

im RATG geregelt, ergebe sich daraus die Ober-
grenze. Da bei einemKlagebegehren auf Gewährung
einer Invaliditätspension für den Honoraranspruch
des Klagevertreters gegenüber seinem Klienten die
Bewertung gem § 9 Abs 1 RATG nicht zur Anwen-
dung komme, sondern die niedrigere Bemessungs-
grundlage gem § 77 Abs 2 ASGG maßgeblich sei,
handle es sich dabei um die „angemessenen Kosten“
iSd Art 6.6.1. ARB 2003.

OGH 28. 9. 2011, 7 Ob 162/11 s EvBl 2012/26.
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Rechtstatsächliches aus dem Bereich der
Verfahrenshilfe unter besonderer Berücksichtigung
des „kostenlosen“ Beigebens eines Rechtsvertreters
„Öffne deinen Mund, richtige Recht, verschaff dem Bedürftigen und
Armen Recht!“ Buch der Sprichwörter, Kapitel 11, 9, Worte an Lemuël
Von RA MMag. Josef R. Lercher, Dornbirn. Der Autor ist Rechtsanwalt in Dornbirn.

I. Einleitung: Das Rechtsinstitut
der Verfahrenshilfe und
200 Jahre ABGB1)

Die vierte Tagung der Reihe „Rechtstatsachenfor-
schung – heute“ steht bekanntlich unter dem Titel
„200 Jahre ABGB 1811 bis 2011“.

Prima vista kommt es einer Sisyphusarbeit gleich,
wird man vor die Aufgabe gestellt, das Rechtsinstitut
der Verfahrenshilfe mit dem ABGB im Allgemeinen
und mit seinem 200-jährigen Jubiläum im Besonderen
in eine gedankliche Verbindung zu bringen.

Man ist zunächst versucht zu glauben, dass zwischen
beiden keinerlei Verbindung besteht, indes liegt sehr
wohl ein Zusammenhang vor, ja man kann sogar sagen,
dass eine wichtige Bestimmung des ABGB, welche be-
reits 1811 in dieser Form bestand, eine unerlässliche
Voraussetzung für das Rechtsinstitut der Verfahrens-
hilfe bildet.

§ 19 ABGB in der Urfassung – diese Bestimmung ist
bis zum heutigen Tag keiner Änderung unterzogen
worden – lautet wie folgt:

„Jedem, der sich in seinem Rechte gekränkt zu
seyn erachtet, steht es frey, seine Beschwerde vor
der durch die Gesetze bestimmten Behörde anzubrin-
gen. Wer sich aber mit Hintansetzung derselben der
eigenmächtigen Hülfe bedienet, oder, wer die Grän-
zen der Nothwehre überschreitet, ist dafür verant-
wortlich.“

§ 19 ABGB normiert damit das Verbot der Selbst-
hilfe. Wenn nun aber die staatliche Gewalt dem Einzel-
nen verwehrt, selber für den Fall der Beschneidung sei-
ner Rechte in Form der Selbsthilfe den „gerechten“
Zustand wiederherzustellen, so muss es der Staat als
Träger der Hoheitsgewalt sein, der sämtlichen Rechts-
unterworfenen – eben deshalb ist in § 19 ABGB von
„jedem“ die Rede – die Möglichkeit zu eröffnen,
Rechtsschutz durch Anrufung der Gerichte und Ver-
waltungsbehörden zu erlangen.2)

Diese – jedermann3) – zu eröffnende Möglichkeit,
zum Schutz und zur Durchsetzung der eigenen Rechte
die staatlichen Gewalten anzurufen, lässt sich schon aus
dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art 2 StGG; Art 7
B-VG, Art 14 EMRK) ableiten. Die spezifische grund-
rechtliche Ausgestaltung dieser jedermann unabhängig
von Einkommen und Vermögen offenstehenden
Rechtsweggarantie findet sich schließlich in Art 6
Abs 1 EMRK („Jedermann hat Anspruch darauf, dass
seine Sache in billiger Weise öffentlich innerhalb einer
angemessenen Frist gehört wird, und zwar von einem
unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhen-
dem Gericht . . .“), wobei im Abs 3 expressis verbis – im
Falle eines Strafverfahrens – die Verpflichtung, unent-
geltlich den Beistand eines Pflichtverteidigers zu erhal-
ten, normiert wird.4)
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1) Bei der gegenständlichen Abhandlung handelt es sich um die schrift-
liche Fassung eines am 10. 6. 2011 anlässlich der vierten Tagung der
Tagungsreihe „Rechtstatsachenforschung – Heute“ mit dem Titel
„200 Jahre ABGB 1811 bis 2011“ an der Universität Innsbruck gehal-
tenen Vortrags, wobei aus zeitlichen Gründen im mündlichen Referat
gewisse Teile weggelassen wurden. Der Vortragsstil wurde im Inte-
resse einer lebendigen Darstellungsweise beibehalten. Um diese
schriftliche Arbeit verdient gemacht haben sich Frau Jacqueline Dre-
xel (Schreibarbeiten), Herr Dr. Stefan Rein (Hilfestellungen bei der
grafischen Aufbereitung) und Frau Mag. Eva-Maria Hofmann (Kor-
rekturlesen) – ihnen allen gebührt mein aufrichtiger Dank!

2) Auf diesen Zusammenhang zwischen dem Verbot der Selbsthilfe ei-
nerseits und der Notwendigkeit der tatsächlichen Rechtswegeröff-
nung für „Reich und Arm“ verweist zutreffend schon B. König, Chan-
cengleichheit im und vor dem Gerichtssaal, AnwBl 1978/2, 55.

3) Schon die Magna Charta Libertatum vom 15. 6. 1215 prägte den
Grundsatz „To no one we will sell, to no one we will deny or delay
right or justice“.

4) Zu den verfassungsrechtlichen Vorgaben iZm dem Rechtsinstitut der
Verfahrenshilfe vergleiche insb Machacek, Gewährleisten Zivil- und
Strafverfahren Chancengleichheit ohne Rücksicht auf das Vermö-
gen? RdA 1971, 100 ff; Kininger, Der wirtschaftlich Schwache im ös-
terreichischen Zivilprozess, ÖJZ 1976, 9; zur Ableitung einer allge-
meinen Rechtsweggarantie aus dem Gleichheitssatz, indem es als
unsachlich erachtet wird, wenn eine Regelung die Erlangung von
Rechtsschutz mühsam macht oder unnötig erschwert vgl etwa VfGH
2. 3. 1995, G 277/94 – B 469/97 VfSlg 14.039.
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Das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe kann daher
meines Erachtens zusammenfassend als Resultat des in
§ 19ABGBnormiertenVerbots der Selbsthilfe iVmver-
fassungsrechtlichen Vorgaben, insb dem Gleichheits-
satz und dem Recht auf ein faires Verfahren, begriffen
werden.

II. Historischer Abriss und
sedes materiae

Bevor nun das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe an-
hand statistischen Datenmaterials vorgestellt wird, sol-
len die wesentlichen sedes materiae der Verfahrenshilfe
kurz in Erinnerung gerufen werden. Vorangestellt sei
aber ein kurzer historischer Abriss:5)

Während im römischen Recht die Möglichkeit der
Befreiung von Prozesskosten noch auf einem individu-
ellen kaiserlichen Gnadenakt beruhte, wurde die Ver-
fahrenshilfe (sog Armenrecht) als individuell durchsetz-
bares Recht zur Befreiung von Gebühren und Beistel-
lung eines Rechtsvertreters hierzulande im kanoni-
schen Recht erstmals etabliert.6)

Während die Allgemeine Gerichtsordnung von 1781
das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe bzw das „Armen-
recht“ nicht eigens erwähnte, wurde bereits mit einem
Patent vom 1. 11. 1781 (§ 8) die Befreiung von Ge-
richtskosten verfügt, während in weiterer Folge das
Hofdekret vom 24. 1. 1791 die Zuteilung eines Armen-
vertreters regelte.7)

Interessanterweise – um wiederum den Bezug zum
200 Jahre alten ABGB herzustellen – waren es die
vom Naturrecht geprägten Begründer unseres ABGB,
welche für die Möglichkeit der Verfolgung und Durch-
setzung rechtlicher Ansprüche für jedermann, gleich-
gültig ob arm oder reich, eintraten und die damaligen
Verhältnisse beanstandeten. Konkret bemängelte etwa
Zeiler,8) dass „beträchtliche Gerichtskosten oft ganz
den Gegenstand des Streits verschlingen“ würden und
„gekränkte, unbemittelte Bürger zurück scheuen“ wür-
den, „den gerechten Beistand der öffentlichen Macht
anzusprechen“.

Mit der Einführung der Zivilprozessordnung im
Jahre 1895 wurde das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe
– damals noch „Armenrecht“ genannt – erstmals in un-
serem eigentlichen Zivilverfahrensgesetz etabliert, und
zwar bereits damals in Gestalt der Bestimmung des
§ 63 ZPO, welcher normierte, dass die Bewilligung
des Armenrechts derjenige erwirken könne, „wer ohne
Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie
erforderlichen notdürftigenUnterhaltes die Kosten ei-
ner Prozessführung zu bestreiten außer Stande sei“. In
einer Durchführungsverordnung vom 5. 8. 1924, BGBl
1924/294 (§ 15 Abs 2) wurde in diesem Zusammenhang
darauf hingewiesen, dass von einer Beeinträchtigung

des notdürftigen Unterhalts nur gesprochen werden
könne, wenn die zur Bestreitung der unentbehrlichen
Lebensbedürfnisse notwendigen Mittel geschmälert
würden, die gesetzliche Voraussetzung sei also nicht ge-
geben, wenn durch die Bestreitung von Prozesskosten
nur dem standesgemäßen, dem anständigen oder dem
ausreichenden Unterhalt Abbruch geschehe.9)

Zu einer weiteren Verschärfung der Kriterien für das
Gewähren des Armenrechts kam es schließlich mit der
achten Gerichtsentlastungsnovelle 1933 (Art III Z 2),
indem statuiert wurde, dass Verfahrenshilfe nur zu ge-
währen sei, wenn die „beabsichtigte Rechtsverfolgung
oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar willkürlich
oder aussichtslos erscheine“.

Dieses Ausschlusskriterium dient im Ergebnis dazu,
ungerechtfertigte Ansprüche – heute würde man in
der Diktion der ökonomischen Analyse des Rechts
von „frivolous litigation“ sprechen – nicht durch Schaf-
fen eines positiven Anreizes zu fördern und findet sich
in dieser Form auch noch in der heutigen Fassung der
Zivilprozessordnung.

Zu den zu weitreichenden Reformbemühungen, wel-
che letzten Endes in das derzeit uns bekannte System
der Verfahrenshilfe mündeten, kam es sodann Anfang
der 70er-Jahre. Ausgehend von der Erkenntnis, dass
es iZm der Führung von Verfahren drei Kategorien
von Prozessparteien gebe, nämlich die „kapitalkräftige
Klasse“, die „richtig“ Unbemittelten, also die Armen,
sowie die Mehrzahl der Staatsbürger, welche weder
als arm noch als reich bezeichnet werden können
(„Mittelklasse“), wobei hinsichtlich der letztgenannten
Gruppe einem nicht unerheblichen Teil der Rechtsweg
im Hinblick auf die zu erwartenden Prozesskosten er-
schwert oder sogar behindert werde, weil sie „zu reich
für das Armenrecht, aber zu arm für den Rechtsweg
und den Rechtsbeistand“ seien,10) sollte eine umfas-
sende Reform des „Armenrechts“ das Hauptziel haben,
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5) Es kann hier nur ein kurzer historischer Abriss präsentiert werden –

ausführliche Darstellungen finden sich bei B. König, Chancengleich-
heit im und vor dem Gerichtssaal, AnwBl 1978, 55 ff; Machacek, Ge-
währleisten Zivil- und Strafverfahren Chancengleichheit ohne Rück-
sicht auf das Vermögen? RdA 1971, 100 ff; insb aber Maxones-
Kurkowski, Die Verfahrenshilfe im österreichischen Zivil- und Straf-
prozessrecht – vergleichende Darstellung der historischen Entwick-
lung und der materiellen Anspruchsvoraussetzungen (Universitäts-
Dissertation) (Salzburg 2001).

6) Machacek, aaO 105.
7) König, aaO 56.
8) Grundsätze über die Haupteigenschaften einer Civil-Gerichtsord-

nung, in Jährlicher Beytrag zur Gesetzkunde und Rechtswissenschaft
in den oesterreichischen Erbstaaten 3 (1808) 140.

9) Vgl hierzu Kohlegger, Probleme der Verfahrenshilfe und der Verfah-
renskosten, in Verbesserter Zugang zum Recht, Richterwoche 1979,
23 ff (27 f).

10) Diese sehr anschauliche und plakative Formulierung findet sich in
Machacek, Gewährleisten Zivil- und Strafverfahren Chancengleich-
heit ohne Rücksicht auf das Vermögen? RdA 1971, 100 ff (102 sowie
107).
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das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe einer breiteren
Bevölkerungsanzahl, in concreto der „unteren Mittel-
schicht“, zugänglich zu machen.

Das Verfahrenshilfegesetz 1973, welches am 1. 12.
1973 in Kraft trat,11) fußt grob gesprochen auf nachste-
henden Eckpunkten:12)
" Der antiquierte und gesellschaftlich verpönte Begriff
des „Armenrechts“ wurde ersetzt durch den Begriff
der Verfahrenshilfe – dies ist grundsätzlich zu begrü-
ßen, nicht unerwähnt bleiben darf freilich, dass mit
den nunmehr verwendeten Begrifflichkeiten (Ver-
fahrenshilfe, zudem wird ein Verfahrenshelfer „bei-
gegeben“) eine obrigkeitliche Haltung durchschlägt,
welche dem Gedanken nicht Rechnung trägt, dass es
sich bei der Verfahrenshilfe gerade nicht um eine
Hilfeleistung handelt, hinsichtlich derer es im Belie-
ben des mit Hoheitsfunktion ausgestatteten Organs
steht, die Verfahrenshilfe „zu gewähren“, vielmehr
besteht hierauf ein Rechtsanspruch!

" Das finanzwirtschaftliche Kriterium der Gefährdung
des „notdürftigen Unterhalts“ wurde ersetzt durch
den „notwendigen Unterhalt“. Als „notwendiger
Unterhalt“ ist nach der Bestimmung des § 63 Abs 1
ZPO jener Unterhalt zu verstehen, den die Partei
für sich und ihre Familie, für deren Unterhalt sie
zu sorgen hat, zu einer „einfachen Lebensführung“
benötigt. Nach den ErläutRV13) soll der notwendige
Unterhalt jedenfalls mehr als der bis dato geltende
notdürftige Unterhalt sein, also etwa die Unter-
grenze des allgemeinen Lebensstandards, aber weni-
ger als der standesgemäße Unterhalt. Die Diskussio-
nen, wie nun im konkreten Fall mit diesem viele In-
terpretationsspielräume offen lassenden Kriterium
umzugehen ist,14) sind bis heute nicht abgeklungen.

" Einführung der sog Teilverfahrenshilfe: Damit ist ge-
meint, dass Verfahrenshilfe auch nur für einen Teil
der zu bestreitenden Gebühren, etwa für die Kosten
eines Sachverständigen, gewährt wird, nicht aber für
andere Gebühren oder für die kostenlose Bereitstel-
lung eines Rechtsvertreters.

" Abschaffung des sog „Armenrechtszeugnisses“ und
Einführung des Vermögensbekenntnisses: Bis zur
Einführung des Verfahrenshilfegesetzes verhielt es
sich dergestalt, dass dem Ansuchen auf Gewährung
eines Armenrechts ein sog „Armenrechtszeugnis“,
welches bei der Wohnsitz- oder Aufenthalts-Ge-
meindevorstehung eingeholt werden musste, beizu-
geben war; seither muss der Antragsteller lediglich
ein nicht mehr als vier Wochen altes Vermögensbe-
kenntnis vorlegen, dessen Vollständigkeit und Rich-
tigkeit vom Entscheidungsorgan (Richter) einer
Überprüfung zu unterziehen ist.

" Ausweitung der Möglichkeiten zur Überprüfung
der Rechtmäßigkeit der gewährten Verfahrenshilfe
durch Einführung eines Rekursrechts für den Pro-
zessgegner sowie einer Erweiterung des Antrags-

rechts des bestellten Verfahrenshelfers auf Entzug
der Verfahrenshilfe (bis dato bestand ein derartiges
Antragsrecht nur dann, wenn nach Auffassung des
beigegebenen Rechtsvertreters die Prozessführung
offenbar mutwillig oder aussichtslos war).

Die sedes materiae und wesentlichen Voraussetzun-
gen, welche gegeben sein müssen, damit Verfahrens-
hilfe bewilligt werden kann, finden sich im Bereich
der zivilgerichtlichen Verfahrenshilfe in den §§ 63
und 64 ZPO. Verfahrenshilfe ist demnach zu bewilli-
gen, wenn
" die Partei außer Stande ist, die Kosten des Verfahrens
ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts
zu bestreiten

und
" die Rechtsverfolgung nicht offenbar mutwillig oder
aussichtslos ist.

Ein Rechtsvertreter ist zudem unentgeltlich beizuge-
ben, wenn
" Vertretung durch einen Rechtsanwalt gesetzlich ge-
boten oder nach Lage des Falles erforderlich er-
scheint.

Im gerichtlichen Strafverfahren ist gem § 61 StPO
(vormals § 41 StPO) Verfahrenshilfe in Form der Bei-
gebung eines Verteidigers zu bewilligen, wenn
" der Beschuldigte außer Stande ist, ohne Beeinträch-
tigung des zur einfachen Lebensführung notwendi-
gen Unterhalts die gesamten Kosten der Verteidi-
gung zu tragen

und
" die Beigebung eines Verteidigers erforderlich er-
scheint, was in den Fällen der sog notwendigen Ver-
teidigung, im Falle einer Behinderung des Beschul-
digten, im Rechtsmittelverfahren aufgrund einer An-
meldung einer Berufung sowie bei „schwieriger
Sach- und Rechtslage“

der Fall ist.
Grob gesprochen setzt das Rechtsinstitut der Verfah-

renshilfe daher ein finanzwirtschaftliches Kriterium
(Beeinträchtigung des notwendigen Unterhaltes) sowie
ein „juristisches“ Kriterium, nämlich die Erforderlich-
keit der Beigebung eines Rechtsanwalts, voraus. Zudem
darf im zivilgerichtlichen Verfahren die Rechtsverfol-
gung nicht offenbar mutwillig oder aussichtslos er-
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11) BG v 28. 11. 1973, mit dem das Einführungsgesetz zur Zivilprozess-
ordnung, die Zivilprozessordnung, die Strafprozessordnung, das Ju-
gendgerichtsgesetz, das Verwaltungsgerichtshofgesetz und das allge-
meine Verwaltungsverfahrensgesetz zur Regelung der Verfahrens-
hilfe geändert werden, BGBl 1973/569.

12) Vgl hierzu ausführlich W. Nowak, Handbuch der Verfahrenshilfe
(Wien 1974) insb 17 ff.

13) 846 BlgNR 13. GP.
14) Vgl hierzu schon Gebauer, Die „einfache Lebensführung“ in der

neuen „Verfahrenshilfe“, AnwBl 1974/1, 3 f; Kieninger, 10 Jahre Ver-
fahrenshilfe im Licht der Judikatur, in Buchegger/Holzhammer, Bei-
träge zum Zivilprozessrecht II (Wien 1986) 97 ff.
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scheinen (was wiederum ein „juristisches“ Kriterium
darstellt).

III. Probleme der Datenanalyse –

die große Ernüchterung
Will man nun Daten iZm dem Rechtsinstitut der Ver-
fahrenshilfe statistisch aufbereiten, so macht sich zu-
nächst eine große Ernüchterung breit, weil Österreich
über eine Verfahrenshilfestatistik, auf deren Grundlage
nützliche Erkenntnisse gezogen werden könnten,
schlichtweg nicht verfügt:

Die amtliche „Statistik der Rechtspflege“, welche von
der Statistik Austria bis Ende der 90er-Jahre herausge-
geben wurde,15) wies die Fälle, in denen Verfahrenshilfe
erteilt wurde, nicht eigens aus. Seither existiert eine ös-
terreichische Justizstatistik – will man überhaupt diesen
Begriff verwenden – nur noch in sehr rudimentärer
Form, und zwar in Gestalt des „Betrieblichen Informa-
tionssystems der Justiz“ (BIS-Justiz), welches alljährlich
von der Präsidialabteilung 3 des BMJ erarbeitet wird
und von dort bezogen werden kann.

Trotz ihres imposanten Umfangs – für das Jahr 2010
weist das BIS-Justiz einen Umfang von 382 Seiten
auf! –16) ist im Betrieblichen Informationssystem der
Justiz weder die Anzahl der beantragten noch die An-
zahl der bewilligten Verfahrenshilfen mit einem eige-
nen Fallcode ausgewiesen. In diesem Zusammenhang
gilt es zu beachten, dass für den Fall des Stellens eines
Antrags auf Bewilligung der Verfahrenshilfe im Zuge
eines bereits anhängigen Verfahrens die einzelnen
Fälle, bei denen Verfahrenshilfe beantragt oder bewil-
ligt wurde, im jeweiligen Cg-Akt (Landesgerichte) oder
C-Akt (Bezirksgerichte) aufgehen und schon allein des-
halb nicht eigens ausgewiesen sind.

Wird allerdings Verfahrenshilfe zu einem Zeitpunkt
beantragt, zu welchem noch kein Verfahren eingeleitet
wurde, so werden die angefallenen und erledigten Ver-
fahrenshilfen an den Landesgerichten als Unterfall ei-
nes sog Nc-Aktes (im Geschäftsregister Nc werden alle
nicht in ein anderes Register verwiesenen bürgerlichen
Rechtssachen eingetragen) eigens ausgewiesen, sodass
wir hinsichtlich jenes – sehr eingeschränkten – Falles
(Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe vor einem
Landesgericht vor Einleitung eines Verfahrens) über
entsprechende Fallzahlen verfügen; auch in diesem Fall
wird aber nicht eigens ausgewiesen, wie viele von den
neu angefallenen Verfahrenshilfe-Anträgen bewilligt
wurden und bei wie vielen eine Bewilligung versagt
wurde.

Was das bezirksgerichtliche Verfahren anbelangt, so
bilden Anträge auf Verfahrenshilfe, welche vor Einlei-
tung eines Verfahrens eingebracht wurden, einen Teil
der ausgewiesenen Nc-Fälle; wie eben darlegt fallen

in das Geschäftsregister Nc aber sämtliche Rechtssa-
chen, welche nicht eigens in ein anderes Register einge-
tragen werden können, ua auch Enteignungsentschädi-
gungen, Fälle des Miteigentums und der Nachbar-
schaft, Beweissicherungen, schriftliche Anträge auf
Vergleichsversuche usw. Die angefallenen Anträge auf
Verfahrenshilfe vor Einleitung eines Verfahrens sind
im Bereich der Bezirksgerichte nicht eigens im veröf-
fentlichten BIS-Justiz ausgewiesen.

Zusammenfassend lässt sich als Zwischenergebnis
festhalten, dass trotz der Vielzahl von Daten, welche
sich im BIS-Justiz wiederfinden, jene Daten nicht ge-
eignet sind, das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe in
fruchtbarer Weise statistisch aufzubereiten und ent-
sprechende Schlussfolgerungen zu ziehen.

Diese Problematik wurde auch von Seiten des BMJ
erkannt, wurde doch vor geraumer Zeit eine Projektar-
beitsgruppe im BMJ mit dem Ziel, eine Verfahrenshil-
festatistik auf Basis der Verfahrensautomation Justiz
(VJ) zu entwickeln, etabliert.

Dabei stieß die besagte Projektarbeitsgruppe auf un-
erwartete Schwierigkeiten, welche in einem Zwischen-
befund dokumentiert sind und wie folgt zusammenge-
fasst werden können:17)
" Das BIS-Justiz ist grundsätzlich auf Verfahrensfälle
aufgebaut, sodass jedem gerichtlichen Verfahren eine
bestimmte Aktenzahl und ein bestimmter Fallcode
zugeordnet sind. Demgegenüber bilden im Bereich
des Rechtsinstituts der Verfahrenshilfe Personenfälle
den Ausgangspunkt. So kann es bspw vorkommen,
dass in ein und demselben Verfahren mehrere Perso-
nen Verfahrenshilfe genießen.

" Da es nicht selten vorkommt, dass eine Person be-
reits vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens
einen Antrag auf Verfahrenshilfe stellt – es handelt
sich dann um ein sog Nc-Verfahren – besteht die Ge-
fahr von Doppelzählungen, wenn dann im gerichtli-
chen Verfahren selber, allenfalls sogar im anschlie-
ßenden Vollstreckungsverfahren – eine oder mehrere
Parteien Verfahrenshilfe genießen – während näm-
lich dieser mehrstufige Prozess über ein und dieselbe
Rechtssache von den Beteiligten als Einheit betrach-
tet wird, handelt es sich aus dem Blickwinkel der Jus-
tizstatistik um mehrere Verfahren.

" Aus den bisherigen statistischen Daten des BIS-Justiz
lässt sich nicht ableiten, für welches anschließende
Verfahren oder welche Verfahrensgattung zunächst

15) Die letzte Statistik der Rechtspflege für das Jahr 1997 wurde von der
Statistik Austria im März des Jahres 2000 mit dem Heft 1.332 he-
rausgegeben.

16) Mein Dank gilt an dieser Stelle Frau Regina Pausweg vom BMJ Prä-
sidialabteilung 3 für die Übermittlung des BIS-Justiz des Jahres 2010.

17) Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf einen schriftlichen
„Zwischenbefund“, welcher mir von Herrn Univ.-Doz. Dr. Arno
Pilgram, Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie, zur Verfügung
gestellt wurde – ihm gebührt mein herzlicher Dank!
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– noch vor Einleitung des Verfahrens selber – ein sog
Nc-Verfahren, in welchem über einen Verfahrenshil-
feantrag entschieden wird, beantragt wurde.

" Wie oben bereits dargetan, lassen sich aus den ausge-
wiesenen Fällen von Nc-Verfahren keine Ableh-
nungs- bzw Bewilligungsraten ableiten, es lässt sich
also nicht in Erfahrung bringen, in wie viel Prozent
der Fälle der Verfahrenshilfeantrag bewilligt wurde.

" Aufgrund des Umstandes, dass das BIS-Justiz auf
Verfahrensfällen aufbaut, besteht die Problematik,
dass derzeit eine bewilligte Verfahrenshilfe nicht ei-
ner bestimmten Parteienrolle zugeordnet werden
kann, es kann mit anderen Worten nicht in Erfah-
rung gebracht werden, ob der Kläger oder der Be-
klagte (oder beide) Verfahrenshilfe genießen.

" Noch abzuklären wäre, ob pro futuro eine statistische
Verknüpfung zwischen der Frage, ob einer oder
mehreren Personen im konkreten Verfahren Verfah-
renshilfe gewährt wurde einerseits und den Kosten
des Verfahrens oder der Verfahrensdauer anderer-
seits vorgenommen werden kann.

" Von besonderem Interesse ist – dies ist derzeit eben
nicht möglich, weil kein Bezug zwischen der bewillig-
ten Verfahrenshilfe und der Parteienrolle (Kläger
oder Beklagter) hergestellt werden kann – zudem, ei-
nen möglichen Zusammenhang zwischen dem
Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe einerseits und
dem Verfahrenserfolg bzw Verfahrensausgang ande-
rerseits zu beleuchten. Dabei könnte der interessan-
ten Frage nachgegangen werden, inwiefern der Um-
stand, dass eine Partei Verfahrenshilfe genießt, deren
„Risikobereitschaft“ erhöht und demzufolge auchmit
der Überlegung, im Fall eines Prozessverlustes könne
der Prozessgegner die angefallenen Prozesskosten
ohnehin nicht einbringlich machen, auch „riskante“
Forderungsansprüche gerichtlich geltend gemacht
werden, welche ansonsten nicht eingeklagt würden.18)

" Schließlich ist auf der Grundlage der derzeit vorhan-
denen Unterlagen keine Verknüpfung zwischen den
Fällen, in welchen Verfahrenshilfen beantragt oder
bewilligt wurden, und dem Streitwert möglich –

diese Frage wäre beispielsweise von Interesse im
Hinblick auf den Umstand, dass erst ab einem Streit-
wert von über a 5.000,– gem § 27 Abs 1 ZPO An-
waltszwang herrscht.

Aufgrund der eben referierten Probleme lässt sich zu-
sammenfassend feststellen, dass das BIS-Justiz derzeit
jedenfalls keine tragfähige Grundlage für eine Verfah-
renshilfestatistik, welche diesen Namen verdient, bil-
det.

Auch andere Versuche, aus den der Justiz zur Verfü-
gung stehenden Datenquellen eine Verfahrenshilfesta-
tistik zu bilden, wie bspw aus gewissen Gebührenindi-
katoren, indem aus der Kostenevidenz des jeweiligen

Gerichts abgeleitet werden kann, in wie vielen Fällen
von Seiten jenes Gerichts Zahlungen für die Verfah-
renshilfe geleistet wurden,19) stellen zwar tragfähige An-
näherungen dar, scheitern aber an ihrer beschränkten
Aussagekraft.

Will man daher derzeit eine Verfahrenshilfestatistik
erstellen und aus den sodann aufbereiteten statistischen
Daten Schlussfolgerungen ziehen, so kann als Grund-
lage lediglich die Verfahrenshilfestatistik des ÖRAK
herangezogen werden.

Auch die vom ÖRAK geführten Verfahrenshilfesta-
tistiken sind allerdings mit einer Reihe von Problemen
behaftet, welche eine fruchtbare statistische Aufberei-
tung jener Daten sowie das Ziehen tragfähiger Schluss-
folgerungen daraus erschweren. Im Einzelnen sei
hierzu Nachstehendes ausgeführt:
" Die von den einzelnen (Bundesländer-)Rechtsan-
waltskammern geführten Verfahrenshilfestatistiken,
welche sodann vom ÖRAK zu einer österreichweiten
Statistik aggregiert werden, beziehen sich selbstre-
dend lediglich auf die Bestellung eines anwaltlichen
Verfahrenshelfers. In jenen Fallzahlen ist daher nicht
die sog „Teilverfahrenshilfe“ berücksichtigt, also jene
Fälle, in denen es zwar nicht zur „kostenlosen“ Be-
reitstellung eines Rechtsvertreters kommt, sondern
lediglich Verfahrenshilfe in Form einer Befreiung
von Gerichts- oder Sachverständigengebühren ge-
währt wird.

" Kernpunkt der Verfahrenshilfestatistiken der einzel-
nen Rechtsanwaltskammern bildet die Anzahl der
Verfahrenshilfebestellungen im jeweiligen Jahr; es
wird demnach nicht auf die erledigten Verfahrenshil-
fen pro Jahr abgestellt, sondern lediglich auf die er-
folgte Bestellung. Dieser Umstand erschwert es, Ver-
knüpfungen mit Justizstatistiken über einzelne Ver-
fahren zu bilden, welche sich oft über mehrere Jahre
hinziehen, wobei sich die statistischen Daten des
BMJ primär auf erledigte Fälle beziehen.

" Die vom ÖRAK in den jährlichen sog Wahrneh-
mungsberichten zur österreichischen Rechtspflege
und Verwaltung herausgegebenen Statistiken kennen
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18) An dieser Stelle sei betont, dass es eine weit verbreitete „Mär“ dar-
stellt, dass sämtliche anwaltliche Leistungen iZm einer gewährten
Verfahrenshilfe unentgeltlich sind: Zum einen gilt es zu bedenken,
dass im Falle eines Prozessverlustes auch derjenige, welcher Verfah-
renshilfe genießt, die Kosten des gegnerischen Rechtsvertreters zu
ersetzen hat; erfolgt im Prozess ein gänzliches oder teilweises Obsie-
gen, so steht der klagenden Partei, welcher ein Verfahrenshelfer bei-
gestellt wurde, in weiterer Folge zumeist eine nicht unbeträchtliche
Kapitalsumme zur Verfügung mit der Konsequenz, dass sie gem
§§ 71, 72 ZPO zur Nachzahlung der Beträge gegenüber dem bishe-
rigen Verfahrenshelfer verpflichtet ist – vgl hierzu zutreffend schon
Noverka, Muss die Verfahrenshilfe immer unentgeltlich sein? AnwBl
1988/4, 209.

19) Vgl hierzu Pilgermair, Der Sprengel des Oberlandesgerichts Inns-
bruck, in Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hrsg), Rechtstatsachenfor-
schung – heute, Tagungsband 2008, 43 f.
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keine Unterscheidung nach Verfahrensgattungen,
eine Differenzierung erfolgt lediglich hinsichtlich
Zivilsachen einerseits und Strafsachen andererseits.

" Zudem findet keine Differenzierung nach Gerichts-
sprengeln statt, es existiert lediglich eine Statistik
für das jeweilige Bundesland.

" Im Hinblick auf den Umstand, dass lediglich die An-
zahl der Bestellungen zum Verfahrenshelfer gezählt
wird, kann – ohne Zuhilfenahme weiterer statisti-
scher Daten – keine Relation zur Anzahl der zivilge-
richtlichen oder strafgerichtlichen Verfahren insge-
samt erstellt werden.

" Eine Bezugnahme zur Parteienrolle, also zur Frage,
ob dem Kläger oder Beklagten Verfahrenshilfe ge-
währt wurde, fehlt auch hier.

" Eine Relation zur Prozessdauer wird selbstredend
nicht hergestellt, was von nicht unerheblichem Inte-
resse wäre.

" Schließlich lässt sich aus den statistischen Daten des
ÖRAK selbstverständlich auch kein Zusammenhang
zwischen der gewährten Verfahrenshilfe einerseits
und dem Prozesserfolg bzw Prozessmisserfolg ande-
rerseits herstellen. Gerade aus anwaltlicher Sicht
wäre die Klärung dieser Frage von nicht unerheb-
lichem Interesse, wird doch Rechtsvertretern immer
wieder unterstellt, sie würden – mangels Bezahlung
eines Honorars – Parteien, denen sie als Verfahrens-
helfer beigestellt wurden, nicht mit demselben Eifer
betreuen wie sonstige Klienten, obwohl § 56 der
Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberu-
fes expressis verbis vorsieht, ein bestellter Vertreter
einer Partei habe in der Verfahrenshilfe die gleiche
Sorgfalt anzuwenden wie in der Vertretung anderer
Parteien.20)

" Da die Statistik des ÖRAK sich nur auf Verfahrens-
hilfebestellungen bezieht, erhält man hier keinen
Aufschluss darüber, in wie vielen Fällen es im Hin-
blick auf die Abweisung des Antrags auf Gewährung
von Verfahrenshilfe gar nicht zu einer Bestellung ge-
kommen ist, die Statistik der Rechtsanwaltskammern
gibt mit anderen Worten keinerlei Aufschluss über
eine mehr oder weniger restriktive Entscheidungs-
praxis der Gerichte zu dieser Frage.

IV. Die Entwicklung der Verfahrens-
hilfen in Österreich in Bezug auf
die Beigebung eines Verfahrens-
helfers zwischen 1980 und 2010

Im Folgenden soll nun ein Überblick über die Entwick-
lung der Verfahrenshilfe in Österreich zwischen den
Jahren 1980 und 2010 gegeben werden, dies fußend
auf den Daten des ÖRAK.21) Noch einmal betont sei

an dieser Stelle, dass in weiterer Folge – wenn von Ver-
fahrenshilfen die Rede ist – stets die Bestellung eines
Rechtsanwalts als Verfahrenshelfer gemeint ist. Nicht
berücksichtigt sind daher jene Fälle der sog Teilverfah-
renshilfe, bei denen es lediglich zu einer Befreiung von
Gerichts- oder Sachverständigengebühren kam, ohne
dass ein Verfahrenshelfer beigegeben wurde.

Die Darstellung der Entwicklung der Verfahrens-
hilfe in den Jahren 1980 bis 2010 erfolgt zum einen des-
halb, weil unmittelbar nach Einführung des Verfah-
renshilfegesetzes 1973 zunächst mit gewissen „Anpas-
sungseffekten“ zu rechnen war. Zum anderen existiert
hinsichtlich der Entwicklung der Verfahrenshilfezahlen
zwischen den Jahren 1970 bis 1978 schon eine Reihe
von Publikationen, welche jenen Zeitabschnitt be-
leuchten.
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20) Einen lesenswerten Fall zu dieser Thematik liefert Greiter, Verfah-
renshilfe – gleiche Sorgfalt und noch größere Geduld, AnwBl
2001/11, 604 f.

21) Mein besonderer Dank gilt Frau Mag. Renate Thellmann vom ÖRAK,
welche mir diese Daten – die erst ab 1998 in elektronischer Form zur
Verfügung standen – dankenswerterweise übermittelte.
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1. Die Entwicklung bis zum Jahre 1980

So stellte Kohlegger22) im gesamten Bundesgebiet vom
Jahre 1970 bis zum Jahre 1978 eine Steigerung der
Vollverfahrenshilfen bzw Vollarmenrechte um 77,45%
fest, wobei den größten Teil die Steigerung in Strafsa-
chen mit einer Erhöhung um 103,73% ausmache, wäh-
rend es im Bereich der Zivilsachen nur zu einem An-
stieg von 28,21% im besagten Zeitraum gekommen
sein soll. Stelle man diese Zahlen ins Verhältnis zu
den gesamten Geschäftsfallzahlen der Gerichte (Cg-
Fälle bzw streitige Cg-Erledigungen), so ergebe sich –

im Hinblick auf die Steigerung der Geschäftsfälle der
Gerichte –, dass von einer „echten Steigerung der Ver-
fahrenshilfen“ nur auf dem Sektor der Strafsachen ge-
sprochen werden könne. Schon zum damaligen Zeit-
punkt stellte der besagte Autor nicht unerhebliche Un-
terschiede in der Bewilligungspraxis einzelner Bundes-
länder fest, fiel doch bspw in Vorarlberg im Jahre 1978
ein Bewilligungsfall auf 2.027 Einwohner, während in
Oberösterreich ein Bewilligungsfall auf 7.347 Bewoh-
ner fiel.23)

Der von Kohlegger konstatierte massive Anstieg der
Strafverfahrenshilfen in den Jahren nach Einführung
des Verfahrenshilfegesetzes muss aber insofern relati-

viert werden, als dass bis zum Jahre 1973 – als noch
das sog Armenrecht galt – die Kreisgerichte sowie das
LG Eisenstadt an Orten, an denen keine Rechtsan-
waltskammer angesiedelt war, die Bestellungen der Ar-
menverteidiger direkt vornahmen und die Rechtsan-
waltskammern über diese Bestellungen nicht informiert
waren, sodass jene diese Fälle auch nicht in die Statistik
aufnehmen konnten, worauf Barazon24) und Machacek25)
zutreffend verweisen.

Die besagten Autoren gelangen daher zum Ergebnis,
dass es durch das Verfahrenshilfegesetz 1973 nur zu ei-
ner leichten Steigerung der Zivilverfahrenshilfen kam,
während die Steigerung der gewährten Verfahrenshil-
fen in Strafsachen mit einem Anstieg von jedenfalls
25% etwas höher ausfiel.

Zusammengefasst gesehen kann daher festgestellt
werden, dass durch die Einführung des Verfahrenshil-
fegesetzes 1973 das Hauptziel, nämlich das Rechtsinsti-
tut der Verfahrenshilfe einem breiteren Bevölkerungs-
kreis zugänglich zu machen, grundsätzlich erreicht
wurde.

2. Die Entwicklung der Verfahrenshilfen
in Österreich von 1980 bis 2010

Auf der Grundlage der statistischen Daten des Öster-
reichischen Rechtsanwaltskammertages ergibt sich –

was die absoluten Fallzahlen betreffend die Bestellung
eines Rechtsvertreters als Verfahrenshelfer betrifft –

nachstehendes Bild:

Entwicklung der Verfahrenshilfen in Österreich (absolut) 1980 – 2010

VH Straf VH Zivil VH Gesamt VH Straf VH Zivil VHGesamt
1980 9948 3675 13623 1995 12296 7738 20034
1981 10745 3913 14658 1996 6937 6193 13130
1982 10772 4605 15377 1997 12500 9290 21790
1983 10308 5491 15799 1998 12603 8390 20993
1984 10075 5945 16020 1999 12582 8355 20937
1985 9691 6721 16412 2000 12472 7531 20003
1986 8806 6662 15468 2001 12527 7696 20223
1987 8021 5952 13973 2002 13950 7744 21694
1988 6323 5794 12117 2003 14777 8430 23207
1989 6990 5587 12577 2004 16184 8466 24650
1990 8197 5578 13775 2005 16142 8019 24161
1991 8438 5539 13977 2006 15087 8606 23693
1992 9711 5505 15216 2007 15311 8907 24218
1993 10600 6963 17563 2008 14980 8378 23358
1994 12662 8072 20734 2009 16416 7766 24182

2010 15962 7695 23657

Tabelle 1

22) Kohlegger, Probleme der Verfahrenshilfe und der Verfahrenskosten,
in Verbesserter Zugang zum Recht, Richterwoche 1979, 23 ff (43 ff).

23) Kohlegger, aaO 45.
24) Barazon, Erfahrungen mit der Verfahrenshilfe, ÖJZ 1977, 58 ff.
25) Machacek, Der demokratische Rechtsstaat streitet für den besseren

Zutritt zum Recht, AnwBl 1978/3, 95 ff.
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In den Zivilverfahrenshilfen inkludiert sind dabei auch
die Fälle der Bestellung eines Rechtsvertreters als Ver-
fahrenshelfer vor dem VfGH oder VwGH, welche je-
doch eher von untergeordneter Bedeutung sein dürf-
ten.26) Nicht berücksichtigt wird in dieser Statistik die
Bestellung als Verfahrenshelfer vor einen Unabhängi-
gen Verwaltungssenat (UVS). In ganz Österreich fielen
im Jahre 2010 allerdings nur insgesamt 14 solche Be-
stellungen (davon 11 in Wien) an, was im Hinblick
auf die Zahl an Verfahrenshelferbestellungen in Zivil-
und Strafrechtsangelegenheiten im Jahre 2010 von ins-
gesamt 23.657 vernachlässigbar erscheint.

Einen plastischeren Überblick über die Entwicklung
der Verfahrenshelferbestellungen in Österreich zwi-
schen 1980 bis 2010 erlaubt eine grafische Darstellung:

Abbildung 1

Aus der obigen grafischen Darstellung ergibt sich,
dass es – entgegen den Erwartungen mancher,27) die
Ende der 70er-Jahre davon ausgingen, das Verfah-
renshilfegesetz 1973 sei inzwischen „ausjudiziert“
und dass weder zu erhoffen noch zu befürchten sei,
dass pro futuro ein größerer Personenkreis in die Ver-
fahrenshilfe einbezogen werde – beginnend vom Jahre
1980 bis dato doch zu einer nicht unerheblichen Stei-
gerung der Anzahl der gewährten Verfahrenshilfen in
Österreich, gemessen an der Anzahl der bestellten
Verfahrenshelfer, gekommen ist. Grob gesprochen
kann man nahezu von einer Verdoppelung sprechen,
wobei sich seit ca sieben bis acht Jahren die Zahlen
– absolut gesehen – auf hohem Niveau stabilisiert
haben.

Einen differenzierteren Zugang ermöglicht die ge-
trennte Darstellung der Entwicklung der Verfahrens-

hilfen in Österreich im Zivilrecht einerseits und im
Strafrecht andererseits:

Abbildung 2

Es zeigt sich also, dass es im Bereich der Strafverfah-
renshilfe „lediglich“ zu einer Steigerung in der Grö-
ßenordnung von 60% gekommen ist, während sich im
Bereich der Zivilverfahrenshilfen die Fallzahlen in etwa
verdoppelt haben.

Einen besseren Überblick über das Verhältnis der
Verfahrenshilfen gemessen an Verfahrenshelferbestel-
lungen im Strafrecht einerseits und im Zivilrecht ande-
rerseits ermöglicht nachstehende Grafik:

Abbildung 3

Es zeigt sich hier, dass im Jahre 1980 das Verhältnis
von Strafverfahrenshilfen zu Zivilverfahrenshilfen noch
mehr als 3 : 1 bzw ¾ zu ¼ betrug; in weiterer Folge
setzte bis 1997 eine Entwicklung der stetigen Zunahme
der Zivilverfahrenshilfen im Verhältnis zu den Strafver-
fahrenshilfen ein, was zu einem Trend hin zu einem
Verhältnis 50 : 50 führte.

Dieser Trend erfuhr seither eine gegenläufige Ten-
denz; seit nunmehr einigen Jahren hat sich das Verhält-
nis zwischen Verfahrenshelferbestellungen in Straf-
sachen einerseits zu Verfahrenshelferbestellungen in

26) So fielen in Vorarlberg im Jahre 2010 insgesamt elf Bestellungen als
Verfahrenshelfer vor dem VwGH oder VfGH an, was bei insgesamt
474 Zivilrechts-Verfahrenshilfen einem Prozentsatz von knapp über
zwei entspricht.

27) So etwa die Prognose vonMachacek, Der demokratische Rechtsstaat
streitet für den besseren Zutritt zum Recht, AnwBl 1978/3, 95 ff
(96).
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Zivilsachen andererseits im Verhältnis 2 : 1 bzw 2/3 zu
1/3 stabilisiert.

3. Die Entwicklung der Anzahl der Bestellungen
zum Verfahrenshelfer pro eingetragenem
Rechtsanwalt

Setzt man die Anzahl der Bestellungen als Verfahrens-
helfer in den Jahre 2000 bis 2010 ins Verhältnis zur An-
zahl der insgesamt eingetragenen Rechtsanwälte in Ös-
terreich, so ergibt sich nachstehendes Bild:

Abbildung 4

Hier zeigt sich, dass die Anzahl der Bestellungen als
Verfahrenshelfer von ca fünf pro Jahr im Jahre 2000 auf
knapp über vier pro Jahr im Jahre 2010 gefallen ist.

Dies ist schlichtweg darauf zurückzuführen, dass in
den letzten zehn Jahren die Anzahl der eingetragenen
Rechtsanwälte eine nicht unerhebliche Steigerung er-
fahren hat, waren doch Ende 2000 lediglich 3.969
Rechtsanwälte eingetragen, während es im Jahre 2010
bereits 5.518 waren.28)

Wenn man nun ergänzend berücksichtigt, dass man-
che Rechtsanwälte gem § 46 Abs 2 Rechtsanwaltsord-
nung von der Bestellung als Verfahrenshelfer – zumin-
dest teilweise – befreit sind, weil sie diverse Tätigkeiten
im Dienste der Rechtsanwaltschaft ausüben, so kann
grob gesprochen davon ausgegangen werden, dass der-
zeit ein eingetragener Rechtsanwalt in Österreich
durchschnittlich mit vier bis fünf Bestellungen als Ver-
fahrenshelfer pro Jahr konfrontiert ist (auf die teilweise
erheblichen Unterschiede in den einzelnen Bundeslän-
dern wird weiter unten noch eingegangen).

4. Die Entwicklung der Bestellungen als
Verfahrenshelfer relativ zum Verfahrensanfall
in Strafsachen

Im Folgenden sollen die Bestellungen als Verfahrens-
helfer in Strafsachen in ein Verhältnis zu den insgesamt
bei den Strafgerichten angefallenen Geschäftsfällen ge-
setzt werden. Es handelt sich hierbei um Strafsachen

bei den Gerichtshöfen I. Instanz mit dem Register
(Gattung) HR –Haft- und Rechtsschutzsachen – einer-
seits sowie mit dem Register (Gattung) HV (die beim
Senatsvorsitzenden oder beim Einzelrichter anhängi-
gen Strafsachen).29)

Nicht berücksichtigt sind dabei die Fälle der Bestel-
lung eines Verfahrenshelfers im bezirksgerichtlichen
Strafverfahren, welche freilich – im Hinblick auf den
fehlenden „Anwaltszwang“ – von sehr untergeordneter
Bedeutung sein dürften:

Abbildung 5

Es zeigt sich hier doch, dass es seit dem Jahre 2007
bis zum Jahr 2010 zu einem stetigen Anstieg gekommen
ist.

Vor Augen zu führen ist, dass im Falle der Bestellung
eines Verfahrenshelfers bereits im Stadium des Vorver-
fahrens (Haftschutzsachen) in vielen Fällen eine an-
schließende Vertretung im Hauptverfahren (HV-Ver-
fahren) vor dem Schöffen- oder Geschworenensenat
oder dem Einzelrichter am Landesgericht erfolgt, ohne
dass diesbezüglich eine neuerliche Bestellung als Ver-
fahrenshelfer vonstattengeht.

Der Prozentsatz, bei dem ein Beschuldigter oder An-
geklagter von einem Verfahrenshelfer vertreten wird,
dürfte daher in praxi noch bedeutend höher sein. Dies
dokumentiert die große Bedeutung des Rechtsinstituts
der Verfahrenshilfe im Bereich des gerichtlichen Straf-
verfahrens.

5. Die Entwicklung der Bestellung als
Verfahrenshelfer relativ zum Verfahrensanfall
in (streitigen) Zivilverfahrenssachen

Setzt man die Entwicklung der Bestellung als Verfah-
renshelfer in Beziehung zur Entwicklung der Fallzah-
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28) Quelle: Wahrnehmungsbericht zur österreichischen Rechtspflege
und Verwaltung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
2010/2011, 52.

29) Die Daten wurden aus dem jeweiligen Statistischen Jahrbuch der
Statistik Austria, Kapitel Rechtspflege, entnommen.
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len in streitigen Zivilverfahrenssachen – nicht berück-
sichtigt ist hier der für das Rechtsinstitut der Verfah-
renshilfe nicht unwichtige Bereich des Außerstreitver-
fahrens – so ergibt sich unter Mitberücksichtigung
der Mahnverfahren nachstehendes Bild:30)

Abbildung 6

Es zeigt sich hier, dass es beginnend vom Jahr 1997
bis zum Jahre 2010 doch zu einer Zunahme der Bestel-
lungen als Verfahrenshelfer relativ zur Anzahl der strei-
tigen Zivilverfahren inklusive Mahnsachen gekommen
ist, wobei grob betrachtet von einer Zunahme von
30% gesprochen werden kann.

Es liegt freilich auf der Hand, dass im Bereich von
Mahnverfahren das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe
eher von untergeordneter Bedeutung ist, sofern der er-
lassene Zahlungsbefehl in weiterer Folge ohne Einbrin-
gen eines Einspruchs in Rechtskraft erwächst.

Setzt man lediglich die Anzahl der Bestellungen als
Verfahrenshelfer zu zivilgerichtlichen Verfahren vor
den Bezirksgerichten oder Landesgerichten, bei denen
es zu einem Einspruch kam, ins Verhältnis, so zeigt sich,
dass es durchschnittlich in etwa 15% der zivilgerichtli-
chen Verfahren vor den Bezirks- oder Landesgerichten
zu einer Bestellung eines Verfahrenshelfers kommt
(nicht berücksichtigt ist dabei allerdings der bereits
weiter oben zur Sprache gebrachte Umstand, dass in
Einzelfällen sowohl auf Kläger- als auch auf Beklagten-
seite eine Bestellung eines Rechtsvertreters als Verfah-
renshelfer erfolgt); auch unter Zugrundelegung der
Verfahrensanfälle in Zivilverfahren, bei denen es zu ei-
nem Einspruch kam, kann eine relative Zunahme der
Bestellungen als Verfahrenshelfer in den Jahre 2003
bis 2010 festgestellt werden, wenn auch die Zunahme
hier mit einer Erhöhung von ca 10% geringer ausfällt

als bei Zugrundelegung sämtlicher Zivilverfahren in-
klusive Mahnsachen.31)

6. Mögliche Ursachen für den Anstieg
der Verfahrenshilfen

Aus den obigen Ausführungen ergibt sich als Zwischen-
ergebnis, dass es in den letzten Jahren und Jahrzehnten
zu einem stetigen Anstieg der Anzahl der Verfahrens-
hilfen, gemessen an der Anzahl der Bestellung von
Rechtsanwälten als Verfahrenshelfer, gekommen ist.

Es stellt sich daher die Frage, was die Ursachen für
diesen Anstieg waren.

An dieser Stelle sei freilich klargestellt, dass die hier
vorgetragenen Hypothesen einen provisorischen Cha-
rakter aufweisen und daher bestenfalls als Arbeitshypo-
thesen geeignet sind. Es wäre daher verfrüht – dies insb
im Hinblick auf die oben dargestellten Probleme iZm
der Datenbasis – bereits derzeit schon definitive
Schlussfolgerungen zu ziehen, welche freilich ohnehin
– iS Sir Karl Poppers – stets nur einen vorläufigen Cha-
rakter besitzen können.

Die nachstehenden Ausführungen sind daher als An-
näherung an das Thema und als Ausgangspunkt für wei-
tere Fragestellungen und Untersuchungen zu sehen.

Nachstehende Ursachen für den Anstieg der Verfah-
renshilfen kommen prima vista im gegenständlichen
Fall nach meinem Dafürhalten in Betracht:

a) Mehr Geschäftsfälle (mehr gerichtliche Verfahren)?

In den letzten Jahren und Jahrzehnten ist es zu einem
deutlichen Anstieg der Anzahl der Verfahrenshilfen,
gemessen an der Anzahl der Verfahrenshelferbestellun-
gen, in absoluten Zahlen gekommen.

Auf den ersten Blick gesehen könnte dies damit er-
klärt werden, dass ja auch die Anzahl der Geschäftsfälle
bei den Gerichten zugenommen habe, was der subjek-
tiven Wahrnehmung vieler im Bereich der Rechts-
pflege Tätigen entspricht. Tatsächlich verhält es sich al-
lerdings dergestalt, dass die Geschäftsfälle jedenfalls
seit dem Jahre 2000 bis zum Jahre 2007 tendenziell ab-
genommen haben, woraufMayr32) zutreffend hingewie-
sen hat.

Wie bereits weiter oben ausgeführt, kam es jedenfalls
im letzten Jahrzehnt auch zu einem relativen Anstieg
der Verfahrenshilfen, wenn man als Bezugspunkt die
Anzahl der Strafverfahren bzw die Anzahl der streiti-
gen, Zivilverfahren heranzieht. Hinsichtlich der streiti-
gen an den Bezirksgerichten und Landesgerichten an-
hängigen Zivilverfahren inklusive Mahnsachen fällt

30) Die entsprechenden Daten wurden wiederum aus dem Statistischen
Jahrbuch, Kapitel Rechtspflege, entnommen, wobei lediglich die im
jeweiligen Jahr neu zugewachsenen zivilrechtlichen Fälle an den Be-
zirksgerichten einerseits und den Gerichtshöfen I. Instanz (mit Aus-
nahme der Arbeits- und Sozialgerichte) andererseits zugrunde gelegt
wurden, dies inkl Mahnsachen.

31) Auch die eben referierten Zahlen ergaben sich durch Heranziehung
der entsprechenden Daten des jeweiligen Statistischen Jahrbuchs,
Kapitel Rechtspflege, der Statistik Austria.

32) P. G. Mayr, Neue Rechtstatsachen aus der Zivilgerichtsbarkeit,
AnwBl 2009/2, 54 ff.
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der relative Anstieg allerdings höher aus, wenn man
auch die Zahlungsbefehle, welche in weiterer Folge
ohne Einspruch in Rechtskraft erwachsen, mitberück-
sichtigt. Aussagekräftiger sind freilich jene strittigen Zi-
vilverfahren, bei denen es in weiterer Folge zu einem
Einspruch kam. Auch hier ist aber ein leichter Anstieg
der relativen Anzahl der Verfahrenshilfen zu ver-
zeichnen.

Nicht berücksichtigt wurden bei diesen Überlegun-
gen die außerstreitigen Verfahren in Zivilrechtssachen.

Hier kam es teilweise im letzten Jahrzehnt zu nicht
unbeachtlichen Anstiegen. So betrug bspw im Jahre
2000 die Anzahl der Pflegschaftssachen 109.631, wobei
diese Anzahl dann bis zum Jahre 2003 auf 129.297 an-
stieg, um sich in weiterer Folge bis zum Jahre 2007
auf einemNiveau zwischen 130.000 und 140.000 zu be-
wegen.33)

Ungeachtet dessen kann konstatiert werden, dass
eine Erklärung, wonach der Anstieg der Verfahrenshil-
fen gemessen an der Anzahl der Verfahrenshelferbe-
stellungen auf eine Zunahme von Geschäftsfällen zu-
rückzuführen ist, jedenfalls zu kurz greift.

b) Stattgefundene Gesetzesänderungen

In einem zweiten Schritt gilt es zu untersuchen, ob die
Zunahme der Verfahrenshilfen in den letzten Jahren
oder Jahrzehnten auf Gesetzesänderungen zurückzu-
führen ist, wurden doch die einschlägigen Bestimmun-
gen ausgehend vom Verfahrenshilfegesetz 1973 zwi-
schenzeitlich mehrfach novelliert.

Was zunächst den Bereich des zivilgerichtlichen Ver-
fahrens anbelangt, so sind die diesbezüglichen Verän-
derungen freilich eher als bescheiden einzustufen:

Die Bestimmung des § 63 Abs 1 ZPO blieb nahezu
unverändert, sieht man von einer kleinen Änderung
durch die Zivilverfahrensnovelle 1997 (BGBl I 1997/
140), welche am 1. 1. 1998 in Kraft trat, ab.34)

Die bis dato in Gestalt der Bestimmung des § 63
Abs 2 ZPO aF geltende Verfahrenshilfe für Juristische
Personen und sonstige parteifähige Gebilde wurde
mit Art 15 Z 3 Budgetbegleitgesetz 2009 (BGBl I
2009/52) ersatzlos gestrichen. Nachdem bereits der
EuGH in einer Entscheidung den Verfahrenshilfe-
anspruch Juristischer Personen innerhalb des An-
wendungsbereiches der EU-Grundrechtecharta bejaht
hat,35) behängt derzeit beim VfGH ein entsprechender
Gesetzesprüfungsantrag.36) Abgesehen davon, dass die
Einschränkung der Verfahrenshilfe auf natürliche Per-
sonen denknotwendig mit einem Rückgang der Verfah-
renshilfen verbunden sein wird, ist die eben diskutierte
Gesetzesänderung für die hier zu untersuchende Frage
ohne Relevanz, weil sie erst Mitte des Jahres 2009 er-
folgte.

Bereits mit BGBl I 2004/128 wurde dem Revisor ein
Rekursrecht gegen Beschlüsse, mit denen Verfahrens-

hilfe bewilligt wurde, eingeräumt, indem die Bestim-
mung des § 72 Abs 2 ZPO geändert wurde. Auch jene
Novellierung kann aber selbstredend tendenziell eher
mit einem Rückgang der Verfahrenshilfen einher-
gehen.

Mit der Zivilverfahrensnovelle 2004 wurde basierend
auf der RL 2003/8/EG zur Verbesserung des Zugangs
zum Recht bei Streitsachen mit grenzüberschreitendem
Bezug die Bestimmung des § 64 Abs 1 Z 3 dahingehend
novelliert, dass sich die Beigebung eines Rechtsanwalts
auch auf eine vorprozessuale Rechtsberatung im Hin-
blick auf eine außergerichtliche Streitbeilegung erstre-
cke. Wie sich aus den Materialien37) hierzu ergibt, han-
delt es sich bei dieser Gesetzesnovelle im Ergebnis le-
diglich um eine Klarstellung im Zuge der Umsetzung
der eben angesprochenen Richtlinie: Schon bis zur
Einführung der Zivilverfahrensnovelle 2004 konnte
im Rahmen der Verfahrenshilfe gem § 64 Abs 1 Z 3
die Beigebung eines Rechtsanwaltes auch bereits zur
Vorbereitung der Durchsetzung des Anspruchs (Verfas-
sen und Einbringen der Klage) gewährt werden, wovon
auch die Prüfung der konkreten Erfolgsaussichten und
die Möglichkeit, nach Beratung durch den Rechtsan-
walt von der Klagserhebung Abstand zu nehmen oder
den Streit außergerichtlich beizulegen, umfasst waren.

Zusammenfassend ergibt sich daher, dass im Bereich
des Zivilverfahrensrechts die „zarten“ gesetzlichen No-
vellen iZm dem Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe den
stattgefundenen Anstieg der Anzahl der Verfahrenshil-
fen nicht zu erklären vermögen.

Viel weiter reichende Veränderungen erfuhr das
Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe im Bereich des ge-
richtlichen Strafverfahrens. Ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit seien hier nachstehende Novellierungen er-
wähnt:

Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 1987 (BGBl I
1987/605) wurde die Bestellung eines sog „Amtsvertei-
digers“ (dieser ist von Amts wegen zu bestellen, wenn
weder der Angeklagte noch sein gesetzlicher Vertreter
einen Verteidiger auswählten und dem Angeklagten
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33) Quelle: Statistische Jahrbücher der Statistik Austria, Kapitel Rechts-
pflege.

34) In concreto wurde der bis zum 31. 12. 1997 geltende Passus „Ver-
fahrenshilfe ist einer Partei soweit zu bewilligen“ durch den Passus
„Verfahrenshilfe ist einer Partei soweit zur Gänze oder zum Teil
zu bewilligen“ ersetzt. Es gilt freilich zu bedenken, dass die „Teilver-
fahrenshilfe“ als solche bereits mit dem Verfahrenshilfegesetz 1973
etabliert wurde.

35) EuGH C-279/09, DEB Deutsche Energie Beratungsgesellschaft mbH/
Bundesrepublik Deutschland, Zak 2011/36, 22 = ecolex 2011/174.

36) Inzwischen, allerdings nach dem gegenständlichen Vortrag, hat nun-
mehr der VfGH mit Entscheidung v 5. 10. 2011, G 26/10 die Aufhe-
bung der Verfahrenshilfe für Juristische Personen und sonstige par-
teifähige Gebilde als verfassungswidrig erkannt, wobei die Aufhe-
bung des Art 15 Z 3 Budgetbegleitgesetz 2009 mit Ablauf des
31. 12. 2012 in Kraft tritt.

37) 613 BlgNR 23. GP.
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auch kein Verfahrenshilfe-Verteidiger beigegeben
wurde) auf die Hauptverhandlung vor dem Einzelrich-
ter ausgeweitet (außer in den Fällen von § 129 Z 1 – 3
und § 164 Abs 3 StGB), sofern die Straftat mit einer
drei Jahre übersteigenden Freiheitsstrafe angedroht
ist. Mit dem Jugendgerichtsgesetz 1988 (BGBl 1988/
599) wurde normiert, dass einem Jugendlichen sowohl
im Verfahren vor den Gerichtshöfen und den Ge-
schworenengerichten für das gesamte Verfahren sowie
im bezirksgerichtlichen Verfahren, soweit dies im Inte-
resse der Rechtspflege notwendig oder zweckmäßig ist,
von Amts wegen ein Verteidiger beizugeben ist (das Ju-
gendgerichtsgesetz 1961 sah in Gestalt der Bestim-
mung des § 38 Abs 1 zuvor vor, dass einem jugendli-
chen Beschuldigten, wenn er nicht imstande war, die
Verteidigungskosten aus Eigenem zu tragen, im Ver-
fahren wegen eines Verbrechens oder Vergehens für
das ganze Verfahren und in sog „Übertretungsfällen“
in Einzelfällen [insb wenn der gesetzliche Vertreter
ihm nicht beistehen könne] ein Armenvertreter beizu-
geben ist).

Mit dem Strafprozessänderungsgesetz 1993 (BGBl I
1993/526) wurden – abgesehen davon, dass die Fälle
der notwendigen Verteidigung neu gefasst wurden – er-
weiterte Rechtsmittelmöglichkeiten bei Versagen der
Bewilligung des Antrags auf Verfahrenshilfe (§ 41
Abs 7 StPO) etabliert; von besonderer Bedeutung dürfte
die Änderung der Bestimmung des § 42 Abs 2 StPO ge-
wesen sein, wonach fortan ein sog „Pflichtverteidiger“ –
soweit der Beschuldigte nicht ohnehin durch einen Ver-
teidiger vertreten war – von Beginn an nach der Verhän-
gung derUntersuchungshaft beizugebenwar (zuvorwar
dies lediglich nach zwei Monaten der Fall).

Mit der Novelle BGBl I 1996/762 wurde der Katalog
der sog „notwendigen Verteidigung“ um den Fall der
Erneuerung des Strafverfahrens (bei Verstößen gegen
die EMRK) erweitert. Mit BGBl I 1999/55 wurde
schließlich in der Bestimmung des § 41 Abs 2 StPO
klargestellt, dass ein Verfahrenshelfer dann zu bestellen
ist, wenn der Beschuldigte einen Teil der anfallenden
Vertretungskosten selber tragen kann (Teilverfahrens-
hilfe). Seit dem Strafprozessreformgesetz 2004 (BGBl I
2004/19) finden sich die zuvor in den §§ 41 – 43 StPO
geregelten Fragen der notwendigen Verteidigung und
der Verfahrenshilfe in den neuen §§ 61 und 62 StPO.
Die „Pflichtverteidigung“ iS des vormaligen § 42
Abs 2 und 3 StPO wurde beseitigt, vielmehr ist im Falle
der Untersuchungshaft dem Beschuldigten sogleich ein
Verfahrenshelfer oder Amtsverteidiger beizugeben.
Eine Ausweitung erfuhr die sog „notwendige“Verteidi-
gung dahingehend, dass nunmehr auch für die Ausfüh-
rung der Berufung im schöffen- oder geschworenenge-
richtlichen Verfahren ein Verteidiger notwendig ist
(vormals war dies nur für die Ausführung der Nichtig-
keitsbeschwerde sowie für die Verhandlung von Nich-
tigkeitsbeschwerden oder Berufungen der Fall).38)

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass das
Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe im Bereich des Straf-
verfahrensrechts seit Einführung des Verfahrenshilfe-
gesetzes 1973 zahlreichen Novellierungen unterworfen
war.

Allein diese Novellen vermögen aber den Anstieg der
Verfahrenshilfen, gerechnet an der Anzahl der Bestel-
lungen zum Verfahrenshelfer, nicht zu erklären, gehen
doch die besagten Novellen nun mit kleineren „Aus-
dehnungen“ des Funktionskreises des Verfahrenshilfe-
verteidigers einher; es darf spekuliert werden, dass die
bedeutendste Novellierung im Hinblick auf einen statt-
gefundenen Anstieg der Strafverfahrenshilfen die Ein-
führung des Pflichtverteidigers bereits von Beginn der
Untersuchungshaft an durch das Strafprozessände-
rungsgesetz 1993 war.

c) Anstieg der Armut als Erklärung?

Da eine der entscheidenden Voraussetzungen zur Beur-
teilung der Frage, ob Verfahrenshilfe gewährt wird
oder nicht, das Kriterium des „Außerstandeseins“ bil-
det, die Kosten des Verfahrens ohne Beeinträchtigung
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38) Vgl hierzu Tipold, Notwendige Verteidigung und Verfahrenshilfe
nach dem Strafprozessreformgesetz 2004, JAP 2006/2007, 21.
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des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, scheint auf
den ersten Blick naheliegend, den Anstieg der Verfah-
renshilfen mit einem möglichen Anstieg der Armut in
Verbindung zu bringen.

Hier stellt sich nun freilich die Frage, wie das Krite-
rium „Unmöglichkeit der Bestreitung von Prozesskos-
ten ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unter-
halts“ oder salopp formuliert das Kriterium der „Ar-
mut“ gemessen werden kann. Es bedarf in diesem Zu-
sammenhang entsprechender Indikatoren, deren
Aussagekraft freilich einer kritischen Auseinanderset-
zung zu unterziehen ist.

Zunächst wurde als Indikator für Armut die Anzahl
der Sozialhilfeempfänger in Österreich und deren Ent-
wicklung beginnend vom Jahre 1998 bis 2008 herange-
zogen. Wie aus der unten stehenden Grafik unschwer
entnommen werden kann, kam es von 1998 bis 2008
tatsächlich zu einem deutlichen Anstieg der Anzahl
der Sozialhilfeempfänger in Österreich.39)

Die Anzahl der Sozialhilfeempfänger stellt allerdings
mE keinen guten Indikator für die Armut in Österreich
im Allgemeinen und für das Kriterium Gefährdung des
notwendigen Unterhalts durch Bestreitung von Pro-
zesskosten im Besonderen dar, und zwar aus nachste-
henden Gründen:

Zunächst gilt es zu bedenken, dass bei Sozialhil-
feempfängern nicht einmal die Bestreitung des „not-
dürftigen“ Unterhalts iS des vormals geltenden „Ar-
menrechts“ gewährleistet ist, während das Verfahrens-
hilfegesetz 1973 auf den „notwendigen“ Unterhalt ab-
stellt. Mit Beziehern von Sozialhilfe, es handelt sich
salopp formuliert um die „ganz Armen“, wird daher
mit Sicherheit nur ein Teil derjenigen, deren notwendi-
ger Unterhalt bei Bestreitung der Prozesskosten ge-
fährdet wäre, abgedeckt.

Die Sozialhilfe, welche mittlerweile durch die sog
Mindestsicherung abgelöst wurde, war zudem in jedem
Bundesland stark unterschiedlich geregelt. Armuts-
grenzen waren „politisch“ definiert. Zudem variierte
nicht nur die Höhe der in den einzelnen Ländern ge-
währten Sozialhilfe, sondern auch die Anzahl der Be-
zieher von Sozialhilfe in den einzelnen Bundesländern
stark. Die diesbezüglichen Statistiken sind im Übrigen
schon deshalb nicht sehr aussagekräftig, weil aus den
von den Bundesländern übermittelten Zahlen nicht klar
hervorging, ob es sich um Personen- oder Fallzahlen
handelte, weshalb davon ausgegangen werden muss,
dass Personen mehrfach gezählt wurden (über einen
Antrag auf Sozialhilfe wird teilweise von Fall zu Fall
mehrfach pro Jahr entschieden).40)

In einem zweiten Schritt wurde als Indikator für die
„Armut“ die Zahl der Notstandshilfebezieher in Öster-
reich herangezogen. Ausgehend vom Jahr 2000 bis zum
Jahr 2009 lässt sich festhalten, dass nach einem Anstieg
beginnend im Jahr 2001 die Zahl der Notstandshilfebe-
zieher in Österreich relativ konstant geblieben ist.41)

Ein weiterer denkbarer Indikator für das „Messen“
von Armut bzw der Gefährdung der Beeinträchtigung
des notwendigen Unterhalts durch Prozesskosten
könnte die Anzahl der Ausgleichszulagenempfänger in
Österreich bilden.

Auch hier zeigt sich allerdings, dass die Zahl der Aus-
gleichszulagenempfänger in Österreich von 1997 bis
2009 grosso modo in etwa konstant blieb.42)

In Form einer Synopse dargestellt ergibt sich sohin
nachstehendes Bild:

Abbildung 7

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass grob ge-
sprochen die Zahl der Notstandshilfebezieher und Aus-
gleichszulagenempfänger in Österreich im letzten Jahr-
zehnt in etwa konstant geblieben ist; lediglich die Zahl
der Sozialhilfebezieher dürfte deutlich angestiegen
sein, wobei gerade jener Indikator das Kriterium der
Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts infolge
Bestreitung von Prozesskosten aus den oben genannten
Gründen am wenigsten widerspiegelt.

Eine weitere denkbare Alternative für Messung des
Kriteriums „Beeinträchtigung des notwendigen Unter-
halts durch Bestreitung von Prozesskosten“ könnte die
Entwicklung des Netto-Jahreseinkommens bilden. Die
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39) Die entsprechenden Daten wurden aus dem jeweiligen Statistischen
Jahrbuch der Statistik Austria, Kapitel Soziale Sicherheit, Pkt 8.30
(1998 bis 2005) bzw Pkt 8.29 (2006 bis 2008) entnommen. Da
die Gesamtzahlen auch die Bezieher von Pflegegeld beinhalteten,
wurden jene Bezieher in Abzug gebracht.

40) Vgl hierzu etwa die Ausführungen der Armutskonferenz zu Kennzah-
len zur offenen Sozialhilfe für das Jahr 2007, www.armutskonferenz.
at/index2.php?option=com_docman&task=doc_view&gid=245&
Itemid=36

41) Quelle: Statistik Austria, Statistisches Jahrbuch 2011, Kapitel 08 So-
ziale Sicherheit, Pkt 8.26 – Bezieher und Bezieherinnen von Not-
standshilfe Jahresdurchschnitt 1990 bis 2009.

42) Die entsprechenden Daten sind dem jeweiligen Statistischen Jahr-
buch der Statistik Austria Kapitel 09 Einkommen, Verdienste
Pkt 9.25 (ÖSTAT 1998), 9.31 (ÖSTAT 1999/2000), Pkt 9.29 (ÖSTAT
2001), Pkt 9.26 (ÖSTAT 2002), Pkt 9.29 (ÖSTAT 2003), Pkt 9.26
(ÖSTAT 2004 und 2005), Pkt 9.30 (ÖSTAT 2006), Pkt 9.26 (ÖSTAT
2007), Pkt 9.29 (ÖSTAT 2008), Pkt 9.30 (ÖSTAT 2009), Pkt 9.26
(ÖSTAT 2010) sowie Pkt 9.29 (ÖSTAT 2011) entnommen.
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Statistik Austria weist hierzu die entsprechenden Daten
für unselbständig Erwerbstätige aus.

Als Grenzwert wurde hier das 30%-Dezil herange-
zogen. Dies bedeutet, dass 30% der unselbständig Er-
werbstätigen in Österreich ein Netto-Jahreseinkom-
men bezogen, welches unter dem dargestellten Wert
liegt (anders ausgedrückt handelt es sich um jenes Ma-
ximal-Nettoeinkommen, welches die 30% der unselb-
ständig Erwerbstätigen mit dem niedrigsten Einkom-
men in Österreich beziehen).

Hier zeigt sich nachstehendes Bild:43)

Abbildung 8

Es zeigt sich also, dass es zwischen den Jahren 1998
und 2002 zu einem signifikanten Anstieg des Jahresnet-
toeinkommens der unselbständig Erwerbstätigen, was
das 30%-Dezil betrifft, gekommen ist.

Allerdings gilt es zu beachten, dass die hier darge-
stellten Jahresnettoeinkommen nicht inflationsberei-
nigt sind.

Nimmt man eine Inflationsbereinigung anhand des
Verbraucherpreisindex der Statistik Austria vor, so zeigt
sich, dass der VPI 1986 von einem Jahresdurchschnitts-
wert im Jahre 1998 von 133,7 auf einen Jahresdurch-
schnittswert im Jahre 2008 von 162,8 gestiegen ist,
die Inflation betrug mit anderenWorten 21,77%. Mul-
tipliziert man nun das Netto-Jahreseinkommen unselb-
ständig Erwerbstätiger im Jahre 1998 von a 9.781,–
mit 1,21, so ergibt sich ein inflationsbereinigtes Netto-
einkommen für das Jahr 2008 von a 11.909,85. Tat-
sächlich betrug das Netto-Jahreseinkommen unselb-
ständig Erwerbstätiger – was das 30%-Dezil betrifft –
im Jahre 2008 a 1.402,–.

Dies bedeutet, dass das inflationsbereinigte Netto-
Jahreseinkommen derjenigen unselbständig Erwerbstä-
tigen, welche zu den 30% mit dem geringsten Netto-
Jahreseinkommen in Österreich gehören, in den Jahren
1998 bis 2008 gesunken ist, wenn auch nur leicht.

Die Problematik dieser Kennzahl ist diejenige, dass
sie lediglich die unselbständig Erwerbstätigen und
nicht die selbständig Erwerbstätigen umfasst; sie um-

fasst aber insb nicht die große Anzahl derjenigen, wel-
che überhaupt keiner Erwerbstätigkeit nachgehen.

In den letzten Jahren wurden auf EU-Ebene metho-
dische Standards für die nationale und EU-Bericht-
erstattung zur Erfassung von Armut etabliert. Grund-
lage für die Erhebung der verschiedenen Indikatoren
für Armutsgefährdung war zunächst das Europäische
Haushaltspanel (ECHP – European Community
Household Panel), welches jedoch im Jahre 2003 von
EU-SILC (Survey on Income and Living Conditions)
abgelöst wurde. Als armutsgefährdet gelten laut einem
Beschluss des Europäischen Rats von Laeken vom De-
zember 2001 Personen in Haushalten, in denen das ge-
wichtete Pro-Kopf-Einkommen unter 60% des Medi-
aneinkommens liegt.44)

In Österreich wird jährlich vom Bundesministerium
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ein Ar-
mutsbericht (Armutsgefährdung und Lebensbedingen
in Österreich) herausgegeben. Wie erwähnt beruht
die dabei publizierte Armutsgefährdungsquote in den
Jahren 1995 bis 2001 auf dem europäischen Haushalts-
panel. Eine Erhebung nach EU-SILC erfolgte erstmals
im Jahre 2003; hinsichtlich des Jahres 2002 lag mir da-
her kein Wert vor, sodass hier vom selben Wert wie im
Jahre 2001 ausgegangen wurde.

Ausgehend von den jeweiligen publizierten Armuts-
berichten lässt sich nachstehende Armutsgefährdungs-
quote in Österreich nach ECHP (1995 bis 2001) bzw
EU-SILC (2003 bis 2009) darstellen:

Abbildung 9
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43) Die Daten wurden dem jeweiligen statistischen Jahrbuch der Statis-
tik Austria, Kapitel 09 Einkommen, Verdienste Pkt 9.04 (ÖSTAT
2001) bzw Pkt 9.05 (ÖSTAT 2002 bis ÖSTAT 2011) entnommen.

44) Zu einzelnen Armutsgrenzen und deren Messkonzepte vergleiche
insb Adami, Armut und Armutsberichterstattung in Vorarlberg, Eine
Bedarfsanalyse (Diplomarbeit) (Wien 2010) 29 ff; vergleiche auch
Potz/E. Talos und andere, Armut und Recht (Wien 2010).
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Es zeigt sich also, dass sich jedenfalls seit dem Jahre
2001 die Armutsgefährdungsquote in etwa auf dem-
selben Niveau befindet, nämlich zwischen 12 und
13%.45) Da die Armutsgefährdungsschwelle (60% des
Medians) im Jahre 2009 bei einem 1-Personen-Haus-
halt a 994,– monatlich netto (Jahreszwölftel) bzw
a 852,– monatlich netto (bei 14-maliger Auszahlung)
betrug, während sich die Mindestsicherung pro Mo-
nat im Jahre 2009 auf a 744,– belief,46) dürfte die
sog Armutsgefährdungsquote noch am ehesten einen
brauchbaren Indikator darstellen, welcher das Krite-
rium Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts
durch Bestreitung der Prozesskosten widerspiegelt.

Zusammenfassend ergibt sich daher, dass hinsichtlich
der meisten „Kennzahlen der Armut“, welche eben dar-
gestellt wurden, keine deutliche Steigerung in den letz-
ten Jahren festgestellt werden kann. Insbesondere der
nach meinem Dafürhalten geeignetste Indikator, näm-
lich die sog Armutsgefährdungsquote, ist in den letzten
Jahren konstant geblieben.

Es spricht daher vieles dafür, dass der in den letzten
Jahren beobachtbare Anstieg der Verfahrenshilfen je-
denfalls nicht primär mit einem Anstieg der „Armut“
erklärt werden kann. Eine singuläre Erklärung, wonach
in den letzten Jahren bzw Jahrzehnten mehr Personen
nicht im Stande waren, Prozesskosten ohne Beein-
trächtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten
und es allein deshalb zu einem Anstieg der Verfahrens-
hilfen gekommen ist, greift meines Erachtens jedenfalls
zu kurz.

d) Alternative Erklärungsversuche

Als Zwischenresümee lässt sich festhalten, dass die oben
angeführten möglichen Erklärungen für den Anstieg
der Verfahrenshilfen gemessen an der Anzahl der
Bestellungen als Verfahrenshelfer (Zunahme der Ge-
schäftsfälle insgesamt, Gesetzesänderungen, Anstieg
der Armut) allein jedenfalls die realiter beobachtbare
Zunahme an Verfahrenshilfen nicht zu erklären ver-
mögen. Zusätzliche Erklärungsversuche sind daher
vonnöten.

Dabei ist meines Erachtens auf zwei Ebenen anzu-
setzen:

Zum einen ist es denkbar, dass die Zunahme der Be-
stellungen als Verfahrenshelfer schlichtweg auf den
Umstand zurückzuführen ist, dass es in den letzten Jah-
ren zu mehr Anträgen auf Bewilligung von Verfahrens-
hilfen gekommen ist.

Die in den letzten Jahren beobachtbare zunehmende
Verrechtlichungstendenz vermag zur Erhöhung der
Komplexität sowohl auf dem Gebiet des materiellen
Rechts als auch auf dem Gebiet des Verfahrensrechts
beigetragen haben. Mit der zunehmenden „Verrechtli-
chung“ sozialer Sachverhalte müsste freilich auch eine
Zunahme der gerichtlichen Geschäftsfälle an sich ein-

hergegangen sein, sodass dieser Ansatz den relativen
Anstieg der Verfahrenshilfen nur teilweise zu erklären
vermag.

Ein denkbarer Erklärungsansatz – hier kann nur eine
Arbeitshypothese aufgestellt werden – könnte auch ein
verbesserter Zugang zum Recht durch die Normunter-
worfenen selber darstellen, dies verbunden mit einem
verbesserten Grundrechtsbewusstsein.

Dabei dürfen nach meinemDafürhalten auch techni-
sche Entwicklungen wie etwa die Etablierung des Inter-
nets nicht außer Acht gelassen werden. Seit mehr als
einem Jahrzehnt ist es für jedermann mit Internet-
Zugang möglich, über diverse Suchmaschinen innert
weniger Sekunden über gewisse rechtliche Möglichkei-
ten, ua auch das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe,
Kenntnis zu erlangen und sogar diesbezügliche An-
tragsformulare „herunterzuladen“, was vor Einführung
des World Wide Webs noch unmöglich war, musste
doch damals für eine Antragstellung das Gericht (etwa
in Form des Amtstages) oder ein Rechtsanwalt aufge-
sucht werden. Es darf spekuliert werden, dass dieser
vereinfachte Zugang zur Rechtsinformationen verbun-
den mit einer größeren „Mündigkeit“ der Normunter-
worfenen, ihr subjektives Recht auch durchzusetzen, zu
einem Anstieg der Verfahrenshilfen beigetragen hat.

Das Ausmaß der Zunahme an Antragstellungen und
Bewilligungen um Verfahrenshilfe lässt sich nun frei-
lich auf der Grundlage der Statistiken des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages, aber auch auf der
Grundlage des – veröffentlichten – BIS-Justiz nicht
feststellen. Wie oben dargetan, ist im – veröffentlichten
– BIS-Justiz – von Ausnahmen abgesehen – die Zahl der
Verfahrenshilfen nicht ausgewiesen. Dem gegenüber
beziehen sich die in den Statistiken der Rechtsanwalts-
kammern der einzelnen Bundesländer ausgewiesenen
Fälle an Verfahrenshilfen auf bereits erfolgte Bestellun-
gen von Rechtsvertretern als Verfahrenshelfer, mit an-
deren Worten also auf genehmigte Verfahrenshilfen.

Dies führt uns zu einer zweiten denkbaren Erklä-
rungsschiene, nämlich einer möglichen geänderten
Entscheidungspraxis der Organe der Rsp.

Wie oben bereits dargetan, kommt den zuständigen
Richtern sowohl im Strafverfahren, aber insb im Zivil-
verfahren ein nicht unerheblicher Entscheidungsspiel-
raum zur Beurteilung der Frage, ob – abgesehen von
den gesetzlich gebotenen bzw notwendigen Fällen
(Vertretungszwang) – die Vertretung durch einen
Rechtsanwalt nach Lage des Falles erforderlich ist,
aber auch bei der Beurteilung der Frage, ob der An-
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45) Auch im Jahre 2010 – die entsprechenden Daten wurden von der
Statistik Österreich erst nach Abhalten des Vortrags publiziert – be-
trug die Armutsgefährdungsquote in Österreich 12%, dies nach EU-
SILC 2010.

46) Quelle: BMASK bzw Statistik Austria, Armutsgefährdung und Lebens-
bedingungen in Österreich, Ergebnisse aus EU-SILC 2009.
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tragsteller außer Stande ist, die Kosten des Verfahrens
ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts zu
bestreiten, zu. Aufgrund der zunehmenden Komplexi-
tät von Verfahren sowohl auf materiell-rechtlicher als
auch auf verfahrensrechtlicher Ebene, welche unbe-
streitbar sein dürfte (man denke an den zunehmenden
Einfluss des EU-Rechts und die zunehmende interna-
tionale Verflechtung, welche bspw bedingt, dass allein
für die Klärung der [internationalen] Zuständigkeits-
frage schon juristische Fachkunde vonnöten ist),
müsste einer derartigen Ausweitung der bewilligten
Verfahrenshilfen nicht von vornherein mit Kritik be-
gegnet werden.

Wie bereits dargetan, kann auf der Grundlage der
veröffentlichten Daten des BIS-Justiz, geschweige denn
auf der Grundlage der Daten der Anwaltskammern,
weder die Anzahl der Antragstellungen auf Bewilligung
von Verfahrenshilfe, geschweige denn die Anzahl der
bewilligten oder versagten Verfahrenshilfen eruiert
werden.47)

Die eben skizzierten Fragestellungen könnten den
Ausgangspunkt für eine weiterführende Untersuchung
bilden.

V. Verfahrenshilfe im
Bundesländervergleich

In der Folge sollen anhand der verfügbaren Daten des
ÖRAK aus dem Jahre 2010 entsprechende Bundeslän-
dervergleiche angestellt werden.

1. Das Verhältnis von Strafverfahren
zu Zivilverfahren

Was das Verhältnis zwischen gerichtlichen Strafverfah-
ren einerseits und gerichtlichen Zivilverfahren anderer-
seits in Bezug auf die Bestellung von Rechtsanwälten als
Verfahrenshelfer in den einzelnen Bundesländern an-
belangt, ergibt sich nachstehendes Bild:

Abbildung 10

Es zeigt sich also, dass hier zwischen den einzelnen
Bundesländern – über die Gründe dafür darf spekuliert
werden – doch markante Unterschiede bestehen, be-
trägt doch das Verhältnis zwischen Strafverfahrenshil-
fen und Zivilverfahrenshilfen bspw in Wien und im
Burgenland mehr als 3 : 1, während in Tirol im Jahre
2010 nahezu gleich viele Bestellungen als Verfahrens-
helfer in Zivilverfahren wie in Strafverfahren er-
folgten.

2. Anzahl von Bestellungen als Verfahrenshelfer
pro eingetragenem Rechtsanwalt

Wie sich aus nachstehender grafischer Darstellung er-
gibt, bestehen auch hier eklatante Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Bundesländern.

Abbildung 11

Die Spitzenreiter bei der Bestellung als Verfahrens-
helfer bilden die Bundesländer Burgenland und Nie-
derösterreich, wo im Jahre 2010 pro eingetragenem
Rechtsanwalt über zehn (Burgenland) bzw über acht
(Niederösterreich) Bestellungen als Verfahrenshelfer
erfolgten. Die „rote Laterne“ bildet Wien mit einer
Bestellung als Verfahrenshelfer pro eingetragenem
Rechtsanwalt im Jahre 2009 von lediglich knapp über
drei Fällen.

Die eben skizzierten markanten Unterschiede dürf-
ten insb auf die besondere Konzentration von eingetra-
genen Rechtsanwälten in Wien zurückzuführen sein,
während die „Anwaltsdichte“ insb im Burgenland eher
niedrig ausgeprägt ist.

Im Hinblick auf die eben dargestellten signifikanten
Unterschiede insb zwischen den Bundesländern Bur-
genland und Niederösterreich einerseits und Wien an-
dererseits bildete die Novellierung des § 48 Abs 1
RAO, wonach seit dem 24. 5. 2000 die Pauschalvergü-
tung auf die einzelnen Rechtsanwaltskammern so zu
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verteilen ist, dass eine Hälfte der Pauschalvergütung
nach der Anzahl der am vorangegangenen 31. 12. in
die Liste der Rechtsanwälte eingetragenen Mitglieder
verteilt wird, während die andere Hälfte der Pauschal-
vergütung nach der Anzahl der auf die Mitglieder der
Rechtsanwaltskammern im vorangegangenen Jahr ent-
fallenen Bestellungen nach § 45 RAO zu verteilen ist,
ein dringendes „Gebot der Stunde“.

Hinsichtlich der anderen Bundesländer bewegt sich
die Anzahl der Bestellungen als Verfahrenshelfer im
Jahre 2010 auf einem Niveau zwischen vier bis fünf Be-
stellungen pro Jahr.

3. Anzahl der Bestellungen als Verfahrenshelfer
pro Einwohner

Ausgehend von der Jahresdurchschnittsbevölkerung im
Jahre 2010 gemäß Statistik Austria ergibt sich hier
nachstehendes Bild:

Abbildung 12

Es zeigt sich, dass hier das Bundesland Wien doch
mit deutlichem Abstand die Anzahl der Verfahrenshil-
fen pro Einwohner anführt, gefolgt von den drei
westlichen Bundesländern Vorarlberg, Tirol und Salz-
burg. Der Umstand, dass in Strafverfahren (Einzel-
richter, Geschworenen- und Schöffengericht) die
Rechtsmittelinstanzen nur in einigen Bundesländern
angesiedelt sind und in jenem Fall für gewöhnlich
neuerlich eine Bestellung eines Verfahrenshelfers nach
erfolgtem Antrag gem § 45 Abs 3 RAO erfolgt, wirkt
sich offenbar nicht in größerem Umfang aus, müsste
es doch sonst schon allein deswegen in den Bundes-
ländern mit Sitz eines OLG oder des OGH (Tirol,
Oberösterreich, Steiermark, Wien) tendenziell mehr
Verfahrenshelferbestellungen geben, was nicht der
Fall ist.

Da die Armutsgefährdungsquote in den drei westli-
chen Bundesländern jedenfalls im Jahre 2009 unter
dem österreichischen Durchschnitt von 12,0% lag
(Salzburg 10,3%, Tirol 7,1%, Vorarlberg 11,5%),48)
darf spekuliert werden, dass im Hinblick auf die Ent-

scheidungspraxis Verfahrenshilfen in den westlichen
Bundesländern „großzügiger“ gewährt werden als in
anderen Bundesländern.

4. Armutsgefährdung im Verhältnis zu
Verfahrenshilfebestellungen pro Einwohner

Diese Schlussfolgerung ist jedenfalls naheliegend, wenn
nachstehende Grafik vor Augen geführt wird:

Abbildung 13

Abgesehen von der bereits getroffenen Schlussfolge-
rung iZm den drei westlichen Bundesländern Vorarl-
berg, Tirol und Salzburg zeigt sich hier, dass die im
Bundesland Wien vorfindbare höchste Anzahl von Be-
stellungen als Verfahrenshelfer pro Einwohner zumin-
dest teilweise mit der hohen Armutsgefährdungsquote
in Wien von 17,1%, welche weit über dem österreichi-
schen Durchschnitt von 12,0% liegt, gerechtfertigt
werden kann.49)

5. Verzeichnete Kosten pro Verfahrenshilfe

Ein als Verfahrenshelfer bestellter Rechtsanwalt ist ver-
pflichtet, jährlich gegenüber seiner jeweiligen Bundes-
länder-Rechtsanwaltskammer die tarifmäßigen Kosten
für die gerichtlichen Leistungen, welche erbracht wur-
den, bekannt zu geben. Auf der Grundlage der ver-
zeichneten Kosten wird sodann die sog Pauschalvergü-
tung, welche der Bund an die Österreichische Rechts-
anwaltskammer bezahlt, festgelegt.

Auch hier ergeben sich zwischen den einzelnen Bun-
desländern signifikante Unterschiede, wie nachste-
hende Grafik dokumentiert:
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48) Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2009.
49) Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2009; die Daten der EU-SILC 2010

standen zum Zeitpunkt des Vortrags noch nicht zur Verfügung, so-
dass die Werte der Jahre 2009 herangezogen wurden.
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Abbildung 14

Es zeigt sich also, dass den Spitzenreiter bei den ver-
zeichneten Kosten pro Verfahrenshilfe das Bundesland
Tirol bildet, während insb das Bundesland Kärnten
markant abfällt.

VI. Rechtstatsächliches im Bereich
der Verfahrenshilfe in Vorarlberg

Wie oben bereits dargetan, ist auf der Grundlage der
vom Österreichischen Rechtsanwaltskammertag veröf-
fentlichten Daten, bei denen es sich um reine Fallzah-
len handelt, aber auch des vom BMJ publizierten Be-
trieblichen Informationssystems der Justiz eine Diffe-
renzierung bewilligter Verfahrenshilfen nach Verfah-
rensgattungen nicht möglich.

Aufgrund eines großzügigen Entgegenkommens der
Vorarlberger Rechtsanwaltskammer50) einerseits sowie
der Vorsteher der Bezirksgerichte Vorarlbergs51) ande-
rerseits war es mir aber möglich, hinsichtlich des Bun-
deslandes Vorarlberg entsprechende Daten einzuholen,
welche eine Differenzierung der erfolgten Bestellungen
von Rechtsanwälten als Verfahrenshelfer nach Verfah-
rensgattung ermöglichen.

Auch wenn sich diese Zahlen nur auf das Bundesland
Vorarlberg beziehen, dürfte Vorarlberg aufgrund seines
hohen Industrialisierungsgrades einerseits, aber auch
eines nicht unerheblichen Teiles an „ländlicher“ Bevöl-
kerung andererseits doch einen repräsentativen Aus-
gangspunkt für das Ziehen von Schlussfolgerungen
für ganz Österreich bilden.

1. Verteilung der Verfahrenshilfen in Strafsachen
nach Verfahrensgattung für Vorarlberg
im Jahre 2010

Ausgehend von den Bestellungen als Verfahrenshelfer
von Vorarlberger Rechtsanwälten im Bereich des Straf-
verfahrens im Jahre 2010 ergibt sich auf der Grundlage

der Daten der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
nachstehendes Bild:

Abbildung 15

Es zeigt sich also, dass sich die Bestellungen als Ver-
fahrenshelfer im HR-Verfahren (vornehmlich Haftsa-
chen) einerseits und im HV-Verfahren (Vertretung
vor den Landesgerichten im Verfahren vor dem Schöf-
fen- oder Geschworenengericht oder im Verfahren vor
dem Einzelrichter) andererseits in etwa die Waage hal-
ten. Zu beachten ist hier allerdings, dass im Falle der
Bestellung eines Rechtsanwalts imHaftverfahren dieser
für gewöhnlich sodann auch die Vertretung im Haupt-
verfahren übernimmt, ohne dass es hierfür zu einer
neuerlichen Bestellung kommt.

Nicht gänzlich zu vernachlässigen ist die Anzahl der
„aufgehobenen“ Verfahrenshilfen, womit gemeint ist,
dass nach erfolgter Bestellung eines Amts- oder Verfah-
renshilfeverteidigers der Beschuldigte oder Angeklagte
nachträglich einen eigenen Wahlverteidiger mit der
Vertretung seiner Interessen beauftragt.

2. Verteilung der Verfahrenshilfen in Zivilsachen
in Vorarlberg im Jahre 2010

Die im Jahre 2010 in Vorarlberg erfolgten Bestellungen
in Zivilverfahrenssachen von insgesamt 474 gliedern
sich laut Daten der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
wie folgt:
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50) Mein besonderer aufrichtiger Dank gilt hier Herrn Dr. Ingo Breuß,
Sekretär der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer, für seine Mithilfe
bei der Aufbereitung der Daten.

51) Mein besonderer Dank gilt hier Frau Mag. Yvonne Summer, Herrn
Mag. Thomas Walter, Frau Mag. Karin Seidl-Wehinger, Herrn DDr.
Felix Dünser sowie Herrn Amtsdirektor Thomas Spescha, Frau Mag.
Martina Gostner sowie Herrn Dr. Bertram Metzler.
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VVeerrtteeiilluunngg  ddeerr  ZZiivviillvveerrffaahhrreennsshhiillffeenn  nnaacchh  MMaatteerriieenn  
((ddeettaaiilllliieerrtt))  iinn  VVoorraarrllbbeerrgg  22001100  

Familienrecht Gesamt 195 
 
Nc     ohne Gegenstand 53 
         Herausgabe 3 
         Fruchtgenuß 1 
         Geldforderung 22 
         Nutzungsrecht 1 
         Rückgabe  2 
         Löschung von Daten     1 
         Rückzahlung Kaution     1 
         Wiederaufnahme 1 
         Oppositionsklage  4 
         Teilungsklage 1 
         Geldforderung 61 
         Räumung 13 
         Dienstbarkeit 1 
         Feststellung/Leistung     1 
         Unterlassung/Besitzstörung     3 

Nc Ehescheidung           38 
C Ehescheidung           78 
  
          Aufhebung der Ehe             3 
           
 Einvernehmliche 
 Ehescheidung 4 
             Gesamt Ehescheidung        123 
 
Nc Unterhalt 20 
C Unterhalt 10 
Pu Unterhalt 5 
 Gesamt Unterhalt           35 
 
 Aufteilung der ehelichen  

Ersparnisse 15 
 Obsorge/Besuchsrecht           17 
 Pflegschaft (P, PG)             5 

Cg Geldforderung 55
EV 7

Arbeitsrecht 19
Exekution 10
VwGH 3
VfGH 8

§ 45 Abs 3 RAO 2
aufgehoben 6

Tabelle 2

Auch wenn die vom Antragsteller oder den Gerich-
ten vorgenommene Klassifizierung in einzelne Verfah-
rensgegenstände hinsichtlich deren Schlüssigkeit und
Nachvollziehbarkeit bisweilen zu wünschen übrig lässt
– bedauerlich ist in diesem Zusammenhang insb, dass
bei insgesamt 53 Nc-Sachen (wie oben dargetan han-
delt es sich hier um Rechtssachen, bei denen ein Antrag
auf Bewilligung von Verfahrenshilfe bereits vor Einlei-
tung eines gerichtlichen Verfahrens gestellt wurde)
überhaupt kein Verfahrensgegenstand angegeben
wurde –, so lassen sich aus den eben angeführten Zah-
len doch einige bemerkenswerte Schlussfolgerungen
ziehen, wenn man versucht, die einzelnen Verfahrens-
gattungen zu größeren „Rechtsmaterien“ zu aggregie-
ren.

In diesem Zusammenhang ergibt sich wie in Abbil-
dung 16 dargestellt, wobei die Nc-Fälle, bei denen kein
Gegenstand angegeben wurde, auf die nun folgenden
größeren „Materien“ hochgerechnet wurden.

Es zeigt sich hier nämlich, dass grosso modo ca die
Hälfte der Zivilverfahrenshilfen auf Agenden im Be-
reich des Familienrechts fällt, ein restliches Viertel
hat die Geltendmachung oder Abwehr einer Geldfor-
derung zum Gegenstand.

Daraus lässt sich die Schlussfolgerung ableiten,
dass Bestellungen als Verfahrenshelfer im Zivilverfah-
rensrecht insb eine klassische Domäne des Familien-
rechts darstellen. Neben anderen Erklärungsversu-

chen könnte hier ua auch eine Rolle spielen, dass
Rechtsschutzversicherungen, welche den Bereich des
Familienrechts abdecken, gar nicht oder höchst selten
anzutreffen sind.

Abbildung 16

3. Das Verhältnis von Bestellungen als
Verfahrenshelfer zu streitigen Ehescheidungen
in Vorarlberg im Jahre 2010 insgesamt

Unter Heranziehung der von den Vorstehern der Be-
zirksgerichte im Jahre 2010 in Vorarlberg bekanntgege-
benen Daten an eingeleiteten streitigen Eheschei-
dungsverfahren wurden diese Fälle sodann zu den Be-
stellungen als Verfahrenshelfer in streitigen Eheschei-
dungsangelegenheiten ins Verhältnis gesetzt. Auch
hier wurden die Nc-Verfahren ohne Gegenstand der-
gestalt mitberücksichtigt, dass jene Fälle entsprechend
dem Anteil an streitigen Ehescheidungsverfahren zu
der Gesamtanzahl der erfolgten Bestellungen als Ver-
fahrenshelfer in Zivilrechtsangelegenheiten „hochge-
rechnet“ wurden.

Dabei ergibt sich wie in Abbildung 17 dargestelltes
Bild.

Ausgehend von insgesamt 323 eingeleiteten streiti-
gen Ehescheidungsverfahren im Jahre 2010 in Vorarl-
berg kam es in mehr als 40% der Fälle zur Bestellung
eines Rechtsanwalts als Verfahrenshelfer.

Dabei gilt es freilich zu beachten, dass in einem strei-
tigen Ehescheidungsverfahren mitunter sowohl dem
Kläger/der Klägerin als auch dem Beklagten/der Be-
klagten ein Verfahrenshelfer beigegeben wurde.

Dies bedeutet, dass realiter doch in mehr als 60% der
streitigen Ehescheidungsfälle in Vorarlberg im Jahre
2010 keine Seite von einem Verfahrenshelfer vertreten
war.
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Abbildung 17

4. Zivilverfahrenshilfen in Vorarlberg mit und
ohne Anwaltszwang

Es wurde schließlich noch der Versuch unternommen,
eine Differenzierung in Verfahren mit Anwaltspflicht
und ohne Anwaltspflicht vorzunehmen.

Rein anhand der vorliegenden Verfahrensgattungen
war dies selbstverständlich nur beschränkt möglich.
Ein Anwaltszwang herrscht jedenfalls in Verfahren
vor dem VwGH und VfGH (bzw muss das Einbringen
einer entsprechenden VwGH-Beschwerde jedenfalls
die Unterschrift eines Rechtsanwalts aufweisen).

Hinsichtlich jener Fälle, bei denen eine Bestellung
als Verfahrenshelfer zur Einbringlichmachung von
Geldforderungen erfolgte, wurde davon ausgegangen,
dass hier der Streitwert über a 5.000,– betrug und des-
halb absolute Anwaltspflicht bestand (es dürfte eher sel-
ten vorkommen, dass im bezirksgerichtlichen Verfah-
ren bei einem Streitwert von bis zu a 5.000,– im Falle
der Geltendmachung einer Geldforderung ein Verfah-
renshelfer bestellt wird).

Auch hinsichtlich der Verfahren betreffend die Er-
lassung einer einstweiligen Verfügung wurde verein-
facht das Vorliegen eines „Anwaltszwanges“ ange-
nommen (selbstverständlich ist es sehr wohl denkbar,
dass hier Verfahren betreffend die Erlassung einer
einstweiligen Verfügung im Familienrechtsbereich
vorlagen, sodass realiter kein Anwaltszwang gegeben
war). Im Bestandsverfahren (Räumung sowie Be-
standssache) besteht keine absolute Anwaltspflicht,
was auch im Verfahren betreffend das Einbringen ei-
ner Oppositionsklage (§ 52 EO) gilt. Hinsichtlich der
Verfahrensgattungen „Herausgabe“, „Fruchtgenuss“,
„Nutzungsrecht“, „Rückgabe“, „Löschung von Da-
ten“, „Wiederaufnahme“, „Teilungsklage“, „Dienst-
barkeit“ sowie „Feststellung/Leistung“ wurde verein-
facht davon ausgegangen, dass aufgrund des vom Klä-
ger angeführten Streitwerts ein Anwaltszwang be-
steht.

Die Nc-Fälle ohne Gegenstand wurden sodann wie
weiter oben dargestellt „hochgerechnet“.

Ausgehend von diesen Annahmen ergibt sich nach-
stehendes Bild:

Abbildung 18

Auch wenn im Hinblick auf die Fülle der eben getä-
tigten Annahmen hier nur eine Annäherung an die
Thematik erfolgen kann, kann grob gesprochen doch
davon ausgegangen werden, dass jedenfalls in mehr
als der Hälfte – ja nahezu 2/3 – der Zivilverfahrenshilfen
in Vorarlberg im Jahre 2010 in Folge fehlenden An-
waltszwangs ohne Prüfung des Einzelfalls keine zwin-
gende Notwendigkeit von vornherein bestand, einen
Verfahrenshelfer zu bestellen, sodass die Bestellung ei-
nes Verfahrenshelfers nur deshalb erfolgte, weil der zu-
ständige Richter jene Bestellung „nach Lage des Falles
für erforderlich“ hielt.

Im Zivilverfahrensbereich kommt sohin der Ent-
scheidungspraxis der Richter bei der Beurteilung der
Frage, ob ein Verfahrenshelfer bestellt wird oder nicht,
eine hohe Bedeutung zu.

VII. Qualitativ-induktiver Ansatz:
Wahrnehmungsberichte
des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages

Es wurde schon öfters betont,52) dass eine Rechtstatsa-
chenforschung, welche allein auf der Analyse statisti-
scher Daten sowie auf Methoden der quantitativen em-
pirischen Sozialforschung fußt, zu kurz greift. Um die
soziale Wirklichkeit vollständig zu erfassen, ist viel-
mehr die Anwendung qualitativer Methoden geboten,
welche die quantitativen Verfahren der empirischen So-
zialforschung ergänzen. Gerade im Bereich der Rechts-
tatsachenforschung, bei der es sich noch um ein relativ
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52) Vgl hierzu Lercher, Methoden der Rechtstatsachenforschung – ein
Abriss, in Barta/Ganner/Lichtmannegger (Hrsg), Rechtstatsachenfor-
schung – heute, Tagungsband 2008 (Innsbruck 2009) 205 ff (219).
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junges Forschungsgebiet handelt, spielen qualitativ-in-
duktive Ansätze, bei denen ausgehend von der Analyse
einzelner Fälle erste Schlussfolgerungen gezogen wer-
den, eine wichtige Rolle.

Zur „Abrundung“ der Analyse des Rechtsinstituts
der Verfahrenshilfe auf rechtstatsächlicher Ebene sol-
len hier daher – ausgehend von den jährlich erscheinen-
den Wahrnehmungsberichten des ÖRAK, in welchen
Mängel der österreichischen Rechtspflege und Verwal-
tung aufgezeigt und Vorschläge zur Verbesserung er-
stattet werden – dies gepaart mit eigenen Erfahrungen
– ohne Anspruch auf Vollständigkeit diverse Problem-
bereiche des Rechtsinstituts der Verfahrenshilfe, mit
welchen sich die juristischen Berufsgruppen, insb die
Rechtsanwälte, konfrontiert sehen, dargestellt werden.
Dabei soll nicht primär im Blickwinkel stehen, anhand
von Einzelfällen Kritik an der Justiz als Ganzes zu üben,
vielmehr geht es darum, darauf aufbauend Lösungsan-
sätze zu beschreiben, welche ein fruchtbares und ge-
deihliches „Miteinander“ zwischen Verfahrenshelfern
einerseits und richterlichen Entscheidungsorganen an-
dererseits ermöglichen, dies im Interesse der Normun-
terworfenen, in concreto derjenigen, welche Verfah-
renshilfe genießen.

Studiert man freilich dieWahrnehmungsberichte des
ÖRAK des letzten Jahrzehnts, so kommt man nicht
umhin, beim einen oder anderen Mal mit einem
Déjà-vu-Erlebnis konfrontiert zu werden:
" Wie oben dargetan, fanden sich in Vorarlberg im
Jahre 2010 von insgesamt 474 Zivilrechts-Verfah-
renshilfen gleich 53 Fälle von Beschlüssen in Nc-
Verfahren – also in Verfahren, bei denen der Antrag
auf Verfahrenshilfe vor Einleitung eines gerichtli-
chen Verfahrens gestellt wurde –, in welchen der Ge-
genstand der Verfahrenshilfe sowie die Gegenpartei
nicht angeführt sind. Auch in den Wahrnehmungs-
berichten des ÖRAK wurde dieser Umstand schon
mehrfach moniert.53)
Dieser Umstand verunmöglichte nicht nur die den
Gegenstand dieses Vortrags bildende statistische
Auswertung der bewilligten Verfahrenshilfen nach
Verfahrensgattung, er erschwert vielmehr bspw auch
eine gezielte Vorbereitung des bestellten Rechtsver-
treters als Verfahrenshelfer auf das Erstgespräch, weil
dem bestellten Rechtsanwalt nicht zur Kenntnis ge-
langt, „um was es in dieser Angelegenheit überhaupt
geht“. Wenn im Bewilligungsbeschluss nicht einmal
der Gegenstand der bewilligten Verfahrenshilfe an-
geführt ist, lässt dies zudem vermuten, dass eine ein-
gehende Auseinandersetzung mit der Frage, ob die
Voraussetzungen für die Bewilligung der Verfahrens-
hilfe im konkreten Fall vorlagen oder nicht, nicht
stattfand.

" Tatsächlich wird in den Wahrnehmungsberichten
des ÖRAK des letzten Jahrzehnts nahezu jedes Jahr
moniert, dass Verfahrenshilfen entweder „zu großzü-

gig“ gewährt wurden oder die Voraussetzungen für
die Gewährung von Verfahrenshilfe, konkret die
tatsächlichen Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse einerseits und die Erfolgsaussichten anderer-
seits, nicht eingehend geprüft wurden.54)

" Einen seitens der gesetzlichen Interessenvertretung
der österreichischen Rechtsanwaltschaft immer wie-
der beanstandeten Missstand bilden zu kurzfristige
Bestellungen als Verfahrenshelfer, welche es dem be-
stellten Rechtsvertreter verunmöglichen, sich gezielt
und ausreichend auf Verhandlungstermine vorzube-
reiten (es versteht sich von selbst, dass eine auch
den Vorgaben des Art 6 EMRK [Recht auf ein faires
Verfahren] genügende rechtliche Vertretung zumin-
dest genügend Zeit zum Studium des Akts und zur
Besprechung der Rechtssache mit dem Klienten vo-
raussetzt).55)

" Zu besonderer Verärgerung in der Anwaltschaft füh-
ren Fälle, bei denen ein Verfahrenshilfeverteidiger
im Strafverfahren nicht davon in Kenntnis gesetzt
wird, dass inzwischen vom Beschuldigten oder Ange-
klagten ein Wahlverteidiger bestellt wurde, kommt
es hier doch zu frustrierten Aufwendungen.56)

" Zu einer Fülle von Beanstandungen in der Rechtsan-
waltschaft kam es schließlich im letzten Jahrzehnt
iZm der unterlassenen oder lediglich verzögerten
Zusendung von Aktenkopien, die diesbezüglichen
Ausführungen in den Wahrnehmungsberichten des
ÖRAK sind Legion.57)

" Besondere Probleme ergeben sich im Falle der Be-
stellung als Verfahrenshelfer für eine Person, mit
welcher eine Verständigung aufgrund mangelnder
Deutsch-Kenntnisse (bzw auch mangels einer ande-
ren gemeinsam gesprochenen Sprache) nicht mög-
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53) Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2005/2006, 26; Wahrnehmungs-
bericht des ÖRAK 2006/2007, 27; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK
2008/2009, 20.

54) Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 1998, 22; Wahrnehmungsbericht
des ÖRAK 2000/2001, 20 und 27; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK
2002/2003, 14 und 28 sowie 29; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK
2005/2006, 13 und 26 sowie 27; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK
2008/2009, 19; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2009/2010, 25.

55) Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 1998, 19 und 20; Wahrnehmungs-
bericht des ÖRAK 1999, 15 und 34; Wahrnehmungsbericht des
ÖRAK 2000/2001, 20; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2002/
2003, 14; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2005/2006, 25; Wahr-
nehmungsbericht des ÖRAK 2006/2007, 26; Wahrnehmungsbericht
des ÖRAK 2007/2008, 18 und 20; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK
2008/2009, 20 und 21; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2009/
2010, 26.

56) Vgl Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2007/2008, 17; Wahrneh-
mungsbericht des ÖRAK 2008/2009, 21.

57) Vgl Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 1999, 11 und 34 sowie 35;
Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2000/2001, 20 und 27; Wahrneh-
mungsbericht des ÖRAK 2003/2004, 9; Wahrnehmungsbericht des
ÖRAK 2005/2006, 15; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2006/
2007, 13 und 27; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2007/2008,
16 und 18; Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2008/2009, 19; Wahr-
nehmungsbericht des ÖRAK 2009/2010, 25.
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lich ist. Es versteht sich von selbst, dass eine gezielte
Prozessvorbereitung zumindest ein oder mehrere
Gespräche mit dem Mandanten voraussetzt. In der
Streit- oder Hauptverhandlung selber wird seitens
des Gerichts ein Dolmetscher beigezogen, welcher
von Amtsgeldern bezahlt wird.
Es stellt sich nun allerdings die Frage, wer zunächst
für die Kosten eines Dolmetschers aufzukommen
hat, welcher „außergerichtlich“ durch den bestellten
Verfahrenshelfer beigezogen wird.
Hier besteht eine unterschiedliche Entscheidungs-
praxis bei den einzelnen Gerichten. Während teil-
weise (zB LG Feldkirch im Strafverfahren) der beige-
zogene Dolmetscher die Möglichkeit hat, seine Kos-
ten für Besprechungen in der Kanzlei des Rechts-
vertreters oder in der Justizanstalt direkt gegenüber
dem Gericht bekannt zu geben, wird teilweise – je-
denfalls von Vorarlberger Gerichten – dies gestützt
auf eine E des OLG Linz v 11. 7. 2008,58) die Auffas-
sung vertreten, dass dann, wenn eine derartige Über-
setzungshilfe auf Verlangen des Beschuldigten bzw
Mandanten oder des Verfahrenshelfers nicht vorab
vom Gericht bewilligt wird, der bestellte Verfahrens-
helfer diesbezüglich einen Werkvertrag iSd § 1165
ABGB mit dem Dolmetscher abgeschlossen und
vorab für jene Kosten selber aufzukommen habe.
Ihm stehe erst in weiterer Folge die Möglichkeit
zu, im Wege des § 93 Abs 2 StPO bzw § 64 Abs 1
Z 1 lit f ZPO die entstandenen Kosten nachträglich
durch einen entsprechenden Antrag bei Gericht er-
setzt zu erhalten.59)
Eine derartige Gesetzesauslegung steht zum einen
im Spannungsfeld zu Art 6 EMRK und führt zum an-
deren zu unnötiger „Bürokratie“, muss doch zu-
nächst seitens des Dolmetschers eine Rechnung ge-
genüber dem bestellten Verfahrenshelfer gelegt wer-
den, diese Rechnung muss dann von jenem beglichen
werden, während in weiterer Folge dann ein Antrag
auf Ersatz jener Barauslagen bei Gericht gestellt wer-
den kann. Es gibt keinen ersichtlichen Grund, wes-
halb hier ein Rechtsanwalt als bestellter Verfahrens-
helfer für derartige Kosten, welche letzten Endes
vom Bund zu übernehmen sind, in Vorleistung treten
soll.

" Ganz generell ist ein bestellter Verfahrenshelfer im-
mer wieder mit praktischen Schwierigkeiten iZm sei-
ner rechtlichen Vertretung konfrontiert, welche be-
reits mit der Kontaktaufnahme mit dem Mandanten
beginnen. Der bestellte Verfahrenshelfer verfügt für
gewöhnlich über keine Telefonnummer desjenigen,
dem Verfahrenshilfe bewilligt wurde, auch im Post-
wege ist es oft mit Schwierigkeiten verbunden, mit
dem Mandanten in Kontakt zu treten. Bei längeren
Verfahren – etwa vor dem VwGH in Fremdenrechts-
sachen – kommt es nicht selten vor, dass zum Zeit-
punkt der Zustellung der E der bestellte Verfahrens-

helfer über keine aktuelle Adresse seines Mandanten
mehr verfügt und er daher nicht einmal in der Lage
ist, seinen Klienten vom Ausgang des Verfahrens in
Kenntnis zu setzen.60)

" Ein besonderes Problem in der Praxis61) stellt die
Frage dar, inwiefern die Beigebung eines Rechtsan-
walts für das – zumeist zunächst streitige – Eheschei-
dungsverfahren auch für das Verfahren gem § 55 a
Ehegesetz (sog einvernehmliche Ehescheidung) gilt.
Im Beschluss, mit welchem die Verfahrenshilfe im
Allgemeinen und das Beigeben eines Verfahrenshel-
fers im Besonderen bewilligt wurde, ist für gewöhn-
lich nicht angeführt, ob sich die Bestellung als Ver-
fahrenshelfer auf eine streitige Ehescheidung oder
einvernehmliche Ehescheidung oder beides bezieht,
für gewöhnlich wird lediglich „Ehescheidung“ ange-
führt.
Diese Frage ist in der Praxis von nicht unerheblicher
Bedeutung, werden doch auch jene Ehescheidungen,
welche mit einer (streitigen) Ehescheidungsklage be-
ginnen, in der Mehrzahl der Fälle in weiterer Folge
in Form einer einvernehmlichen Ehescheidung ge-
stützt auf § 55 a Ehegesetz erledigt.
Die diesbezügliche Entscheidungspraxis – zumindest
bei den Vorarlberger Gerichten – ist divergent. Fest
steht zunächst, dass das streitige Zivilprozessverfah-
ren wegen Ehescheidung einerseits und das – außer-
streitige –Verfahren eine einvernehmliche Eheschei-
dung betreffend gestützt auf § 55 a Ehegesetz ande-
rerseits rechtlich strikt voneinander zu trennen sind
und den beiden unterschiedlichenVerfahren auch un-
terschiedliche Geschäftszahlen zugeordnet werden.
Im Regelfall werden auch in den Verhandlungen eine
„streitige“ Ehescheidung betreffend Vergleichsver-
handlungen zur Vornahme einer einvernehmlichen
Ehescheidung geführt. Erst dann, wenn fest steht,
dass eine einvernehmliche Ehescheidung in Frage
kommt, wird das streitige Ehescheidungsverfahren
unterbrochen und kommt es – noch in derselben Tag-
satzung in unmittelbarem Anschluss daran – zur Ein-
leitung eines Verfahrens nach § 55 a Ehegesetz.
Teilweise wird die rechtliche Vertretung in Verfah-
ren betreffend die einvernehmliche Ehescheidung
vom Verfahrenshelfer, der bislang die rechtliche Ver-
tretung im streitigen Ehescheidungsverfahren über-
nahm, einfach weitergeführt, ohne dass eine neuerli-
che Bestellung als Verfahrenshelfer erfolgt.
In anderen Fällen wird diese Verfahrenskonstellation
wiederum dergestalt gehandhabt, dass für das Ver-
fahren betreffend die einvernehmliche Eheschei-
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58) 9 Bs 222/08 y.
59) Vgl hierzu auch Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2007/2008, 24.
60) Vgl auch Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2003/2004, 9; Wahrneh-

mungsbericht des ÖRAK 2008/2009, 15.
61) Vgl auch Wahrnehmungsbericht des ÖRAK 2002/2003, 29.
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dung eine neuerliche Verfahrenshilfe bewilligt und
im Zuge dessen auch neuerlich – ein und derselbe
Rechtsvertreter – als Verfahrenshelfer bestellt wird.
Abgesehen von der richtigen Lösung dieser verfah-
rensrechtlichen Frage ist die eben beschriebene di-
vergierende Entscheidungspraxis für den jeweiligen
Rechtsvertreter von nicht unerheblicher Bedeutung,
werden doch im einen Fall ein und dieselben Vertre-
tungsleistungen als eine Verfahrenshilfe und im an-
deren Fall als zwei Verfahrenshilfen „gezählt“.
Hier wäre es dringend erforderlich, zwischen den
Organen der Rsp einerseits und der Anwaltschaft an-
dererseits eine einheitliche Regelung herbeizu-
führen.

" Für die geübte Praxis in Verfahrenshilfesachen im
Bereich des Eherechts von nicht unerheblicher Be-
deutung war die Einführung der Bestimmung des
§ 460 Z 6 a ZPO, welche aufgrund des Eherechts-
Änderungsgesetzes 1999 (BGBl I 1999/125) am
1. 1. 2000 in Kraft trat und mit dem Familien-
rechts-Änderungsgesetz 2009 (BGBl I 2009/75)
noch etwas verschärft wurde.
In der zwischen dem 1. 1. 2000 und dem 31. 12. 2009
geltenden Fassung war zunächst vorgesehen, dass
dann, wenn eine Partei im Ehescheidungsverfahren
nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten ist, sich
das Gericht durch Befragung der Partei ein Bild
von ihren Kenntnissen der gesamten Scheidungsfol-
gen zu machen und auf entsprechende Beratungsan-
gebote hinzuweisen habe. Das Gericht war verpflich-
tet, auf Antrag die Tagsatzung zu erstrecken, wenn
jener Partei offenbar die eben angesprochenen
Kenntnisse mangelten, um ihr Gelegenheit zur Ein-
holung einer Beratung zu geben.
In der seit 1. 1. 2010 in Kraft befindlichen Fassung
wurde jene Bestimmung noch dahingehend „ver-
schärft“, dass nunmehr die Verpflichtung des Ge-
richts besteht, von Amts wegen die Tagsatzung zu er-
strecken, um der Partei Gelegenheit zur Einholung
einer Beratung zu geben, sofern sie nicht durch einen
Rechtsanwalt vertreten und bislang keine Beratung
über die gesamten Scheidungsfolgen in Anspruch ge-
nommen hat. Das Gericht hat in diesem Zusammen-
hang auf entsprechende Beratungsangebote und all-
gemein auf die Nachteile hinzuweisen, welche durch
ungenügende Kenntnisse über diese Folgen entste-
hen können.
In den ErläutRV zum Eherechts-Änderungsgesetz
1999 (1653 BlgNR 20. GP) findet sich in diesem Zu-
sammenhang der Hinweis, Ziel des Gesetzgebers sei
es, Ungleichgewichte zwischen den Ehegatten zu
kompensieren, welche daraus entstehen könnten,
dass bspw nur einer von beiden anwaltlich vertreten
sei und der eine gegenüber dem anderen ein erhebli-
ches Informationsdefizit aufweise. Mit der Einfüh-
rung jener Bestimmung soll informations- und bera-

tungsbedürftigen Parteien gleichsam „eine Schiene“
zur Inanspruchnahme entsprechender Angebote ge-
legt werden.
In den Materialien zum Familienrechts-Änderungs-
gesetz 2009 (BGBl I 2009/75, 673/a BlgNR 24. GP)
wird wiederum festgehalten, dass ungeachtet der bis
dato geltenden Gesetzeslage die Gerichte vielfach
vor der schwierigen Aufgabe stünden, dem Schei-
dungsbegehren der bereits vor ihnen stehenden Par-
tei nicht zu entsprechen und auf die Einholung einer
Beratung zu dringen. In der Praxis zeige sich immer
wieder, dass etwa eine Scheidungsvereinbarung, die
einer einvernehmlichen Scheidung zugrunde gelegt
werde, einen Teil erheblich benachteilige. In der Öf-
fentlichkeit sei schon wiederholt der Ruf nach einer
verstärkten rechtskundigen Beratung vor oder im
Rahmen einer Scheidung erhoben worden. Mit der
nun vorgesehenen Regelung würden Parteien ver-
stärkt auf Beratungsangebote undmöglicheNachteile
durchUnkenntnis der Scheidungsfolgen aufmerksam
gemacht, die Gerichte würden gleichzeitig aber „ent-
lastet“, weil sie keine Verpflichtung treffe, selbst über
die Scheidungsfolgen zu informieren.
In der Rechtspraxis wird seitdem zumindest von
manchen Gerichten der Nachweis gefordert, dass
sich die Parteien hinsichtlich der Scheidungsfolgen
bereits beraten haben lassen.
Liegt nun die eben skizzierte Fallkonstellation vor,
nämlich dass einer der Scheidungspartner (oder auch
beide) nicht rechtlich vertreten ist und bislang keine
Beratung über die gesamten Scheidungsfolgen in
Anspruch genommen hat, so tendieren bisweilen
einzelne Organe der Rsp dahingehend, hinsichtlich
der Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen
für die Bewilligung der Verfahrenshilfe und Beistel-
lung eines Verfahrenshelfers „Großzügigkeit“ an den
Tag zu legen, indem lediglich die Beeinträchtigung
des notwendigen Unterhalts – bisweilen „großzügig“
– im Hinblick auf die zu bestreitenden Prozesskos-
ten geprüft wird und die weitere Voraussetzung,
nämlich dass eine Vertretung „nach Lage des Falles
erforderlich“ ist, schon aufgrund der gesetzlichen
Vorgabe des § 460 Z 6 a ZPO bejaht wird.
Das Rechtsinstitut der Verfahrenshilfe wird hier im
Einzelfall „umfunktioniert“ in ein Substitut der bis-
lang nicht stattgefundenen Beratung über die ge-
samten Scheidungsfolgen. Ob dies freilich seitens
des Gesetzgebers in dieser Form intendiert war, ging
es doch dem Gesetzgeber nur darum, dass das Ge-
richt ganz allgemein auf „Beratungsangebote“ hin-
zuweisen hat, wobei sich jene Beratungsangebote
nicht zwangsläufig auf eine rechtliche Beratung
und rechtliche Vertretung durch einen Rechtsanwalt
beschränken müssen, erscheint fraglich.
Es ist selbstverständlich zu begrüßen, dass – ange-
sichts der Bedeutung der Angelegenheit – Rechtsun-
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terworfene über die gesamten Scheidungsfolgen um-
fassend belehrt werden.
In diesem Zusammenhang kommt man freilich nicht
umhin, einen schon lange seitens des Österreichi-
schen Rechtsanwaltskammertages artikulierten
Wunsch nach einer absoluten Anwaltspflicht im
Ehescheidungsverfahren zur Sprache zu bringen.62)
Für die Einführung einer absoluten Anwaltspflicht
in Ehescheidungsverfahren gibt es gute Gründe:
Es bedarf keiner weitwendigen Ausführungen, um
klar zu machen, dass die an ein Scheidungsurteil
im streitigen Verfahren oder an einen Vergleich,
welcher anlässlich einer einvernehmlichen Schei-
dung geschlossen wird, geknüpften Folgen (jahre-
oder jahrzehntelange Verpflichtung zur Bezahlung
von Unterhalt, Aufteilung des ehelichen Gebrauchs-
vermögens und der ehelichen Ersparnisse, welche
sich zumeist selbst bei Personen, welche Verfahrens-
hilfe genießen, zumindest auf Werte in einem fünf-
stelligen Betrag belaufen, Regelung über die „Auf-
teilung“ von Verbindlichkeiten usw) von weitreich-
ender Bedeutung sind.
Es ist schlichtweg nicht einzusehen, dass bei Streit-
werten über a 5.000,– betreffend eine Geldforde-
rung grundsätzlich absolute Anwaltspflicht herrscht,
während dies im Ehescheidungsverfahren nicht der
Fall ist.
Auch der derzeitige Status quo, wonach Personen
mit bescheidenem Einkommen und Vermögen auf-
grund der bewilligten Verfahrenshilfe über eine
rechtliche Vertretung verfügen sowie selbstverständ-
lich auch Personen mit hohem Einkommen und
Vermögen, während im Bereich des sog „Mittelstan-
des“ Parteien immer noch Ehescheidungsverfahren
durchführen und Scheidungsvergleiche abschließen
– nach „bloßer“ rechtlicher Beratung bei einem Be-
ratungsinstitut (welche eine rechtliche Begleitung
durch einen Rechtsanwalt während des gesamten
Verfahrens nicht zu ersetzen vermag) –, ohne recht-
lich vertreten zu sein, ist schlichtweg unbefriedi-
gend.

" Ganz generell muss abschließend zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass die Tätigkeit eines bestellten
Verfahrenshelfers im Bereich des Familienrechts
(insb Ehescheidung, Obsorge und Besuchsrecht)
mit derjenigen bei sonstigen gerichtlichen Verfah-
ren – was den Bereich von anwaltlichen Leistungen
außerhalb des eigentlichen gerichtlichen Verfahrens
(Schriftsätze, Vertretung bei den Tagsatzungen) an-
belangt – gemeint sind hier das Führen von Ge-
sprächen mit der Mandantschaft in der Kanzlei
oder im Zuge von Telefonaten, das Führen außer-
gerichtlicher Vergleichsverhandlungen, die Beschaf-
fung von Informationen und Unterlagen zu den
Einkommens- und Vermögensverhältnissen usw –

nicht vergleichbar ist. Werden sodann nach Ab-

schluss der Angelegenheit Leistungen gegenüber
der Rechtsanwaltskammer lediglich in Form der
„gerichtlichen“ Leistungen (Schriftsätze, Vertretung
bei den Tagsatzungen) zuzüglich des sog Einheits-
satzes verzeichnet, so spiegeln diese Leistungen
den tatsächlich entstandenen Aufwand in keinster
Weise wider.

VIII. Zusammenfassung
Zusammenfassend darf ich Nachstehendes festhalten:
" In den letzten 30 Jahren kam es zu einem deutlichen
Anstieg der Zahl der Verfahrenshilfen, dies unter Zu-
grundelegung der Bestellung von Rechtsanwälten als
Verfahrenshelfer, und zwar sowohl absolut betrachtet
als auch relativ im Verhältnis zur Entwicklung der
Anzahl der Geschäftsfälle.

" Über die Gründe für diese Entwicklung muss speku-
liert werden. Eine Erhöhung der Geschäftsfälle ins-
gesamt, Gesetzesänderungen sowie ein Anstieg der
Armut allein vermögen diese Zunahme jedenfalls
nicht zu erklären. Vielmehr sind zusätzliche Erklä-
rungsversuche vonnöten, wobei sich hier die zuneh-
mende Verrechtlichungstendenz, ein verbesserter
Zugang zum Recht und die technische Entwicklung
wie das Internet, aber auch eine geänderte Entschei-
dungspraxis der Organe der Rsp anbieten. Zur Klä-
rung dieser Frage sind zusätzliche Untersuchungen
erforderlich.

" Die Anzahl der Verfahrenshilfen pro eingetragenem
Rechtsanwalt weist im Bundesländervergleich deutli-
che Unterschiede auf; signifikant sind auch die deut-
lichen Divergenzen im Verhältnis von Zivil- zu Straf-
verfahrenshilfen.

" Die Zivilverfahrenshilfe ist eine Domäne des Famili-
enrechts; dem gegenüber sind Verfahrenshelferbe-
stellungen im öffentlichen Recht, insb vor den Unab-
hängigen Verwaltungssenaten, kaum präsent.

" Mehr als die Hälfte (bzw nahezu 2/3) der Verfahrens-
helferbestellungen in Zivilrechtssachen erfolgen in
Verfahren ohne absolute Anwaltspflicht – dem Rich-
ter kommt daher ein großer Entscheidungsspielraum
zu hinsichtlich der Beurteilung der Frage, ob die Ver-
tretung durch einen Rechtsanwalt nach der Lage des
Falles erforderlich ist.
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Der Strategieentwicklungsprozess
in Rechtsanwaltskanzleien
Mag. Bruno Jahn, Traun. Der Autor ist seit 2004 als Unternehmensberater tätig und ist auf die Beratung von Rechts-
anwaltskanzleien spezialisiert.

Rechtsanwaltskanzleien ohne klare strategische Ausrichtung werden wegen des zunehmenden Wettbewerbs-
drucks künftig kaum profitabel arbeiten können. Bisher haben jedoch nur die wenigsten Kanzleien eine umfas-
sende Strategie ausgearbeitet. In diesem Beitrag werden Wettbewerbsstrategien für Rechtsanwaltskanzleien
aufgelistet, um die bis heute von der Anwaltschaft – teilweise – ungenützten Chancen aufzuzeigen.

I. Problemstellung
Der Wettbewerb im Anwaltsgeschäft ist härter gewor-
den – und zwar in allen Segmenten des Anwaltsmark-
tes! Es gibt den Trend zu abnehmender Mandanten-
treue, zu zunehmender Preissensibilität und zu steigen-
den fachlichen Anforderungen an die Anwaltschaft.1)

Eine Konsequenz ist, dass es Probleme bei der Ak-
quisition neuer Mandate gibt. Woran das ua liegt, er-
läutert Prof. Müller-Stewens, Universität St. Gallen,
so: „Man sieht sich historisch immer noch in einem
Verkäufermarkt: Der Kunde kommt zu mir, wenn er
mich braucht. Und nicht umgekehrt. Das erkennt
man zB daran, dass es in vielen Kanzleien kein klar um-
rissenes Angebot an den Kunden gibt. Es werden ledig-
lich Rechtsgebiete vage genannt. Gerne gibt man sich
den Anschein des Allrounders, der in einer großen Viel-
zahl von Fällen bestens zum Einsatz kommen kann. Es
fehlt die Strategie, die an die Stelle eines opportunisti-
schen Geschäftsmodells treten sollte.“2)

Equity-Partner von Anwaltskanzleien sollten sich be-
wusst sein, dass sie UNTERNEHMER sind. Die fach-
liche Qualifikation ist zwar wichtig,3) aber im heutigen
Wirtschaftsleben reicht dies allein nicht mehr aus!
Equity-Partner müssen sich zB auch mit strategischen
Themen beschäftigen.

II. Der Strategieentwicklungsprozess
Es sind folgende Phasen zu unterscheiden:
" Strategische Analyse
" Entwicklung einer Kanzleivision
" Entwicklung von strategischen Optionen
" Entscheidung für eine Strategie
Als Ergebnis der Strategieentwicklung müssen zumin-
dest folgende Fragen beantwortet werden:
" Wer sind unsere Kunden?
" Was bieten wir ihnen an?
" Wie können wir unsere Dienstleistungen am besten
erbringen?

Nach Abschluss der StrategieENTWICKLUNG folgt
der zweite Teil der Strategiearbeit, die StrategieUM-
SETZUNG4) – es geht um das TUN! Hier entscheidet
sich, ob man wirklich bereit ist, bedeutsame Verände-
rungen in der Kanzlei in Gang zu setzen.

III. Strategische Analyse
Die Analyse des Rechtsberatungsmarktes umfasst eine
Außensicht (Umwelt) und eine Innensicht (eigenes Un-
ternehmen). Es gibt eine Vielzahl von Analysemetho-
den, die Auswahl ist situations- und aufgabenabhängig.
Im Folgenden werden für die externe und interne Ana-
lyse jeweils eine Methode vorgestellt:

1. Externe Analyse (Branchenstrukturanalyse)

Analysiert man die Branchenstruktur in Österreich,
gibt es fünf bedeutende Einflussgrößen:

a) Bedrohung durch neue Konkurrenten

Die Anzahl der Rechtsanwälte in Österreich steigt kon-
tinuierlich: Ende 2011 gab es rund 5.700 Rechtsan-
wälte, Ende 2006 waren rund 5.000 Rechtsanwälte tätig
(Zunahme von rund 14%). Außerhalb der österreichi-
schen Anwaltschaft sind noch weitere Konkurrenzsitu-
ationen zu beachten:

Erstens gibt es in Österreich auch noch andere Be-
rufsgruppen, die juristische Ratschläge erteilen (zB No-
tare, Steuerberater).
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Zweitens können im Zuge grenzüberschreitender
Rechtsberatung aus dem Ausland „negative Effekte“
entstehen.

b) Verhandlungsmacht der Kunden

Erhöht sich die Anzahl der Rechtsberater auf dem
Markt (wesentlich), könnte ein Käufermarkt entstehen
(Angebot größer als Nachfrage – in bestimmten Seg-
menten des Anwaltsmarktes ist dies bereits jetzt der
Fall). Die Verhandlungsmacht der Kunden würde stei-
gen! Von Kunden hört man heute zB schon folgende
Aussagen:5)

„Wir brauchen klare Auskünfte. Keine Eiertänze nach
dem Motto: ‚Sie sollten auch dies und jenes noch in Betracht
ziehen. ,“

„Anwälte müssen über ihren eigenen Tellerrand hinaus-
schauen.“

„Wir wollen um konstruktives Feedback gebeten werden.“
„Es ist unakzeptabel, für 20 Seiten zu bezahlen, statt für

den gewünschten 2-Seiter.“
„Wir wollen innovative Honorarmodelle, die von den

Kanzleien selbst vorgeschlagen werden.“
„Wir zahlen kein Stundenhonorar von [. . .] Euro für je-

manden, der nur das Protokoll verfasst.“
„Mich interessiert nicht der 35. Rundbrief über die letzte

gesetzliche Neuerung. Mich interessieren individuelle Lö-
sungen von Problemen.“

c) Verhandlungsstärke der Lieferanten

Gemeint ist der juristische Nachwuchs. Es ist schwieri-
ger geworden, gute Leute („Talente“) zu bekommen.

d) Bedrohung durch Ersatzprodukte

Ein Beispiel ist die Beratung im Internet durch „virtu-
elle Kanzleien“, die Preise liegen dabei weit unter dem
Marktdurchschnitt.

e) Wettbewerb in der Branche

Die Punkte a) bis d) beeinflussen die Rivalität in der
Branche. Eine Bewertung sämtlicher Einflussfaktoren
ergibt folgendes Gesamtbild (vgl Abbildung 1).

2. Interne Analyse (Analyse der Gruppenstruktur)

Es soll festgestellt werden, ob die Zusammensetzung
der Anwälte als „Gruppe“ zu den angebotenen Bera-
tungsleistungen passt. Ist dies nicht der Fall, sind ent-
weder
" die Kanzleiprodukte oder
" die Gruppenstruktur
anzupassen. Es sind vier Gruppen zu unterscheiden (vgl
Abbildung 2).6)

0

20

40

60

80

100
Neue Konkurrenten

Kunden

ErsatzprodukteLieferanten

Branchenstrukturanalyse –
wie hoch ist der Druck auf die Rechtsanwaltskanzleien?

Abbildung 1: Branchenstrukturanalyse
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Abbildung 2: Analyse der Gruppenstruktur

Bei der „Truppe“ gelten Prinzipien wie Sachlichkeit,
individuelle Arbeitsteilung, Einzelerfolg und Zielorien-
tierung. Hierbei handelt es sich eher um stärker gema-
nagte Kanzleien. Es kommen Individualisten zusam-
men, die sich einer Führung unterordnen, sofern es
dem Zweck der Zusammenarbeit dient.

Beim „Haufen“ gelten Werte wie Freiwilligkeit, Fle-
xibilität, Freiheit und Improvisation. Hierbei handelt es
sich eher um partnerschaftliche Kanzleien. Der Um-
gang ist distanziert und unverbindlich. Eine Abstim-
mung erfolgt nur im Mindestmaß auf ein vorgegebenes
Ziel. Ist das Ziel erreicht, löst sich die Gruppe auf.

Beim „Team“ gelten Prinzipien wie Kooperation,
Gruppenerfolg, Kreativität und Prozessorientierung.
Hierbei geht es um die Erbringung vonGemeinschafts-

Abhandlungen

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04

5) Vgl Hodges, „Ängstlich sein kann ich auch allein“, JUVE Rechtsmarkt
2/2010, 61 ff.

6) Vgl Aschenbrenner, Das Management der eigenen Kanzlei, Deut-
scher AnwaltSpiegel 22/2011, 14 f.

Der Strategieentwicklungsprozess in Rechtsanwaltskanzleien
Autor: Mag. Bruno Jahn, Traun



216

leistungen (zB Transaktionen, große Streitverfahren).
Privates und Berufliches dürfen sich vermischen.7) , 8)

IV. Entwicklung einer Kanzleivision
Erfolgreiche Visionen können nur dann durchgesetzt
werden, wenn sie
" formuliert,
" verankert und
" gelebt werden.
Erfolgreiche Visionen sind
" richtungsweisend (zukunftsorientiert, verbindlich),
" Ansporn gebend (fordernd, Enthusiasmus erzeu-
gend),

" plausibel (ambitioniert – aber erreichbar),
" prägnant (einfach, kommunizierbar).
Sie enthalten weiters
" einen Zeithorizont („Bis 2015 wollen wir [. . .]“) und
" eine Quantifizierung („Die Vision ist erreicht, wenn
[. . .]“).

Die bisher von Rechtsanwaltskanzleien entwickelten
(und veröffentlichten) Visionen erfüllen nur teilweise
die oa Anforderungen. In den meisten Fällen fehlen
ein Zeithorizont und eine Quantifizierung der Vision.

Beispiel:

Eine Start-up-Kanzlei definiert folgende Vision: „Bis (De-
zember) 2015 hat unsere Kanzlei drei börsenotierte Unter-
nehmen als Kunden gewonnen.“

Bevor die Vision niedergeschrieben wird, sollte vor-
her kritisch überlegt werden, ob
" die Vision wirklich plausibel ist und
" ausreichend interne Ressourcen (zB finanzielle Mit-
tel) zur Umsetzung vorhanden sind bzw sein werden
(„Visions-Check“).

V. Entwicklung von
strategischen Optionen

Die strategischen Handlungsmöglichkeiten sollten auf
der Grundlage von Wettbewerbsvorteilen entwickelt
werden („Differenzierungsstrategie“) – und dies immer
mit Blick auf die Vision.

Häufig wird „Wachstum“ als strategische Option an-
geführt. „Wachstum“ darf jedoch nie ein strategisches
Ziel sein; es darf nicht „Input“ für die Strategie sein,
sondern nur ihr „Output“. Ein Unternehmen muss
nicht groß, sondern stark sein.9)

1. Differenzierungsstrategie

Differenzierung heißt „sich abheben“. Die Frage lautet:
„Was bekommt der Kunde nur bei mir/uns?“

Eine Differenzierungsstrategie ist dann erfolgreich,
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt werden:10)

Akzeptanz beim Kunden:
Der Mehrwert muss für die Kunden einen tatsächli-

chen, wahrnehmbaren Wert darstellen.
Abgrenzung zum Konkurrenten:
Ein Differenzierungsvorteil liegt erst dann vor, wenn

" Leistungsmerkmale tatsächlich besser sind als die
der Konkurrenz und

" sie im Sinne eines dauerhaften Wettbewerbsvorteils
nur schwer imitiert (kopiert) werden können.

Ein einzelnes Differenzierungsmerkmal reicht nicht
aus, es müssen mehrere sein („Differenzierungsbün-
del“).11)

Eine Kanzlei muss außerdem in der Lage sein, die
Differenzierung
" zu demonstrieren bzw zu beweisen und
" so oft wie möglich zu kommunizieren.
Nachfolgend werden einige Differenzierungsmerkmale
näher beschrieben:12)

2. Differenzierungsmerkmal „Spezialisierung“

Von „Spezialisierung“ kann man erst sprechen, wenn
man
" (beinahe) ausschließlich Mandate in seinem Spezial-
gebiet bearbeitet,

" in seinem Spezialgebiet von Mandanten weiteremp-
fohlen wird,

" zu Vorträgen zu seinem Spezialgebiet eingeladen
wird,

" von anderen Berufskollegen Mandate in seinem Spe-
zialgebiet erhält,

" von anderen Berufskollegen und von Kunden als
„Spezialist“ bezeichnet wird.

Es kann wirkungsvoll sein, sich innerhalb eines Fach-
gebietes zu spezialisieren.

Beispiel:

Ein deutscher Anwalt, der Experte im Pharmarecht ist, spe-
zialisiert sich auf „Texte bei Beipackzetteln“ von Pharma-
zeutika.13)
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Eine großeMehrheit der Rechtsanwaltskanzleien hat
sich auf mehrere Fachgebiete spezialisiert. Kombi-
niert man diese sinnvoll miteinander, besteht die
Chance eine Marktlücke zu finden.

Beispiel:

In Deutschland gibt es nur drei Rechtsanwälte mit der fach-
lichen Spezialisierung „IT-Recht/Sozialrecht“. Die deut-
lichste Schnittstelle der beiden Fachgebiete ist dabei das Da-
tenschutzrecht.14)

Noch erfolgversprechender ist es, von der rein fach-
lichen Spezialisierung abzugehen. Es kommen zB noch
folgende Spezialisierungsarten in Betracht:
" Altersgruppen
" aussichtslose Fälle
" Beraterrollen (zB Sachverständiger, Mediator)
" Beratungssituationen/Problemlösungen (zB Unter-
nehmensverkauf)

" Branchen
" Einkommensklassen (zB Kunden mit dem höchsten
Grenzsteuersatz)

" Engpass
" kritische/riskante Lebenslagen (zB Scheidung, Kün-
digung, Erbe)

" Lebensphasen von Unternehmen (zB Wachstums-
phase, Liquidation)

" Rechtsformen
" Regionen
" Sprachen
" Vermarktungsansätze von Unternehmen (zB Fran-
chise, Leasing)

" Zielgruppen

Beispiel:

Ein deutscher Anwalt zog mit seinem Büro in voller Absicht
an eine sehr unfallträchtige Kreuzung (er hat zuvor ganz
genau die Unfallstatistiken in seiner Stadt analysiert). Er
war damit der einzige Anwalt, der sich auf Verkehrsunfälle
genau an dieser Straßenkreuzung spezialisiert hatte („Spe-
zialisierung auf den Engpass“).15)

Beispiel:

Ein deutscher Anwalt hat sich auf die Zielgruppe „Kinder“
spezialisiert.16)

3. Differenzierungsmerkmal
„Spezialisierung als Erster“

Sehr wirkungsvoll ist die Strategie „Spezialisierung als
Erster“. Dabei geht es aber nicht darum, wer zuerst
auf demMarkt ist, sondern wer es schafft, sich als Erster
im Gedächtnis der Kunden zu verankern.

Warum lohnt es sich, „der Erste“ zu sein?“17)
" Der Erste bestimmt das Tempo und setzt Standards.
" Der Erste ist in der Regel Marktführer.
" Der Erste hat die wichtigsten Referenzkunden.

" Der Erste bekommt die anfangs höheren Gewinne.
" Der Erste beherrscht durch seinen Erfahrungsvor-
sprung den Markt.

4. Differenzierungsmerkmal „Service“

Serviceleistungen müssen aus Marketing- und Control-
lingsicht durchleuchtet werden. Vermieden werden
sollte jedenfalls, dass sich Serviceleistungen unsystema-
tisch und zufällig ergeben. Folgende Systematisierung
kann sehr hilfreich sein (Kriterien sind
" Profitabilität und
" Differenzierungsfähigkeit;
vgl Abbildung 3):18)

Nebengeschäfte Stars

 
Standards Pflichtprogramm

 
 

gering hoch
Differenzierungsfähigkeit

profitabel
defizitär

Profitabilität

Abbildung 3: Servicematrix

Beispiel („Stars“):

Eine auf Arbeitsrecht spezialisierte Anwaltskanzlei erstellt für
ihre Mandantschaft alle fälligen Arbeitsverträge. Der Service
besteht darin, dass sie für die Mandantschaft erstellte Arbeits-
verträge stets up-to-date und gesetzeskonform hält. Stehen
wichtige Änderungen an (zB Gesetze; Gerichtsurteile; neue,
bislang unbedachte Fälle), die die vertragliche Situation für
das Unternehmen verschlechtern würden, erhält derMandant
automatisch aktualisierte Arbeitsverträge bzw Ergänzungen,
die dann als besserer Ersatz für den alten Vertrag gelten.

5. Differenzierungsmerkmal „Preismodell“

Die Abrechnung mit Stundensätzen ist in der Rechts-
beratung dominierend. Eine Differenzierung erreicht
man, wenn man auf alternative Preismodelle umsteigt
(zB Festpreis, Erfolgshonorar/Bonus, Kundennutzen).

Abhandlungen
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14) Vgl Skambraks, Verkaufen heißt Zuhören (Wien 2009) 35 f.
15) VglMerath, Die Kunst seine Kunden zu LIEBEN (Offenbach 2011) 58.
16) Vgl Fischer, Macht Schlagzeilen! (Offenbach 2009) 113.
17) Vgl Skambraks, aaO 37.
18) Vgl Preißner, Kundenmanagement leicht gemacht (München 2009)
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Beispiel:

In den USA gibt es mehrere Anwaltskanzleien, die vollstän-
dig auf die Abrechnung mit Stundensätzen verzichten.

In Ausnahmefällen ist eine Differenzierung auch bei
Abrechnung mit Stundensätzen möglich.

Beispiel:

Eine amerikanische Anwaltskanzlei fakturiert die Kosten
von Associates (Rechtsanwaltsanwärter) im ersten Jahr
(der Kanzleizugehörigkeit) nicht an die Klienten.

VI. Entscheidung für eine Strategie
Bei der Bewertung von strategischen Optionen müssen
folgende Faktoren berücksichtigt werden:
" strategische Bedeutung
" Risiken
" Konsequenzen für den Fall, dass die Strategie schei-
tert.

Beispiel:

Eine Anwaltskanzlei aus einem westlichen Bundesland er-
wägt eine strategische Ausrichtung, bei der die Errichtung
eines Standorts in Wien erforderlich wäre.

Um die Risiken seriös abschätzen zu können, ist unbedingt
ein Businessplan (für mindestens drei Jahre) zu erstellen, in
dem ua mehrere Szenarien durchgerechnet werden (Worst-
Case, Best-Case). Dabei stehen drei Optionen zur Auswahl:

Aufbau der Niederlassung aus dem Nichts, b) Fusion, c)
Erwerb einer bestehenden Niederlassung. Option a) ist die
aufwändigste Variante – sie kommt nur dann in Betracht,
wenn die Kanzlei ausreichend kapitalisiert ist, um die Nie-
derlassung ab dem Gründungszeitpunkt für eine längere
Zeit „mit sich zu führen“.

Eine (dramatische) Konsequenz für den Fall, dass diese
Strategie scheitert, könnte zB die Liquidation der Kanzlei
sein.

VII. Fazit
Der Wettbewerb auf dem Rechtsberatungsmarkt hat
sich verschärft. Rechtsanwaltskanzleien haben drei Op-
tionen, um mit dieser Tatsache umzugehen:
" Nichts verändern.
" Warten, bis der Leidensdruck zu groß wird (und
dann erst handeln).

" Sofort handeln.
Fangen Sie an! Der Markt wartet nicht, der Wettbe-
werb schläft nicht.
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Außergerichtliche Streitbeilegung
für B2C-Verträge in der EU

D ie Kommission hat Ende 2011 Neuerungen im Be-
reich der außergerichtlichen Streitbeilegung ein-

geleitet. Sie veröffentlichte in diesem Zusammenhang
den Richtlinienentwurf zur alternativen Streitbeilegung
und den Verordnungsvorschlag über die Online-Beile-
gung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten. Durch den
Richtlinienentwurf sollen auch die VO (EG) 2006/
2004 und die Richtlinie über alternative Streitbeilegung
2009/22/EG abgeändert werden.

Künftig soll es bei jeder vertraglichen Streitigkeit
zwischen einem Verbraucher und einem in der EU nie-
dergelassenen Unternehmer möglich sein, sich an eine
Stelle für außergerichtliche Streitbeilegung zu wenden.
Die Mitgliedstaaten können dies dadurch gewährleis-
ten, dass sie entweder die Zuständigkeit bestehender
Einrichtungen ausweiten oder neue Stellen einrichten.
Das Verfahren zur außergerichtlichen Streitbeilegung
soll für den Verbraucher leicht zugänglich sein und
ihm nur geringe oder gar keine Kosten verursachen.
Das vorgeschlagene Paket stellt den Mitgliedstaaten
ausdrücklich frei, auf nationaler Ebene die Unterneh-
mer zur Teilnahme an Verfahren zur außergerichtli-
chen Streitbeilegung zu verpflichten oder vorzusehen,
dass deren Ergebnisse bindend sind. Die Unternehmer
werden aber jedenfalls verpflichtet sein, die Konsumen-
ten sachdienlich und vollständig zu informieren über
die zur Verfügung stehenden Stellen für außergericht-
liche Streitbeilegung sowie das außergerichtliche
Streitbeilegungsverfahren und die Rechtswirkungen
des Ergebnisses.

Beide Legislativvorschläge beziehen sich auf Streitig-
keiten, die sich aus Kauf- oder Dienstleistungsverträ-
gen ergeben (in Hinblick auf die Verordnung nur bei
Online-Verkauf von Waren bzw Online-Bereitstellung
von Dienstleistungen). Während der Richtlinien-
entwurf kein grenzüberschreitendes Element vor-
aussetzt, greift der Verordnungsvorschlag nur dann,
wenn die Streitparteien in unterschiedlichen Mit-
gliedstaaten wohnen oder niedergelassen sind. Da
Dienstleistungsverträge ohne branchenspezifische Aus-
nahme erfasst sind, wird sowohl die Richtlinie als auch
die Verordnung auf Streitigkeiten anwendbar sein, die
aus dem Mandatsverhältnis zwischen dem Klienten
und dem Rechtsanwalt resultieren. Das Gesetzge-
bungspaket ist somit für Rechtsanwälte in zweierlei
Hinsicht relevant: Zum einen, weil ein Anwalt selbst
Partei in einem außergerichtlichen Streitbeilegungsver-
fahren werden könnte und ihm als Unternehmer neue
Informationspflichten aufgebürdet werden sollen; zum
anderen, weil sich die Frage stellt, in welcher Weise

und Funktion ein Rechtsanwalt an der Seite seines Kli-
enten an diesen Verfahren mitwirken kann.

Nun ist eine Anwaltspflicht für außergerichtliche
Streitbeilegungsverfahren nicht vorgesehen: Die Par-
teien sollen Zugang zu dem Verfahren haben, ohne ei-
nen Rechtsvertreter einschalten zu müssen. Nach
Art 8 b des Richtlinienentwurfs, bleibt es ihnen jedoch
unbenommen, sich „von einem Dritten vertreten oder
unterstützen zu lassen“. Wenn hier die rechtliche Bera-
tung und Vertretung gemeint sind, müssen diese offen-
bar nicht durch einen Rechtsanwalt erfolgen. Damit
würden die Rechtsberatung und -vertretung im außer-
gerichtlichen Streitbeilegungsverfahren vollständig ge-
öffnet werden für nicht oder nur unzureichend qualifi-
zierte Dienstleister, deren Tun in diesem sensiblen Be-
reich weder durch ein strenges Berufsrecht geregelt
noch durch eine Berufsaufsicht überwacht würde.
Wie die Kommission dem Konsumentenschutz hier
noch Rechnung tragen will, bleibt offen. Ziel der Richt-
linie ist es doch, Verbrauchern alternative und manch-
mal wohl auch bessere Streitlösungsmöglichkeiten zur
Verfügung zu stellen, ohne dabei jedoch ihren Rechts-
schutz zu schmälern. Gerade die Beratung und Vertre-
tung durch einen Rechtsanwalt ist im Sinne des Konsu-
mentenschutzes, da nur sie eine fundierte, strengen
Qualitätskriterien unterliegende rechtliche Unterstüt-
zung verspricht.

Schließlich noch ein kurzer Blick auf das Verfahren
zur Online-Streitbeilegung: Die im Verordnungsent-
wurf geplante Online-Streitbeilegung ist nichts anderes
als eine spezielle Methode der außergerichtlichen
Streitbeilegung. Online-Streitbeilegung soll bei ver-
braucherrechtlichen Streitigkeiten möglich sein, die
aus einem grenzüberschreitenden Online-Rechtsge-
schäft entstanden sind. Ein einfach zu handhabendes,
elektronisches Beschwerdeverfahren soll Konsumenten
die Scheu vor Geschäftsabwicklungen im Internet neh-
men. Die Kommission schlägt dazu vor, eine interaktive
Website einzurichten, die zentrale Informations- und
Anlaufstelle für Verbraucher und Unternehmer sein
soll. Diese Europäische Plattform soll kostenfrei und
in allen Amtssprachen der Union zur Verfügung stehen
und ein elektronisches Beschwerdeformular für Benüt-
zer bereithalten, die das System der Online-Streitbeile-
gung nutzen wollen. Die auf diesemWeg eingebrachten
Beschwerden sollen an eine geeignete Stelle für außer-
gerichtliche Streitbeilegung weitergeleitet werden, die
dann für deren Behandlung zuständig ist. Entwicklung,
Betrieb, Pflege und Datensicherheit der Online-Platt-
form will die Kommission selbst übernehmen. Zur Ge-

Europa aktuell
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währleistung eines geregelten Verfahrensablaufs sollen
die Mitgliedstaaten allerdings Kontaktstellen benen-
nen, die mit Online-Streitbeilegungs-Mittlern zu beset-
zen sind. Aufgabe dieser Mittler wird es sein, den Kon-
takt zwischen den Parteien und der Stelle für außerge-
richtliche Streitbeilegung zu erleichtern und die Par-
teien über die Vor- und Nachteile des gewählten
Verfahrens und über Alternativen zu informieren.

Das Verfahren zur Online-Streitbeilegung wird dann
wie folgt abgewickelt: Reicht ein Unternehmer oder
Verbraucher mit dem Online-Formular Beschwerde
ein, sucht derMittler die für den konkreten Fall in Frage
kommenden Stellen zur außergerichtlichen Streitbeile-
gung heraus. Beide Parteien haben grundsätzlich die
Möglichkeit, eine oder mehrere zuständige Stellen aus-
zuwählen. Können sie sich jedoch in der Folge nicht auf
eine Stelle einigen, wird die Beschwerde nicht weiter-
verfolgt. Sind die Parteien sich hinsichtlich mehrerer
Einrichtungen einig, hat der Verbraucher die Wahl.
Im nächsten Verfahrensschritt tritt die gewählte Stelle
mit den Parteien in Verbindung. Sie hat das Verfahren
grundsätzlich innerhalb von 30 Tagen abzuschließen
und kann diese Frist nur verlängern, wenn die Streitig-
keit kompliziert ist. An die Plattform muss sie Angaben
zum Eingang der Beschwerde, zum Streitgegenstand,
zur Unterrichtung der Parteien und zu Abschluss und
Ergebnis des Verfahrens übermitteln. Alle Daten wer-

den in der Folge in einer Datenbank gespeichert. Arti-
kel 11 des Verordnungsentwurfs sieht diesbezüglich
Vorkehrungen zum Schutz personenbezogener Daten
vor, die denZugriff einschränken und eineVerarbeitung
nur im Rahmen des Notwendigen erlauben sollen. Spä-
testens sechs Monate, nachdem der Plattform der Ab-
schluss der Streitigkeit gemeldet wurde, werden die Da-
ten automatisch gelöscht. Außerdem wird eine Ver-
schwiegenheitspflicht fürMittler und Stellen zur außer-
gerichtlichen Streitbeilegung normiert.

Mit keinem der beiden Legislativvorschläge wird ein
europäisches Mittel zur kollektiven Streitbeilegung
kreiert. Die Kommission schließt jedoch nicht aus,
künftig kollektive europäische Verfahren zur außerge-
richtlichen Streitbeilegung einzuführen. Erwägungs-
grund 15 des Richtlinienentwurfs sieht nämlich vor,
dass die Mitgliedstaaten weiterhin frei sind, kollektive
Verfahren zur außergerichtlichen Streitbeilegung ein-
zurichten oder beizubehalten, und betont, dass solche
Systeme als Vorstufe zur Entwicklung von kollektiven
Verfahren zur außergerichtlichen Streitbeilegung in
der EU betrachtet werden können. Der Richtlinienvor-
schlag trägt die Referenz KOM (2011) 793, der Verord-
nungsentwurf die Referenz KOM (2011) 794.

RA Benedict Saupe/Mag. Sarah Baier,
ÖRAK Büro Brüssel
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Anwaltsakademie
April 2012 bis Juni 2012

April 2012

11. 4. und 10. 5. WIEN
Checkup
Prüfungssimulation: Öffentliches Recht
Seminarnummer: 20120411/8

12. und 18. 4. WIEN
Privatissimum
Professional Legal Writing in English:
Three Key Skills for New Associates
Seminarnummer: 20120412/8

12. bis 14. 4. IGLS
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20120412/6

13. und 14. 4. HINTERBRÜHL
Update
Akquisition
Seminarnummer: 20120413/2

13. und 14. 4. GRAZ
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminarnummer: 20120413/5

13. und 14. 4. WIEN
Special
Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20120413/8

16. 4. GRAZ
Update Leistungsstörungen
Seminarnummer: 20120416/5

17. 4. und 9. 5. EISENSTADT
Update
Baurecht und Wohnbauförderung im Burgenland
Seminarnummer: 20120417/0

17. 4. und 24. 4. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
4. Umsatzsteuer
Seminarnummer: 20120417/8

20. und 21. 4. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20120420A/3

20. und 21. 4. ST. GEORGEN I. A.
Special
Erbrecht und Vermögensübergabe
Seminarnummer: 20120420/3

20. und 21. 4. WIEN
Special
Kapitalmarktrecht
Seminarnummer: 20120420/8

23. 4. und 7. 5. WIEN
Privatissimum
Professional Legal Writing in English:
The Five-Step Edit
Seminarnummer: 20120423/8

27. und 28. 4. INNSBRUCK
Special
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminarnummer: 20120427/6

27. und 28. 4. ST. GEORGEN i. A.
Außergerichtliche Streitbeilegung:
Mediation und Kommunikation
Seminarnummer: 20120427/3

27. und 28. 4. WIEN
Basic
Standesrecht
Seminarraum: 20120427/8

Mai 2012

2. 5. WIEN
Privatissimum
Massenklagen
Seminarnummer: 20120502/8

3. und 4. 5. WIEN
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20120503/8

4. und 5. 5. HINTERBRÜHL
Key qualifications
Plädoyer: Rhetorik und Körpersprache I
Seminarnummer: 20120504/2

4. und 5. 5. GRAZ
Special
Liegenschaftsrecht
Seminarnummer: 20120504/5

4. und 5. 5. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Fremdenrecht
Seminarnummer: 20120504/3

4. und 5. 5. WIEN
Special
Verkehrsunfallanalyse
Seminarnummer: 20120504/8

Aus- und Fortbildung

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04



222

7. 5. INNSBRUCK
Update
Update zum Insolvenz- und Sanierungsrecht
Seminarnummer: 20120507/6

8. 5. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
5. Gebühren und Kapitalverkehrsteuern
Seminarnummer: 20120508/8

10. und 11. 5. WIEN
Special
Kartellrecht – das Recht gegen Wettbewerbs-
beschränkungen
Seminarnummer: 20120510/8

10. bis 12. 5. HINTERBRÜHL
Key qualifications
Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminarnummer: 20120510/2

11. und 12. 5. WIEN
Update
Gerichtliche und außergerichtliche
Unternehmenssanierung – rechtliche und betriebs-
wirtschaftliche Aspekte
Seminarnummer: 20120511A-8

11. und 12. 5. INNSBRUCK
Special
Wesentliche Aspekte aus dem Erbrecht und Außer-
streitrecht
Seminarnummer: 20120511/6

11. und 12. 5. WIEN
Special
Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel Wohnungs-
eigentum
Seminarnummer: 20120511/8

16. 5. GRAZ
Privatissimum
Die Praxis der Satzungsgestaltung
Grundsätzliches und Spezielles
Aktuell: Satzungsanpassung nach dem GesRÄG
2011
Seminarnummer: 20120516/5

Juni 2012

1. und 2. 6. WIEN
Special
Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminarnummer: 20120601/8

1. 6. WIEN
Update
Amtshaftung
Seminarnummer: 20120601A/8

1. und 2. 6. ST. GEORGEN i. A.
Special
Strafverfahren II
Seminarnummer: 20120601/3

1. und 2. 6. INNSBRUCK
Basic
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20120601/6

12. 6. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Entwicklungen in der Judikatur des OGH
in Strafsachen
Seminarnummer: 20120612/8

12. 6. SALZBURG
Update zum Insolvenz- und Sanierungsrecht
Seminarnummer: 20120612/4

13. 6. WIEN
Privatissimum
Transactional Drafting
Seminarnummer: 20120613/8

15. und 16. 6. GRAZ
Special
Erbrecht
Seminarnummer: 20120615/5

15. und 16. 6. WIEN
Special
Medienrecht
Seminarnummer: 20120615B/8

15. und 16. 6. WIEN
Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen:
Gewährleistung und Schadenersatz
Seminarnummer: 20120615/8

15. und 16. 6. WIEN
Special
Ausgewählte Materien des Exekutionsrechts
Seminarnummer: 20120615A/8

19. 6. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht: 6. Finanzstrafrecht
Seminarnummer: 20120619/8

20. und 27. 6. WIEN
Privatissimum
Professional Legal Writing in English:
Three Key Skills for New Associates
Seminarnummer: 20120620/8

22. und 23. 6. ST. GEORGEN i. A.
Special
Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminarnummer: 20120622/3

22. und 23. 6. WIEN
Special
Grundrechte
Seminarnummer: 20120622/8
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22. und 23. 6. WIEN
Key qualifications
Erfolgreich kommunizieren mit Mandanten
Seminarnummer: 20120622A/8

22. und 23. 6. INNSBRUCK
Special
Schwerpunkt Leistungsstörungen:
Gewährleistung und Schadenersatz
Seminarnummer: 20120622/6

26. 6. GRAZ
Infopill
„GELDWÄSCHEREI“: Aktuelle Rechts- und
Standespflichten für Rechtsanwälte. Worauf Sie in
der Praxis achten müssen!
Seminarnummer: 20120626/5

28. und 30. 6. BRUNN AM GEBIRGE
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20120628/2

29. und 30. 6. BREGENZ
Special
Der Anwalt als Vertragsverfasser
Seminarnummer: 20120629/7

29. und 30. 6. WIEN
Update
Unternehmensbewertung für Rechtsanwälte
Seminarnummer: 20120629/8

Fremdenrecht
Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar ist als Basisseminar konzipiert und vermit-
telt die Grundlagen des österreichischen und europä-
ischen Einreise-, Aufenthalts- und Ausländerbeschäfti-
gungsrechts für Fremde in Österreich. Besonderes Au-
genmerk wird dabei auf die häufigen Wechselwirkun-
gen im Zusammenhang mit anderen Rechtsgebieten
gelegt (Eherecht, Sozialrecht etc). Behandelt werden
auch die Besonderheiten fremdenrechtlicher Verfahren
sowie das Verfahrensrecht vor dem Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte.

Planung: Mag. Thomas Loos, RA in Steyr
Referenten: Mag. Thomas Loos, RA in Steyr
Mag. Ljiljana Zlatojevic, Juristin und Zivilrechtsmedia-
torin
MMag. Dr. Philip Czech, Jurist am Österreichischen
Institut für Menschenrechte
Termin: Freitag, 4. 5. 2012 und Samstag, 5. 5. 2012 = 3
Halbtage
Seminarort: St. Georgen i. A., Hotel Attergauhof

Wesentliche Aspekte aus dem Erbrecht und Außerstreitrecht
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt einenÜberblick über die Fra-
gen „rund um einen Todesfall“, zu welchen der Rechts-
anwalt kompetent beraten und Auskunft geben können
sollte. Es soll einÜberblick über das Erbrecht, Nachfol-
geregelungen und das Verlassenschaftsverfahren aus der
Sicht der Praxis gegeben werden, unter besonderer Be-
rücksichtigung von Fragestellungen für die anwaltliche
Parteienvertretung im Verlassenschaftsverfahren.

Planung: Dr. Andrea Haniger-Limburg, RA in Inns-
bruck
Referenten: Dr. Helwig Keber, RA in Graz
Dr. Lukas König, Notarpartner in Innsbruck
Mag. Oskar Platter, Öffentlicher Notar in Landeck
Termin: Freitag, 11. 5. 2012 und Samstag, 12. 5. 2012 =
3 Halbtage
Seminarort: Innsbruck, Villa Blanka

Gerichtliche und außergerichtliche Unternehmenssanierung –
rechtliche und betriebswirtschaftliche Aspekte
Update

Warum Sie teilnehmen sollten:
Als Insolvenzverwalter (Masse- bzw Sanierungsver-
walter) sind Sie bei der Fortführung bzw Verwertung

von Unternehmen häufig mit komplexen betriebs-
wirtschaftlichen und steuerrechtlichen Fragestellun-
gen konfrontiert. Innerhalb kurzer Zeit müssen Sie
sich einen Überblick über die wirtschaftliche Lage
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des Unternehmens und dessen Fortführbarkeit ver-
schaffen.
Das in vielen Fällen vernachlässigte Rechnungswesen
ist auf einen aktuellen und gesetzeskonformen Stand
zu bringen. Elementare Controlling-Instrumente sind
einzuführen, um fundierte Unternehmensentscheidun-
gen treffen zu können. Zahlreiche steuerliche Frage-
stellungen sind im Zuge der Insolvenzabwicklung zu
lösen. Im Zuge der Verwertung sind verschiedene Ver-
wertungsvarianten abzuwägen und Verkaufsprozesse
möglichst optimal durchzuführen. Im Zusammenhang
mit einer möglichen Anfechtung von Rechtsgeschäften
ist darüber hinaus oft zu beurteilen, wann der Insolven-
zeröffnungsgrund (Zahlungsunfähigkeit/Überschul-
dung) tatsächlich eingetreten ist; zu diesem Zweck sind
ua existierende Fortbestandsprognosen kritisch zu hin-
terfragen.
Die Zielsetzung des Seminars liegt vor diesem Hinter-
grund darin, die wesentlichen betriebswirtschaftlichen

und steuerrechtlichen Fragestellungen, mit denen ein
Insolvenzverwalter konfrontiert ist, anhand praktischer
Beispiele zu behandeln. Aufbauend auf den insolvenz-
rechtlichen Bestimmungen werden die dafür erforderli-
chen betriebswirtschaftlichen Instrumente ausführlich
erläutert und deren Anwendung in der Praxis gezeigt.
Planung: MMag. Alexander Enzinger, Wirtschaftsprü-
fer, Steuerberater, Unternehmensberater, Certified Va-
luation Analyst (CVA) und Gerichtssachverständiger in
Graz
Referenten: MMag. Alexander Enzinger, Wirtschafts-
prüfer, Steuerberater, Unternehmensberater, Certified
Valuation Analyst (CVA) und Gerichtssachverständiger
in Graz
Dr. Bernhard Astner, RA Insolvenzrechtsexperte und
Insolvenzverwalter in Graz
Termin: Freitag, 11. 5. 2012 und Samstag, 12. 5. 2012 =
3 Halbtage
Seminarort: Wien, Hotel Modul

Strafverfahren II
Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegenstand des Seminars ist die umfassende Darstel-
lung des Rechtsmittelverfahrens gegen Urteile und
ein Überblick über das neue Beschwerdeverfahren. Se-
minarschwerpunkt bilden die Nichtigkeitsgründe des
§ 281 Abs 1 StPO, die anhand von Praxisbeispielen
und mit Hinweisen auf die aktuellste Judikatur des
OGH vorgestellt werden. In Gruppenarbeiten sollen
die Seminarteilnehmer sodann Fälle zu den Nichtig-
keitsgründen lösen, um das erarbeitete Wissen zu ver-
tiefen. Zudem werden das Verfahren bei Erledigung
der Nichtigkeitsbeschwerde und der Berufung vor

dem OGH und das Berufungsverfahren vor dem
OLG und dem LG erläutert. Des weiteren wird das
neue Beschwerdeverfahren nach dem StPO-ReformG
dargestellt.
Planung: Sen.-Präs. Hon.-Prof. Dr. Hans Valentin
Schroll, Richter des Obersten Gerichtshofs
Referenten: Sen.-Präs. Hon.-Prof. Dr. Hans Valentin
Schroll, Richter des Obersten Gerichtshofs
Dr. Monika Gföllner, Richterin des OLG Linz
Mag. Thomas Moser, RA in Linz
Termin: Freitag, 1. 6. 2012 und Samstag, 2. 6. 2012 = 3
Halbtage
Seminarort: St. Georgen i. A., Hotel Attergauhof

Amtshaftung
Update

Warum Sie teilnehmen sollten:
In diesem Seminar wird Ihnen ein eingehender Über-
blick über das Amtshaftungsrecht geboten. Dieser um-
fasst sowohl den materiellen wie auch den formellen
Teil dieses wichtigen Bundesgesetzes. Hinzutretend
wird auch ein Judikaturüberblick geboten, dargestellt
anhand der besonderen Vollzugsbereiche (von der
Arbeitsmarktverwaltung bis zum Zollwesen), wobei
ebenso auf die Amtshaftung bei Beamten, der Heeres-
verwaltung, der Universitäten, der Finanzverwaltung,
Justiz, dem Baurecht und der Flächenwidmung, der
Landwirtschaftverwaltung, dem Inneren und der Poli-
zei, der Luftfahrt, der Schul- und Unterrichtsverwal-
tung, der Gemeindeaufsicht, der Gesundheitsverwal-

tung, dem Umweltrecht und dem Gewerberecht einge-
gangen wird. Herausgearbeitet wird der Bereich des
Vollzuges, in welchem sich Fehler ergeben können
und Grundsätze betreffend verschiedene Vollzugsbe-
reiche.
Insbesondere wird auf die Formbestimmungen (fakul-
tatives Aufforderungsverfahren, Formularwesen, be-
sondere Verjährungsbestimmungen) verwiesen sowie
eine Analyse der Systematik des Amtshaftungsrechtes
geboten. Dabei wird insbesondere auf die amtshaf-
tungsrechtlichen Phänomene der Rettungspflicht
(siehe § 2 AHG), der unvertretbaren Rechtsansicht,
des Organ- und Rechtsträgerregresses eingegangen.
Zudem werden die verfahrensrechtlichen Besonderhei-
ten aufgezeigt, insbesondere die Unterbrechung nach

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04

Aus- und Fortbildung



225

§ 11 AHG zum Zweck der Anrufung des VwGH zur
Beurteilung der Rechtswidrigkeit eines Bescheides,
der besonderen Zuständigkeitsbestimmungen, der De-
legation im Fall der Ausgeschlossenheit eines Gerichtes
sowie der Befangenheit. Das Seminar richtet sich dabei
sowohl an Rechtsanwälte wie auch Rechtsanwaltsan-
wärter (mit und ohne Rechtsanwaltsprüfung).

Planung: Dr. Eric Heinke, RA in Wien
Referenten: Dr. Eric Heinke, RA in Wien
OR Dr. Helmut Ziehensack, Bundesanwalt der Finanz-
prokuratur in Wien
Termin: Freitag, 1. 6. 2012 = 1 Halbtag
Seminarort: Wien, Hotel de France

Erbrecht
Special

Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Seminar vermittelt einen Überblick über die
Fragen, die in puncto Hinterlassenschaft nach dem
Tod des Erblassers durch den Rechtsanwalt zu regeln
sind.
Planung: Dr. Helwig Keber, RA in Graz

Referenten: Dr. Helwig Keber, RA in Graz
Mag. Walter Hötzl, Wirtschaftsprüfer und Steuerbera-
ter in Graz
Termin: Freitag, 15. 6. 2012 und Samstag, 16. 6. 2012 =
3 Halbtage
Seminarort: Graz, Hotel Das Weitzer

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Donnerstag, 11. Oktober 2012, 9.15 – 16.45 Uhr
Wirtschaftskammer Österreich
Wiedner Hauptstraße 63, 1040 Wien

 www.manz.at

12ZAS-SEMINAR
ARBEITS- UND SOZIALRECHT

Zeitschrift  für Arbeits- und Sozialrecht

Schwerpunkt:

Entgelt im
Arbeitsrecht

Infos und Anmeldung: Frau Barbara Krenn
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung, 
Johannesgasse 23, 1015 Wien, FN 124 181 w, HG Wien,
Tel: 01/531 61-442 / Fax: 01/531 61-181 / E-Mail: bkr@manz.at
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AVM

Co-Mediation – ein Praxisbericht

Anna-Maria Freiberger (Rechtsanwältin) und Herbert
Antonu (Psychotherapeut) haben miteinander den
Mediationsausbildungslehrgang Nummer 14 bei AVM
(Anwaltliche Vereinigung fürMediation und kooperati-
ves Verhandeln) und ÖBVB (Österreichischer Bundes-
verband für Psychotherapie) 2001/2002 besucht. Seit
2003 arbeiten sie miteinander als Co-Mediatoren und
schildern im Folgenden die gemeinsamen Erfahrungen:

Ich als Therapeut habe in der Zusammenarbeit die
Sicherheit, dass die rechtlich wichtigen Themen ange-
sprochen und umgesetzt werden. Mir gefällt die Zu-
sammenarbeit, weil Anna eine gute Intuition hat.

Ich als Rechtsanwältin bin immer wieder überrascht
über Fragen und Sichtweisen von Herbert, an die ich
gar nicht denken würde.

Gemeinsam arbeiten wir gelassener als allein.
Als Mediatoren sind wir allparteilich. Das sind wir in

unseren Ursprungsberufen nicht. Wir unterstützen uns
wechselseitig. Derjenige, der selbst nicht fragt, beo-
bachtet nicht nur die Parteien, sondern auch den Kol-
legen.Wenn die Mediation „unrund“ wird, kann der je-
weils andere das Gespräch an sich ziehen. Außerdem
lernen wir so viel voneinander, weil wir nach der Medi-
ation wechselseitig Rückmeldungen austauschen.

Manchmal passt es auch gut, wenn wir vor den Klien-
ten über das Paar reflektieren. Da können wir Themen
ansprechen, ohne einen der Beiden anzugreifen.

Indem wir miteinander achtsam kommunizieren, ha-
ben wir Vorbildwirkung, die manchmal Positives aus-
löst.

Wir haben nicht nur als Mann und als Frau unter-
schiedliche Sichtweisen auf verschiedene Themen.
Auch aus unseren unterschiedlichen Berufen ergeben
sich diese. Daraus entwickeln sich völlig andere Frage-
stellungen. Unserer Meinung nach ist das Nährboden
für kreative Lösungen.

Wenn eine Mediation nicht zu einer Vereinbarung
führt, reden wir miteinander darüber, um herauszufin-
den, obwir etwas andersmachen hätten können oder sol-
len.Wennwir in der gemeinsamen Reflektion nicht wei-
terkommen, machen wir gemeinsam eine Supervision.
Besonders für mich als Rechtsanwältin ist diese Form
der Teamarbeit spannend, weil ich derart offene Rück-
meldung auf der Beziehungsebene aus einemgemeinsam

erlebten Verfahren aus dem Verhandlungssaal nicht
kenne.

Durch das regelmäßige Zusammenarbeiten haben
wir beide unseren fachlichen Horizont erweitert. Ich
als Rechtsanwältin habe gelernt, gelassen auch in hoch-
eskalierten Konflikten anzusprechen bzw zu fragen,
worum es wirklich geht. Ich kläre vorab mit meinem
Mandanten ab, welche Ziele im besten Fall mit einem
Gerichtsverfahren erreicht werden können und ob
der Mandant das möchte. Ich kann durch das gemein-
same Arbeiten viel besser beurteilen, wie ein Therapeut
arbeitet, und in welchen Fällen ein Therapeut neben
mir einem Mandanten optimal helfen kann. Deshalb
kann ich auch viel offener ansprechen, ob es Sinn
macht, therapeutische Hilfe in Anspruch zu nehmen.
Aus meiner Tätigkeit als Collaborative Law Anwältin
weiß ich auch aus der Zusammenarbeit mit Erwachse-
nen und Kindercoaches, was diese tun können, und
wann es Sinn macht, sie beizuziehen.

Mir als Rechtsanwältin bringt die Mediation im
Quellberuf, dass ich unheimlich viel über die Bezie-
hungsebene gelernt habe. Ich habe gelernt, klar zur er-
kennen, wie ich wie eskaliere und wann ich deeskaliere.
Dadurch kann ich auch anderen dabei helfen herauszu-
finden, worum es ihnen geht, und zu helfen, nach ande-
ren Lösungsmöglichkeiten zu suchen, wenn der „best-
case“ nicht oder nur mit einem hohen „collatoral da-
mage“ durchgesetzt werden kann.

Ich als Therapeut habe das präzise Formulieren ge-
lernt.

Außerdem haben wir einen wirtschaftlichen Nutzen,
weil wir uns bspw nicht nur die Kosten der gemeinsa-
men Homepage teilen, sondern auch die telefonischen
Erstgespräche mal der Eine, mal der Andere führt.
Ganz abgesehen davon macht das Zusammenarbeiten
Spaß.

Last but not least gefällt mir als Rechtsanwältin, dass
ich Freude aus meiner Arbeit schöpfe, wenn ich zu ei-
ner friedlichen Lösung eines Konfliktes beitragen kann.

Weil uns diese Arbeit gut gefällt, möchten wir Sie
darüber informieren, dass der 23. Lehrgang der
Ausbildung im Herbst 2012 startet. Nähere Infor-
mationen finden Sie unter www.avm.co.at, Präsi-
dentin Dr. Ina Auer, Telefonnr (01) 533 34 03.
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Universitätslehrgang „Business Law –
Corporate and Contract Law“ in Innsbruck

Herausforderung Zukunft – Wenn das Jusstudium
allein nicht mehr reicht

K lassische juristische Berufe befinden sich im Um-
bruch. Genügte früher ein Jusstudium, um die Kar-

riereleiter nach oben zu klettern, hat sich das Anforde-
rungsprofil für Juristen mittlerweile stark verändert.
Zwar haben sie nach wie vor vergleichsweise gute Be-
rufsaussichten. Doch der Trend geht auch hier in Rich-
tung praxisrelevante Zusatzqualifikationen, Spezialisie-
rung und Vertiefung; ganz besonders bei Juristen mit
wirtschaftsbezogener Tätigkeit.

Zu den klassischen Betätigungsfeldern von Anwäl-
ten, Notaren, Richtern und Verwaltungsjuristen kom-
men laufend neue hinzu, vermehrt in der Wirtschaft.
Es ist daher auch nicht verwunderlich, dass immer
mehr Juristen in Unternehmen zu finden sind – von
der Rechtsabteilung bis zum Management.

Neue Antworten auf neue Herausforderungen

Entsprechend groß ist die Bedeutung vonWeiterbildung
und Zusatzqualifikationen. „Gefragt sind Juristen, die
neben rechtlicher Generalkompetenz über spezialisierte
wirtschaftsrechtliche Befähigung und Grundeinsichten
in ökonomische Abläufe und Zusammenhänge ver-
fügen“, so Univ.-Prof. Dr. Konrad Arnold, Leiter des
Universitätslehrgangs „Master of Business Law – Cor-
porate and Contract Law“ an der Universität Innsbruck.
Verantwortlich dafür seien wesentlich Europäisierung,
Internationalisierung undGlobalisierung, wie sie zuneh-
mend in Recht und Wirtschaft stattfinden. Heutzutage
reicht das klassische Jusstudium allein nicht mehr aus,
um den neuen Herausforderungen der Rechtsberufe
mit Wirtschaftsbezug zu entsprechen. „Und genau an
diesem Punkt wollen wir mit unserem ‚Business Law‘
Lehrgang für Juristen ansetzen“, so Arnold.

Erfolgreiches Innsbrucker Modell

Ab kommendem Herbst gibt es an der Universität
Innsbruck daher wieder einen viersemestrigen postgra-
dualen Universitätslehrgang „Business Law – Cor-
porate and Contract Law“. Der Lehrgang richtet
sich speziell an junge Anwälte, Notare, Richter,
Juristen in der Wirtschaft etc. Erarbeitet wurde er
von der Universität Innsbruck in Zusammenarbeit
mit der Notariatskammer für Tirol und Vorarlberg,
der Wirtschaftskammer Tirol und der Tiroler Rechts-
anwaltskammer.

Weiterbildung auf höchstem Niveau

Der Anspruch des Lehrgangs ist hoch, zählt dieser doch
zum Besten, was die postgraduale universitäre Weiter-
bildung in Österreich zu bieten hat. Entsprechend
streng sind die Aufnahmekriterien. Um ein möglichst
hohes Kursniveau zu garantieren, werden maximal
25 TeilnehmerInnen aufgenommen. Ein abgeschlosse-
nes Jusstudium ist dabei ebenso Voraussetzung wie ein-
schlägige Berufstätigkeit. Der hohe Qualitätsanspruch
spiegelt sich auch in den Lehrenden wider. Ein guter
Mix aus Universitätsprofessoren und Top-Praktikern
sorgt für optimale Wissensvermittlung mit hohem Pra-
xisbezug. Großer Wert wird zudem auf die Vereinbar-
keit von Beruf und Weiterbildung gelegt. Gelehrt wird
nur freitags und samstags und im Abstand von ca drei
Wochen. Noch dazu ist der Preis von a 2.500,– pro
Person und Semester im österreichweiten Vergleich ge-
radezu günstig.

Attraktives Angebot

Der Lehrgang gliedert sich in eine Grund- und eine
Aufbaustufe und setzt sich aus 16 Modulen zusammen.
Am Beginn der vier Semester beschäftigen sich die
Teilnehmer mit Unternehmens- und Gesellschaftsrecht,
Steuer- und Finanzrecht sowie Europarecht. Ergänzt wird
dies durch Ökonomie I. Die anschließende Aufbaustufe
dient der Vertiefung und Spezialisierung. Hier reicht
das Kursangebot von Grundlagen des Wirtschaftsrechts,
über Ökonomie II, Privatstiftungsrecht, Internationales
Privatrecht, E-Commerce-Recht, Arbeitsrecht, Wettbe-
werbsrecht einschließlich Kartellrecht, Versicherungs-
und Bankenrecht, Geistiges Eigentum bis hin zum Rechts-
englisch. Den Abschluss bilden die Module Gründung
und Umgründung von Unternehmen, Unternehmenser-
werb (M&A) und Unternehmen in der Krise.Nach Beste-
hen der Prüfungen und dem Verfassen einer Master
Thesis schließt man den Lehrgang als Master of Busi-
ness Law (MBL) ab.

Mehr Informationen finden Sie unter www.uibk.ac.
at/weiterbildung/ulg/details/business_law.html

Auf einen Blick

Start
Wintersemester 2012/2013
Dauer
4 Semester, 16 Module, inklusive Master Thesis, be-
rufsbegleitend
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Anzahl TeilnehmerInnen
25 Personen
Aufnahmebedingungen
Abgeschlossenes rechtswissenschaftliches Studium
Berufstätigkeit
Zielgruppen
RechtsanwältInnen und RechtsanwaltsanwärterInnen
NotarInnen und NotariatskandidatInnen
JuristInnen im Bereich der Justiz

JuristInnen in der Wirtschaft
JuristInnen in der Wirtschaftsverwaltung
Ort
Universität Innsbruck
Kosten
a 2.500,– pro Semester
Lehrgangsleitung
Univ.-Prof. Dr. Konrad Arnold

Mag. Johannes Lentner

Seminarankündigung Sommersemester 2012
Aktuelle Entwicklungen im Unternehmens- und Steuerrecht

19. Seminar

Im Sommersemester 2012 beschränkt sich das Semi-
nar auf wenige Themen, deren dringliche Diskussion

angezeigt erscheint:
Dies betrifft va die für die Beratungspraxis wichtigen

Steueränderungen durch das „Sparpaket“ im Bereich
des grenzüberschreitenden Verlustabzugs (Betriebsstät-
ten, Gruppenbesteuerung) und der neuen Immobilien-
ertragsteuer. Zusätzlich soll in derselben Seminar-
stunde als aktuelle Frage der M&A-Steuerpraxis die
Abgrenzung der unter das Konzern-Abzugsverbot des
§ 11 Abs 1 Z 4 KStG fallenden Erwerbstatbestände
von anderen, nicht diskriminierten „konzernnahen“
Erwerben erörtert werden.

Der OGH hat, wie es scheint, die Frage der Ausle-
gung von Gesellschaftsrechten nach einer jahrezehnte-
lang teils widersprüchlichen, teils unklaren Judikatur
nunmehr endgültig iS der objektiven Auslegung ent-
schieden. Ob seine Lösung befriedigen kann, bedarf
eingehender Diskussion. Dies geschieht anhand der
Voraussetzungen der Einräumung eines Sonderrechts
auf Geschäftsführung, die den OGH auffallend oft be-
fasst haben.

Die gesellschaftsrechtliche Gestaltungspraxis ist oft
mit der unsicheren Rechtslage iZm der Abfindung
von Gesellschaftsanteilen, insb der Problematik der
Buchwertklauseln, konfrontiert. OGH-Judikatur fehlt,
die BGH-Judikatur ist unübersehbar und schwankend.
Die Unsicherheit ist wegen der Langzeitwirkung derar-
tiger Vertragsregelungen besonders prekär.

Nach den Entscheidungen des EuGH zum Wegzug
natürlicher Personen (Rechtssachen Hughes de Lasteyrie
du Saillant, N) erfolgt in der Judikatur des EuGH ge-
genwärtig eine Klärung der gesellschafts- und steuer-
rechtlichen Fragen der grenzüberschreitenden Sitzver-

legung von Kapitalgesellschaften. Das Seminar geht
diesen aktuellen Fragen der Mobilität von Gesellschaf-
ten nach.

Schließlich soll das im Schrifttum heftig umstrittene
Verhältnis von Anlegerschutzansprüchen, insb auf-
grund einer Prospekthaftung, zum Verbot der Einla-
genrückgewähr diskutiert werden.

Das Seminar findet zu den angegebenen Terminen
jeweils am Montag in der Zeit von 18.00 Uhr bis
20.00 Uhr im Hörsaal U 21 (Untergeschoss), Juridi-
cum, Universität Wien, Schottenbastei 10 – 16, 1010
Wien, statt.

Die Teilnahme ist kostenlos, eine Anmeldung nicht
erforderlich.

Änderungen des Seminarprogramms werden auch
unter www.bpv-huegel.com (News) bekannt gemacht.
Dort sind auch Seminarunterlagen veröffentlicht. Falls
Sie die Zusendung des Programms wünschen, senden
Sie bitte ein E-Mail an hanns.f.huegel@bpv-huegel.
com

Vor- oder nachlaufende Diskussionsbeiträge können
unter http:/blog.bpv-huegel.com gepostet werden.

Viel Spaß bei zündenden Vorträgen und spannenden
Diskussionen zu neuen Entwicklungen und aktuellen
Aspekten alter Fragen der faszinierenden Gemengelage
aus Unternehmens-, Steuer- und Europarecht!

14. 5. Auslegung von Gesellschaftsverträgen an-
hand der OGH-Judikatur zum Sonderrecht
auf Geschäftsführung: subjektive oder ob-
jektive Auslegung? Irrelevanz des überein-
stimmenden Willens aller Gesellschafter
bei abweichendem Vertragswortlaut? Be-
stellung von Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rern auf die Dauer des Gesellschaftsverhält-
nisses, Beschränkung der Abberufung auf

Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04

Chronik



229Österreichisches Anwaltsblatt 2012/04

Chronik

wichtige Gründe (§ 16 Abs 3 GmbHG),
Sonderrecht auf Geschäftsführung und Ab-
berufungsklage (§ 16 Abs 2 GmbHG)1)
Podiumsdiskussion mit: HR Univ.-Prof.
Dr. Georg Kodek, OGH, WU Wien
Univ.-Prof. Dr. Ulrich Torggler, Universität
Wien
Impulsreferat: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

21. 5. Grenzüberschreitende Sitzverlegung im
Gesellschafts- und Steuerrecht2)
Podiumsdiskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Georg
Kofler, Johannes Kepler Universität Linz
Priv.-Doz. Dr. Georg Eckert, Gassauer-Fleissner
Rechtsanwälte
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

28. 5. Pfingstferien

4. 6. Anlegerschutz, insbesondere Prospekthaf-
tung, und Verbot der Einlagenrückgewähr3)
Podiumsdiskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Su-
sanne Kalss, Wirtschaftsuniversität Wien
Univ.-Prof. Dr. Martin Karollus, Universität
Linz
Univ.-Prof. Dr. Friedrich Rüffler, Universität
Wien

11. 6. Abfindung von OG- und KG-Gesellschaf-
tern bei Kündigung, Hinauskündigung und
Ausschluss: Zulässigkeit von Buchwertklau-
seln; Optionen und Aufgriffsrechte auf
GmbH-Geschäftsanteile; Verkürzung über
die Hälfte des wahren Werts4)
Podiumsdiskussion mit: HRDr. Georg Nowotny,
OGH
WP/StB Univ.-Doz. Dr. Walter Platzer, Grant
Thornton Unitreu
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer, Wirtschafts-
universität Wien
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

18. 6. Zentrale Steueränderungen aufgrund des
„Sparpakets“ (Stabilitätsgesetz 2012) und
andere aktuelle Steuerthemen: private und
betriebliche Gewinne aus der Veräußerung
von Immobilien (Immobilienertragsteuer),
Einschränkung der Verrechnung von Aus-
landsverlusten von Betriebsstätten und im
Rahmen der Gruppenbesteuerung – verfas-
sungswidrige Rückwirkung/Verstoß gegen
die Niederlassungsfreiheit? Zinsenabzug

nach § 11 Abs 1 Z 4 KStG und konzernin-
terne Transaktionen5)

Podiumsdiskussion mit: SC Univ.-Prof.
Dr. Gunter Mayr, BMF, Uni Wien
StB Univ.-Prof. Dr. Sabine Kirchmayr, Uni
Wien, LeitnerLeitner
WP/StB DDr. Hans Zöchling, KPMG
Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel
Institut für Unternehmens- und Wirtschaftsrecht

1) Dazu: OGH 16. 6. 2011, 6 Ob 99/11 v RWZ 2011, 263 (Wenger);
OGH 13. 10. 2011, OGH 25. 9. 2001, 4 Ob 216/01w; OGH
13. 10. 2011, 6 Ob 202/10 i; OGH 26. 2. 1998 SZ 71/42 unter Hin-
weis auf OGH 3. 11. 2005, 6 Ob 231/05 x (alle zur objektiven The-
orie); differenzierend OGH SZ 47/70 und SZ 70/242 zwischen Strei-
tigkeiten, an denen nur Gründungsgesellschafter beteiligt sind, und
solchen, bei denen die Gesellschafter bereits gewechselt haben.
Koppensteiner/Rüffler, GmbHG3 § 3 Rz 17; Aicher/Feltl in Straube,
Wiener Kommentar GmbHG § 3 Rz 24 ff objektive Theorie; differen-
zierend: Reich-Rohrwig, GmbH-Recht2 Rz 1/71 ff; Schauer in Kalss/
Nowotny/Schauer, Österreichisches Gesellschaftsrecht (2008)
Rz 1/69.

2) Dazu: EuGH 29. 11. 2011, C-371/10, National Grid Indus BV;
Schlussanträge v 15. 12. 2011, C-368/10, VALE Épitésí kft; taxlex
2012, 25; Kessler/Philipp, DStR 2012, 267; Wassermeyer, Entstri-
ckungsbesteuerung und EU-Recht, IStR 2011, 813; Hügel, ZGR
1999, 71; Achatz/Bieber in Achatz/Kirchmayr, KStG § 1 Rz 300 ff;
Kofler, aaO § 10 Rz 249 ff; Schneider, aaO § 19 Rz 3 und Rz 106 f;
Eckert, Internationales Gesellschaftsrecht 101 – 119, 497 – 529,
541 – 674; Eckert, GesRZ 2009, 139; Eckert in Kalss, Verschmelzung
– Spaltung – Umwandlung2 Vor § 1 EU-VerschG Rz 51 – 74; Koppen-
steiner/Rüffler, GmbHG3 Allg Einl Rz 17 und 18.

3) Dazu: OGH 30. 3. 2011, 7 Ob 77/10 i; Karollus, ZFR 2010, 50;
Gruber, GesRZ 2010, 73; Reich-Rohrwig, Grundsatzfragen der Kapi-
talerhaltung beim GmbH & GmbH & Co KG 362 ff; Rüffler in FS
Straube 113; Rüffler, GES 2010, 4; Harrer, ZFR 2011, 9; Karollus,
ÖBA 2011, 450; Rüffler, ÖBA 2011, 699.

4) Dazu: Koppensteiner, GesRZ 1991, 64; Koppensteiner in Straube,
HGB Art 7 Nr 15, 16 Rz 22; Karollus, NZ 1995, 193; Talos, Buch-
wertklauseln bei Personengesellschaften (1996); Rüffler, wbl 2008,
353. Zur Verkürzung über die Hälfte des wahren Werts bei Optionen:
OGH 13. 2. 1997, 2 Ob 17/79 g SZ 70/28; OGH 12. 9. 2001, 4 Ob
159/01 p JBl 2002, 243; OGH 25. 3. 2003, 1 Ob 67/03 i; OGH
19. 5. 2010, 8 Ob 148/09m (zum Vorvertrag); Krejci, Unterneh-
menswert und laesio enormis, in FS Binder 781; Krejci, Optionsaus-
übung und laesio enormis insbesondere bei gesellschaftsvertragli-
chen Aufgriffsrechten, in FS Koziol 215. Zum Meinungsstand in
Deutschland: Schäfer in Staub, HGB5 § 131 Rz 162 ff.

5) Dazu: Mayr, Fremdfinanzierungszinsen für Beteiligungen, RdW 2011,
52; Plott, ÖStZ 2011, 18; Andreaus, taxlex 2010, 454; Lehner,
Fremdfinanzierung von Beteiligungen ab 2011 – Kommentar zu
§ 11 Abs 1 Z 4 KStG, GES 2011, 121. Hügel, Verfassungsrechtlicher
Vertrauensschutz im Abgabenrecht – Das Strukturanpassungsgesetz
1996 auf dem Prüfstand, ÖStZ Sonderheft August 1997, 9.
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Disziplinarrecht

§ 2 Abs 2 RAO – Kernzeit der praktischen Ausbildung des RAA bei einem RA

Der VfGH hält seine bisherige Rsp aufrecht, wonach § 2 Abs 2 RAO wörtlich streng auszulegen ist.
Auch die Tätigkeit als Rechtsreferent beim Österreichischen Gewerkschaftsbund ist nicht als Ersatz-
zeit für die praktische Ausbildung bei einem RA geeignet.

VfGH 28. 11. 2011, B 204/11; OBDK 29. 11. 2010, Bkv 3/10

Aus den Gründen:
Der VfGH hegte bislang keine Bedenken gegen § 2
RAO (vgl VfSlg 12.337/1990, 12.670/1991, 13.575/
1993, 17.980/2006, 19.118/2010; VfGH 22. 2. 2011,
B 1349/10). Auch aus Anlass dieses Beschwerdefalles
besteht kein Grund, von dieser Rsp abzugehen. Die
Festlegung der Dauer einer prakt Verw, die jemand
vor der Eintragung in die Liste der RAe nachzuweisen
hat, fällt in den rechtspolitischen Entscheidungsspiel-
raum des Gesetzgebers, der der nachprüfenden Kon-
trolle des VfGH auf ihre Übereinstimmung mit der
Bundesverfassung, insb auch mit dem Gleichheitsge-
bot, unterliegt. Der VfGH kann nicht finden, dass der
Gesetzgeber die ihm durch die Bundesverfassung, insb
die durch Art 7 Abs 1 B-VG und Art 2 StGG sowie
durch Art 6 StGG, gezogenen Grenzen überschritten
hat, wenn er anordnet, dass die für die Ausübung der
Rechtsanwaltschaft erforderliche prakt Verw fünf Jahre
zu betragen hat (VfSlg 13.575/1993; VfGH 22. 2. 2011,
B 1349/10).

Soweit der Bf vom Vorliegen eines Falles von Inlän-
derdiskriminierung ausgeht, ist ihm Folgendes entge-
genzuhalten:

Sowohl die RAO als auch das EIRAG eröffnen einen
Weg zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft in Öster-
reich. Mit dem EIRAG (vormals EuRAG) wurde die
RL 1998/5/EG des EP und des Rates vom 16. 2. 1998
zur Erleichterung der ständigen Ausübung des Rechts-
anwaltsberufes in einem anderen Mitgliedstaat als dem,
in dem die Qualifikation erworben wurde (ABl Nr L 77
vom 14. 3. 1998, sog Rechtsanwalts-Niederlassungs-
RL), umgesetzt (vgl RV 59 BlgNR 21. GP, 13). Gem
§ 18 EIRAG können europäische RAe die Eintragung
in die Liste der RAe nach dreijähriger effektiver und re-
gelmäßiger Tätigkeit als niedergelassener europäischer
RA in Österreich auf dem Gebiet des österreichischen
Rechts, einschließlich des Gemeinschaftsrechts, bean-
tragen. Alternativ dazu sieht § 24 EIRAG die Möglich-
keit vor, die Eintragung in die Liste der RAe nach Ab-
legung einer Eignungsprüfung zu erlangen.

Gem § 1 iVm § 2 RAO haben RAA zur Ausübung
der Rechtsanwaltschaft ua die prakt Verw in der Dauer
von fünf Jahren und die mit Erfolg zurückgelegte
Rechtsanwaltsprüfung nachzuweisen.

Die sachliche Rechtfertigung für diese Unterschiede
in den Voraussetzungen für die Ausübung der Rechts-
anwaltschaft in Österreich ist in der Verschiedenartig-

keit der von den Regelungsinhalten angesprochenen
Personenkreise zu finden: Während das EIRAG jene
Voraussetzungen enthält, bei deren Erfüllung europä-
ische RAe die Eintragung in die Liste der RAe in Öster-
reich beantragen können, regelt § 2 RAO, unter wel-
chen Voraussetzungen RAA in die Liste der RAe einge-
tragen werden. Bei europäischen RAen handelt es sich
gem § 1 EIRAG um Staatsangehörige der Mitgliedstaa-
ten der EU und der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den EWR sowie der Schweizerischen
Eidgenossenschaft, die berechtigt sind, als Rechtsan-
wältin oder Rechtsanwalt unter einer der in der Anlage
zu diesem BG angeführten Bezeichnungen beruflich tä-
tig zu sein. Diese Personen verfügen in den genannten
Staaten über eine berufliche Qualifikation zur Aus-
übung eines Anwaltsberufes. Sie haben demnach die
in dem jeweiligen Staat zur Ausübung des Anwaltsberu-
fes vorgesehenen Anforderungen bereits erfüllt. Dem-
gegenüber handelt es sich bei den von § 2 RAO ange-
sprochenen Personen um RAA, also Personen, die sich
in Ausbildung befinden und demnach noch nicht über
die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
verfügen. Dass der Gesetzgeber für diese Personen an-
dere Voraussetzungen für die Erlangung der Berechti-
gung zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes in Öster-
reich vorsieht als für Personen, die bereits in den oben
genannten Staaten über eine Qualifikation zur Aus-
übung des Anwaltsberufes verfügen, ist sachlich ge-
rechtfertigt. Dementsprechend normiert auch § 25
EIRAG, dass die von europäischen RAen gem § 24
EIRAG abzulegende Eignungsprüfung dem Umstand
Rechnung tragen muss, dass der Bewerber in einem
Staat, der Mitglied der EU oder Vertragsstaat des Ab-
kommens über den EWR ist, über eine berufliche Qua-
lifikation zur Ausübung eines Anwaltsberufes verfügt.

Da im EIRAG an eine bereits bestehende Berechti-
gung angeknüpft wird, während die RAO erst die Vo-
raussetzungen für die Eintragung in die Liste der RAe
normiert, werden nicht vergleichbare Sachverhalte ge-
regelt. Die Frage der Inländerdiskriminierung stellt
sich daher von vornherein nicht.

Der Bf ist daher nicht in Rechten wegen Anwendung
eines verfassungswidrigen Gesetzes verletzt.

Der Bf rügt weiters eine Verletzung im verfassungs-
gesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller
Staatsbürger vor dem Gesetz. Begründend bringt er
vor, die bel Beh habe § 2 Abs 1 RAO einen gleichheits-
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widrigen Inhalt unterstellt, indem sie die Tätigkeit des
Bf beim ÖGB, die sich nicht von jener Tätigkeit unter-
scheide, die Anlass für das Erk des VfGHVfSlg 14.305/
1995 gewesen sei, bei der Anrechnung auf die prakt
Verw nicht berücksichtigt habe. Zudem habe die bel
Beh die Rechtsstellung des ÖGB verkannt; bei gleich-
heitskonformer Interpretation des § 2 Abs 1 RAO hätte
sie nämlich zu dem Ergebnis gelangen müssen, dass der
ÖGB eine Verwaltungsbehörde im Sinne dieser Be-
stimmung sei.

Eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Rechtes auf Gleichheit aller Staatsbürger vor
dem Gesetz kann nach der stRsp des VfGH (zB VfSlg
10.413/1985, 14.842/1997, 15.326/1998 und 16.488/
2002) nur vorliegen, wenn der angefochtene Bescheid
auf einer dem Gleichheitsgebot widersprechenden
Rechtsgrundlage beruht, wenn die Beh der angewende-
ten Rechtsvorschrift fälschlicherweise einen gleich-
heitswidrigen Inhalt unterstellt oder wenn sie bei Erlas-
sung des Bescheides Willkür geübt hat.

Ein solcher Fall liegt hier jedoch nicht vor. Im Erk
VfSlg 14.305/1995 hat der VfGH seine bereits im
Erk VfSlg 13.560/1993 geäußerte Ansicht wiederholt
und ausgeführt, dass eine verfassungskonforme Inter-
pretation des § 2 Abs 1 RAO zu dem Ergebnis führt,
dass eine rechtsberufliche Tätigkeit bei Kammern und
Sozialversicherungsträgern im Rahmen dieser Geset-

zesstelle nicht generell unberücksichtigt bleiben kann.
Aus diesem Grund hat der VfGH der Beschwerde, in
der die Versagung der Anrechnung einer rechtsberufli-
chen Tätigkeit bei der Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte für Oberösterreich bekämpft wurde, mit dem
Erk VfSlg 14.305/1995 stattgegeben.

Der Bf im vorliegenden Fall war jedoch nicht bei ei-
ner Kammer oder einem Sozialversicherungsträger,
sondern beim ÖGB tätig. Wie die bel Beh zutreffend
ausführt, handelt es sich beim ÖGB im Gegensatz
zur Arbeiterkammer, die eine Körperschaft öffentli-
chen Rechts ist und der per Gesetz alle Arbeitnehmer
angehören, um eine auf freiwilliger Mitgliedschaft be-
ruhende Berufsvertretung der Arbeitnehmerschaft.
Eine solche rein private Einrichtung ist keine Verwal-
tungsbehörde iSd § 2 Abs 1 RAO. Der bel Beh ist wei-
ters nicht entgegenzutreten, wenn sie auch aus dem
Umstand der Kollektivvertragsfähigkeit des ÖGB
keine Qualifikation als Verwaltungsbehörde ableiten
kann.

Anmerkung:
Der VfGH schließt an seine bisherige Rsp an (AnwBl 2011/
329 [Heft 07 – 08]). In der erwähnten Entscheidung war die
Praxiszeit als Richter nicht auf die Praxiszeit beim RA an-
gerechnet worden.

Klingsbigl

Gebühren- und Steuerrecht

§§ 293, 303 BAO – Aus dem Inneren der Behörde: EDV-Wartungsarbeiten und die möglichen Folgen
einer verspäteten ADV-Ausfertigung

1. § 293 BAO erfasst – neben den auch bei händischen Ausfertigungen möglichen offensichtlichen Un-
richtigkeiten – auch solche Mängel, die ihre Wurzel in der Unkenntnis über den Programmablauf ha-
ben, der durch Dateneingaben in Gang gesetzt wird.

2. Eine infolge EDV-Wartungsarbeiten gesetzte Verarbeitungssperre, die eine Verzögerung der Umset-
zung des behördlichen Bescheidwillens und ein unerwartet spätes Ausfertigungsdatum des Bescheides
bewirkt, erlaubt keine Berichtigung nach § 293 BAO, weil der ausgefertigte Bescheid nicht mehr dem
inzwischen geänderten aktuellen behördlichen Bescheidwillen entspricht.

VwGH 24. 11. 2011, 2008/15/0205

Sachverhalt:
Die mitbeteiligte Partei reichte am 27. 3. 2002 die USt-
und KöSt-Erklärung für 2001 in Papierform beim FA
ein. Beim FA erfolgte am 5. 4. 2002 die erklärungsge-
mäße Eingabe der Daten in die automationsunterstütz-
te Datenverarbeitungsanlage (ADV) durch die zustän-
dige Sachbearbeiterin und die Freigabe der Daten zur
Bescheidausfertigung durch die ADV. Wegen einer
„Verarbeitungssperre“ in der ADV kam es nicht unmit-
telbar danach zum Ergehen der Bescheide. Am 9. 4.
2002 begann das FA mit einer Betriebsprüfung bei
der Mitbeteiligten. Im Rahmen der Betriebsprüfung
wurden am 7. 5. 2002 die Prüfungsfeststellungen zur

erhöhten USt- und KöSt-Pflicht dem steuerlichen Ver-
treter der Mitbeteiligten zur Kenntnis gebracht und
von diesem – unter Verzicht auf eine Schlussbespre-
chung – am selben Tag zur Kenntnis genommen. Am
14. 5. 2002 ergingen sowohl der USt- und KöSt-B er-
klärungsgemäß, also ohne Berücksichtigung der Fest-
stellungen der Betriebsprüfung. In der Folge erließ
das FA am 25. 2. 2008 gem § 293 BAO berichtigte Be-
scheide betreffend USt und KöSt 2001 (Berichtigung
zu den Bescheiden vom 14. 5. 2002) und berücksich-
tigte dabei die Feststellungen der Betriebsprüfung.
Mit dem angef B gab die bel Beh der Berufung Folge.
Es treffe nicht zu, dass die B nur aufgrund eines unkal-
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kulierbaren Programmablaufes der ADV nicht der Ab-
sicht der Abgbeh entsprächen.

Spruch:
Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:
Die Einrichtung des § 293 BAO dient der Beseitigung
des infolge bestimmter Fehlerquellen gegen denWillen
der Beh entstandenen erkennbaren Auseinanderklaf-
fens von Bescheidabsicht und formeller Erklärung des
Bescheidwillens. Dabei trägt die Bestimmung ua dem
Umstand Rechnung, dass auch bei Verwendung einer
ADV Fehler unterlaufen können, durch die bewirkt
wird, dass der B anders lautet, als es die Abgbeh beab-
sichtigt hat. Alle Fehler, die bei händischen Ausferti-
gungen zu solchen führen, die als offenkundige Un-
richtigkeiten zu bezeichnen sind, sind auch dann Un-
richtigkeiten iSd § 293 BAO, wenn sich die Beh beim
technischen Vorgang der Erstellung und Ausfertigung
der B einer ADV bedient hat. Darüber hinaus erfasst
die Bestimmung auch solche Mängel, die ihre Wurzel
in der Unkenntnis über den Programmablauf haben,
der insb durch Eintragungen im Eingabebogen in
Gang gesetzt wird.

Im gegenständlichen Fall sind die Bescheiddaten
von einem Organwalter des FA am 5. 4. 2002 in die
ADV eingegeben und freigegeben, die Bescheiderlas-
sung also genehmigt worden. Der Bescheidwille war
dabei unzweifelhaft auf die Erlassung von den Abga-
benerklärungen entsprechenden B betreffend USt
und KöSt 2001 gerichtet. Exakt diesem Bescheidwil-
len entsprechende B wurden sodann mit Ausferti-
gungsdatum 14. 5. 2002 mittels ADV ausgefertigt
und der mitbeteiligten Partei zugestellt. Sie sind so er-
gangen, wie es der Dateneingabe vom 5. 4. 2002 und
der dabei erfolgten Genehmigung durch den befugten
Organwalter des FA entsprochen hat. Wie das FA
auch ausdrücklich einräumt, hätten die B, wären sie
sogleich ergangen, den gleichen Inhalt aufgewiesen.
Die Verarbeitungssperre stellt nicht die relevante Ur-
sache für die Unrichtigkeit der Bescheide dar. Der bel
Beh kann daher nicht mit Erfolg entgegengetreten
werden, wenn sie zum Ergebnis gekommen ist, die
Unrichtigkeit der B vom 14. 5. 2002 beruhe nicht
iSd § 293 BAO ausschließlich auf dem Einsatz der
ADV.

Anmerkung:
1. Das vorliegende Erk geht zurück auf einen Versuch der
Abgbeh, die angenommene Rechtskraftsperre eines aus-
gefertigten Bescheides zu beseitigen, um die noch wäh-
rend der EDV-Wartungsarbeiten bekannt gewordenen
neuen Tatsachen in einem neuerlichen Sachbescheid berück-
sichtigen zu können. Mit dem Rechtsbehelf der Wiederauf-
nahme ist das FA davor vor dem UFS gescheitert, der das

Neuhervorkommen der Prüfungsfeststellungen angesichts
der verspäteten ADV-Ausfertigung der ErstB verneint hat.
Dem FA seien im Zeitpunkt der Bescheiderlassung bereits
alle Fakten bekannt gewesen. Gegen die Abweisung der Wie-
deraufnahme hat das FA keine VwGH-Beschwerde mehr er-
hoben, sondern alternativ eine Bescheidberichtigung nach
§ 293 BAO versucht.

2. Das Berichtigungsverfahren ist nun aber – wie der
VwGH im Erk ausführt – kein Verfahren zum Austausch
eines (gewollten) Bescheidinhaltes durch einen anderen (nun-
mehr gewollten) Bescheidinhalt. Inhaltliche Fehler sind
nicht nach § 293 BAO sanierbar. Im Erk v 22. 3.
1991, 90/13/0243, hat der VwGH die Grenzen der Be-
richtigungsfähigkeit von Bescheiden mit dem Bescheid-
willen umrissen. So sei die Willensbildung einer bescheider-
lassenden Behörde ein Denkprozess, dessen Ergebnis als Be-
scheidwille in Erscheinung trete. Selbst Fakten, die während
dieses Denkprozesses in Vergessenheit gerieten, könnten nicht
berichtigungsfähiger Gegenstand der Willensbildung sein,
sondern führten zu einer unrichtigen oder unvollständigen
Willensbildung, deren unmittelbare Auswirkung auf den je-
weiligen Bescheid auch dann nicht gem § 293 BAO berich-
tigt werden könne, wenn der Fehler in der Willensbildung
klar zu Tag trete.

3. Im gegenständlichen Fall nimmt der Gerichtshof diese
Abgrenzung auf und weist darauf hin, dass die verspätet aus-
gefertigten Bescheide „exakt“ dem Bescheidwillen entspra-
chen, der von der genehmigenden Sachbearbeiterin der Abg-
beh in der Bescheidvorbereitung gebildet worden ist. Allein
hinsichtlich des Ausfertigungsdatums war der Bescheidwille
der Organwalterin offenbar auf ein anderes, früheres Da-
tum gerichtet. Das Ausfertigungsdatum sieht der Gerichts-
hof aber offensichtlich nicht mehr als vom Bescheidwillen er-
fasst und damit von § 293 BAO geschützt, sondern eher als
etwas Faktisches, das sich aus Zufälligkeiten wie der Abwick-
lung in der Geschäftsstelle oder eben der EDV-Verarbeitung
ergibt. Es kann letztlich auch nicht „unrichtig“ iSd § 293
BAO sein und kann wohl schon deshalb nicht berichtigungs-
auslösend sein.

4. Beachtlich ist schließlich auch die vom VwGH an-
gesprochene fehlende Kausalität der EDV-Wartungs-
arbeiten für die (inhaltliche) Bescheidunrichtigkeit.
§ 293 BAO spricht ja iZm ADV-Fehlern von „ausschließ-
lich auf dem Einsatz einer automationsunterstützten Da-
tenverarbeitungsanlage beruhende[n] Unrichtigkeiten“.
Blendet man das Ausfertigungsdatum aus (das ja selbst
keine „Unrichtigkeit“ des Bescheides darstellt), so kann
man der ADV keine Abweichungen vom auslösenden Be-
scheidwillen oder „Unrichtigkeiten“ des Bescheides anlas-
ten. Die Nichtberücksichtigung der neuen Tatsachen war
jedenfalls nicht der ADV geschuldet. Vielmehr wäre im
konkreten Fall – gerade dank der EDV-Wartungsarbeiten
– noch eine Woche Zeit gewesen, die eingegebenen Be-
scheide zu stornieren bzw sie den später bekannt geworde-
nen Tatsachen anzupassen und so von Beginn an – aus
(nunmehriger) Sicht der Abgbeh – „richtige“ Erst-B zu
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erlassen. Die Verarbeitungssperre stellte damit auch keine
relevante Ursache für die Unrichtigkeit der ergangenen
Bescheide dar.

5. Obiter dictu spannt der VwGH im vorliegenden Erk
noch einen Bogen zum Ausgangspunkt des Berichtigungsver-
fahrens, nämlich zur gescheiterten Wiederaufnahme. Deren
Möglichkeit lässt er im Erk offen und weist dazu auf den
nach der Bescheiderlassung liegenden Zeitpunkt der Ap-
probation der Ergebnisse der Betriebsprüfung hin. So-
weit das FA auf eine im Zeitpunkt der Zustellung der Be-
scheide v 14. 5. 2002 bestehende Divergenz zwischen aktu-
ellem (!) Bescheidwillen und Bescheidinhalt verweise, sei zu
bemerken, dass die Approbation der Ergebnisse der Betriebs-

prüfung erst am 2. 7. 2002 erfolgt sei und damit vor diesem
Zeitpunkt eine dem FA zuzurechnende Willensentscheidung
auf Erlassung von den Prüfungsfeststellungen entsprechen-
den Bescheiden ohnedies nicht vorgelegen sei. Die Frage der
zeitlichen Relevanz schon der Kenntnis oder erst der
Approbation der Betriebsprüfungsergebnisse für eine
allfällige Wiederaufnahme blieb im gegenständlichen Fall
somit letztlich offen.

6. Um solche Situationen künftig von vornherein zu ver-
meiden, sollte die Finanzverwaltung während laufender Be-
triebsprüfung den Bescheidstatus aber besser erst gar nicht
mehr aus dem Auge verlieren.

Franz Philipp Sutter
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5 Staudegger, Elisabeth: Die urheberrechtliche Re-
levanz von Hyperlinks. Eine kritische Stellung-
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Für Sie gelesen
" Kommentar zum Ehe- und Partnerschaftsrecht. Von Edwin

Gitschthaler/Johann Höllwerth (Hrsg). Verlag Springer, Wien
New York 2011, XX, 1.512 Seiten, geb, a 319,–.

Dieser Kommentar umfasst alle ehe- und
partnerschaftlichen Regelungen des materi-
ellen und formellen Rechts. Das erste Kapi-
tel befasst sich mit den eherechtlichen Be-
stimmungen. Zunächst werden die maßgeb-
lichen Paragrafen des ABGB, 44 ff und 89 ff,
behandelt sowie Ehegattenerbrecht, Pflicht-
teilsrecht und die Ehepakte. Das nächste
Kapitel widmet sich dem Ehegesetz. Erfreu-

licherweise wird vor dem jeweiligen Kommentar die gesetz-
liche Bestimmung abgedruckt. Eine Inhaltsübersicht steht
dem Kommentar zur jeweiligen Gesetzesbestimmung voran.
Beispielsweise beim Ehegattenunterhalt des § 94 ist das In-
haltsverzeichnis beachtliche 1,5 Seiten lang, und äußerst ge-
gliedert in den zeitlichen Anwendungsbereich für den Un-
terhaltsanspruch, die Unterhaltsbemessungsgrundlage, die
Unterhaltshöhe, geänderte Verhältnisse und Unterhaltsver-
lust, um nur kursorisch die Großkapitel des Inhaltsverzeich-
nisses zu schildern. Verwiesen wird mit diesem Inhaltsver-
zeichnis auf Randzahlen, die immerhin beispielsweise beim
§ 94 341(!) Stück ausmachen.

Der nächste Teil des Werkes befasst sich mit dem EPG,
dem Eingetragenen Partnerschaft-Gesetz, die eingetragene
Partnerschaft betreffende Regelungen finden sich aber
selbstverständlich auch im Teil des ABGB. Die Systematik
ist im gesamten Werk gleichbleibend.

Ein Kapitel betreffend Verfahrensbestimmungen befasst
sich neben den Bestimmungen der JN und des Außerstreit-
gesetzes mit Brüssel-IIa über die Zuständigkeit und Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesa-
chen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor-
tung, die allgemeine Zuständigkeitsregel des Art 3 in Zeiten
auch familiärer „Globalisierung“ wird hinsichtlich der Un-
terpunkte – was die Rezensentin kurz verwirrte – mit dem
Begriff „Spiegelstrich“ zu den einzelnen Absätzen, die eben
mit einem Strich eingeleitet sind, kommentiert. Beispiele
aus multinationalen Ehen und derenWohnsitzen werden an-
geführt unter Zitat sowohl von EUGH- als auch OGH-Ent-
scheidungen.

Es sind neun Autoren, denen das Gesamtwerk zu verdan-
ken ist, welchen auch eingangs die von ihnen bearbeiteten
Bereiche zugeordnet sind. Gitschthaler und Deixler-Hübner
haben sich in einem weiteren Kapitel mit den einstweiligen
Verfügungen hinsichtlich Unterhalt und Aufteilungsmasse
befasst. Die einstweiligen Verfügungen zum Gewaltschutz
waren das Metier der Döblinger Familienrichterin und Vor-
tragenden Mag. Beck.

Ein separates Kapitel dreier Autoren betrifft die Lebens-
gemeinschaft mit ihrer keineswegs umfassenden rechtlichen

Regelung. Die Geschlechts-, Wohn- und Wirtschafts-
gemeinschaften als – teilweise – Kriterien werden mit ent-
sprechenden Judikaturzitaten beschrieben. Die Rechtsfolge
der Lebensgemeinschaft hinsichtlich Kinder, Obsorge, aber
auch hinsichtlich Außenfolgen wie Bürgschaft, Mietrecht,
Wohnungseigentum etc werden ausführlichst dargelegt. Be-
sonders schön ist die Darstellung der Judikatur bei dem
Thema der Beendigung der Lebensgemeinschaft – Erwerbs-
gesellschaft? Bereicherungsrechtlicher Anspruch? Dabei
wird vor allem dem Thema der Gesellschaft bürgerlichen
Rechts weiter Raum gewidmet, soviel komprimiert zum
Thema Lebensgemeinschaft findet man selten.

Schließlich folgen im 8. Kapitel noch wohnrechtliche Be-
stimmungen und im 9. Kapitel sozialversicherungs- und pen-
sionsrechtliche Bestimmungen.

Ein für die vertiefende Befassung des Familienrechtlers
höchst erfreuliches Werk!

Ruth Hütthaler-Brandauer

" BWG. Bankwesengesetz – Kommentar. Von Leo W. Chini/Martin
Oppitz. Verlag Linde, Wien 2011, 1.360 Seiten, kart, a 298,–.

I.
Das österreichische Bankaufsichtsrecht

wird derzeit durch zwei Großkommentare
in Form von Loseblattausgaben erschlossen,
die von Dellinger und Laurer/Borns/Strobl/
M. Schütz/O. Schütz herausgegeben werden.
Beide Werke zielen auf eine ausführliche
und dogmatisch fundierte Exegese der je-
weiligen Bestimmung des BWG ab, was na-

turgemäß einen gewissen Umfang bedingt. Eine Kommen-
tierung des BWG, die einen verlässlichen Überblick über
den aktuellen Stand von Lehre und Rsp gibt und dennoch
in einer Aktentasche Platz findet, fehlte bislang. Chini und
Oppitz haben mit dem hier vorzustellenden Werk diese Lü-
cke geschlossen, wobei sie an den zuletzt 1997 in zweiter
Auflage erschienenen Praxiskommentar zum BWG von
Chini und Frölichsthal anschließen konnten. Der Umstand,
dass mittlerweile fast eineinhalb Jahrzehnte vergangen sind,
hat eine tiefgreifende Neubearbeitung erforderlich gemacht,
zumal gerade das Bankaufsichtsrecht in den vergangenen
Jahren eine rasante Entwicklung durchlaufen hat.

Die Kommentierung der einzelnen Paragrafen folgt einer
einheitlichen Struktur: Im Anschluss an den Normtext sind –
chronologisch absteigend geordnet – die Materialien zur
Stammfassung und den Novellen wiedergegeben, gefolgt
von einem Literaturverzeichnis. Danach wird die jeweilige
Bestimmung kurz und prägnant erläutert, wobei Zwischen-
überschriften und Randziffern die Orientierung erleichtern.
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In Fußnoten wird auf weiterführende Literatur und Rsp ver-
wiesen. Lob verdient auch die optische Gestaltung mit dem
angenehmen Schriftbild.

II.
Inhaltlich erreichen die Kommentierungen – gemessen

am Genre Praxiskommentar – ein hohes Niveau. Exempla-
risch soll dazu kurz auf die von Oppitz verfasste Kommentie-
rung des § 1 BWG eingegangen werden. Dieser Norm
kommt insofern zentrale Bedeutung zu, als in Abs 1 Tätig-
keiten aufgezählt werden, die – sofern sie gewerblich er-
bracht werden – von Gesetzes wegen Kreditinstituten vorbe-
halten sind. Oppitz folgt der herrschenden Meinung, wonach
am Gewerblichkeitsbegriff des UStG anzuknüpfen sei und
lehnt eine Berücksichtigung teleologischer Elemente wie
etwa fehlende Aufsichtswürdigkeit im Einzelfall ab (Rz 4).
Dass man dies auch anders sehen kann, sei hier nur ange-
merkt (näher Brandl/Klausberger, Gedanken zur Auslegung
des § 1 BWG, insbesondere zum Element der Gewerblich-
keit, ZFR 2011, 206).

Bei den einzelnen Bankgeschäften hat in jüngster Zeit be-
sonders der in § 1 Abs 1 Z 7 BWG vertypte Handel für ei-
gene oder fremde Rechnung Probleme bereitet. Einer re-
zenten Entscheidung des VwGH zufolge erfüllen Unter-
nehmen, die Wertpapiere ankaufen und wieder verkaufen,
um damit das Vermögen des Unternehmens gewinnbrin-
gend zu veranlagen, den Tatbestand des Eigenhandels, wo-
für eine Berechtigung iSd § 1 Abs 1 BWG vonnöten sei
(VwGH 15. 4. 2010, 2007/17/0208 GesRZ 2010, 289 [krit
Schimka]; ausführlich Granner, Die Konzessionspflicht für
gewerblichen Eigenhandel mit Wertpapieren nach § Abs 1
Z 7 lit e BWG – eine interpretative und legistische Bau-
stelle, ZFR 2011, 2, 60). Die Einschränkung des § 1 Abs 1
Z 7 BWG, wonach Handel für das Privatvermögen nicht
erfasst wäre, sei nach Ansicht des VwGH auf juristische
Personen nicht anwendbar, zumal bei diesen nach ihrer
Rechtsform ein Erwerb für das Privatvermögen nicht in Be-
tracht komme. Oppitz führt zu diesem Problem aus, es sei
aus verfassungsrechtlichen Gründen problematisch, wenn
dadurch im Ergebnis Nichtbanken Veranlagungstätigkeiten
verboten wären, weil sonst ein Verstoß gegen das BWG
vorliege. Die Veranlagung des eigenen Wertpapiervermö-
gens von juristischen Personen sei vielmehr der Bewirt-
schaftung des Privatvermögens gleichzuhalten (Rz 26).
Dem ist beizupflichten. So wäre es doch merkwürdig, wenn
in diesem Fall allein der Umstand, ob eine natürliche oder
juristische Person auftritt, für das Bestehen einer Konzessi-
onspflicht den Ausschlag gäbe (Granner, ZFR 2011, 61).
Auch aus teleologischen Überlegungen ergibt sich, dass
kein Bedarf nach einer aufsichtsrechtlichen Erfassung sol-
cher Geschäfte besteht, da diese keinen Dienstleistungscha-
rakter in dem Sinne aufweisen, dass sie im Auftrag oder
sonst im Interesse eines (dritten) Kunden getätigt würden
(Schimka, GesRZ 2010, 295 f).

III.
Die Herausgeber haben ihren Anspruch, einen handlichen

Praxiskommentar vorzulegen, nicht bloß erreicht, sondern

sogar übertroffen. Der Leser wird nicht nur über den aktu-
ellen Stand von Lehre und Rsp informiert. Es werden viel-
mehr auch Standpunkte bezogen, die wertvolle Beiträge
für die dogmatische Weiterentwicklung des Bankaufsichts-
rechts bilden. Jeder, der in diesem Bereich tätig ist, wird die-
ses Buch mit Gewinn heranziehen.

Philipp Klausberger

" Praxishandbuch Investmentfonds. Von Heinz Macher. Bank Ver-
lag Wien/Springer Wien, New York, Wien 2012, 500 Seiten, geb,
a 59,–.

Das am 1. 9. 2011 in Kraft getretene Invest-
mentfondsgesetz 2011 mit seinen 200 Para-
grafen ersetzt das mit lediglich 63 Paragra-
fen wesentlich schlankere Investmentfonds-
gesetz 1993. Mit dem neuen Gesetz erfolgte
die Umsetzung der europäischen Fonds-RL
2009/65/EG („OGAW IV“), was umfang-
reiche Änderungen und Neuerungen für
die Investmentfondsbranche mit sich bringt.

Heinz Macher hat es sich mit diesem nur wenige Monate
nach Inkrafttreten des Investmentfondsgesetzes 2011 veröf-
fentlichten Praxishandbuch zum Ziel gesetzt, sowohl der
Praxis wie auch der Wissenschaft Hilfe bei der Anwendung
des neuen Gesetzes zu liefern. Als Leiter der Abteilung
Recht, Steuern und Compliance einer der großen österrei-
chischen Kapitalanlagegesellschaften bringt er dabei seine
umfangreiche praktische Erfahrung gewinnbringend zur
Geltung.

In elf Kapiteln bietet der Autor eine sehr gut lesbare und
durch zahlreiche Beispiele und Übersichten bereicherte
Darstellung des Investmentfondsgeschäftes aus der Sicht ei-
ner österreichischen Kapitalanlagegesellschaft. Dem ersten
Kapitel mit einer Einführung in das Investmentfondsge-
schäft folgt eine Darstellung der Kapitalanlagegesellschaft
(Verwaltungsgesellschaft), wobei in diesem zweiten Kapitel
die Ausführungen über die Auslagerung von Aufgaben
durch die Kapitalanlagegesellschaft wegen ihrer zunehmen-
den Bedeutung besonders hervorzuheben sind. Dem „Pro-
dukt“ Investmentfonds (Kapitalanlagefonds) widmet sich
das sehr umfangreiche dritte Kapitel: Die verschiedenen Ty-
pen von Investmentfonds, die maßgeblichen Veranlagungs-
vorschriften und das Risikomanagement werden in leicht
verständlicher und praxisnaher Form dargestellt. Besonders
lesenswert findet der Rezensent hier die Ausführungen über
die in Österreich neu eingeführten Master-Feeder-Struktu-
ren.

Dem vierten Kapitel über Anteilsscheine – mit einer
lesenswerten Darstellung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen einer Fondssuspendierung – folgt ein kurzes Kapitel
über die Rechtsstellung des Anteilinhabers und dann ein Ka-
pitel über die Depotbank. Die Informationen an die Anteil-
inhaber einschließlich des neu geschaffenen europaweit ein-
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heitlichen Kundeninformationsdokumentes („KID“) werden
im Kapitel sieben geschildert. Das besonders ausführliche
achte Kapitel widmet sich der Auflage und Umstrukturie-
rung von Kapitalanlagefonds und damit Themen wie Fond-
sumwandlungen, Fondsverschmelzungen und anderen Um-
strukturierungsmöglichkeiten. Danach folgt eine Darstel-
lung über die Rechtsverhältnisse zwischen den Parteien des
Investmentgeschäftes und als zehntes Kapitel eine Darstel-
lung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die Tätigkeit
österreichischer Kapitalanlagegesellschaften im EU-Binnen-
markt (Management Company Passport, grenzüberschrei-
tender Fondsvertrieb). Abgeschlossen wird die Darstellung
durch eine rund 30 Seiten umfassende Einführung in die Be-
steuerung von Kapitalanlagefonds mit besonderem Augen-
merk auf der durch das Budgetbegleitgesetz 2011 eingeführ-
ten Vermögenszuwachssteuer. Umfangreiche Literaturver-
zeichnisse und ein gelungenes Stichwortverzeichnis runden
das Werk ab.

Insgesamt bleibt zu konstatieren, dass Macher sein selbst
gestecktes Ziel, mit dem vorliegenden Praxishandbuch
„Hilfe bei der Anwendung des Investmentfondsgesetzes
2011 sowohl für die Praxis als auch für die Wissenschaft“
zu liefern, uneingeschränkt erreicht hat. Dass dies in so kur-
zer Zeit nach Inkrafttreten des neuen Investmentfondsgeset-
zes bewerkstelligt wurde, nötigt zusätzlichen Respekt ab. Die
Regulierungsflut im Finanzmarkt und damit auch im Fonds-
bereich geht weiter: Bis Sommer 2013 ist die EU-RL für
Verwalter alternativer Investmentfonds („AIFMD“) umzu-
setzen, und kaum dass die OGAW IV-RL umgesetzt wurde,
hat schon das Konsultationsverfahren über OGAW V be-
gonnen. Wer sich für Fragen des österreichischen Invest-
mentfondsrechts interessiert, wird dieses Praxishandbuch
mit großem Gewinn zur Hand nehmen und mit dem Rezen-
senten hoffen, dass der dynamischen Rechtsentwicklung im
Fondsrecht zu gegebener Zeit mit weiteren Auflagen dieses
Werkes Rechnung getragen wird.

Markus Heidinger

" Grundzüge des Unternehmens- und Vertragsrechts Öster-
reich/Slowenien – Osnove podjetniškega in pogodbenega
prava Avstrija/Slovenija. Von Janko Ferk/Christof Pollak. Verlag
Hermagoras, Klagenfurt 2011, 148 Seiten, br, a 21,90.

Durch die Europäische Union und die Rege-
lungen über die Niederlassungs- und
Dienstleistungsfreiheit steigen auch die
grenzüberschreitenden Tätigkeiten und
zwischenstaatlichen Verflechtungen von
Unternehmen kontinuierlich an. Sieht man
bei seiner geschäftlichen Tätigkeit über die
Landesgrenzen hinaus, so sind nicht nur na-
tionale Regelungen von Bedeutung, sondern
es kommen auch eine Vielzahl europarecht-

licher und transnationaler Normen zur Anwendung. Eine

weitere Hürde in der überstaatlichen Zusammenarbeit ber-
gen auch die Unterschiede in der Struktur der verschiedenen
Rechtssysteme in sich.

Das Buch „Grundzüge des Unternehmens- und Ver-
tragsrechts Österreich/Slowenien – Osnove podjetniškega
in pogodbenega prava Avstrija/Slovenija“ von Janko Ferk,
Richter am LG Klagenfurt und Honorarprofessor an der
Universität Klagenfurt, und Christof Pollak, vormals Staats-
anwalt und nun ebenfalls Richter am LG Klagenfurt,
nimmt sich dieser Thematik an und gibt einen guten Über-
blick über das Rechtssystem und die vorherrschenden
rechtlichen Regelungen zum Unternehmens- und Vertrags-
recht in Österreich und die rechtlichen Gegebenheiten in
der Republik Slowenien – einem Handelspartner, der für
österreichische Unternehmen immer mehr an Bedeutung
gewinnt.

Der Bogen desWerks spannt sich von den Grundlagen des
österreichischen Rechts, mit allgemeinen Themenberei-
chen, hin zum österreichischen Vertragsrecht, in dem die
Grundzüge, die häufigsten Arten, das Zustandekommen,
der Abschluss und die Beendigung von Verträgen, sowie auf-
tretende Probleme in diesem Rechtsgebiet (Gewährleistung,
Schadenersatz, etc), behandelt werden. Weiters widmet sich
das Werk dem Unternehmensrecht in Österreich sowie den
iZm dem Vertrags- und Unternehmensrecht stehenden rele-
vanten strafrechtlichen Regelungen. Den Schluss bildet ein
umfassender Überblick über die rechtlichen Abweichungen
des slowenischen Rechts und des Rechtssystems von den Ge-
gebenheiten in Österreich. Hier finden sich etwa Spezialbe-
stimmungen des slowenischen Gesellschaftsrechts, auch
steuerlicher und abgabenbehördlicher Natur. Die sloweni-
sche Gerichtsbarkeit und die klassischen Rechtsberufe wer-
den näher betrachtet.

Das Buch wurde als Kompendium für Studierende zur
Unterstützung der Lehrtätigkeit im dreisemestrigen Uni-
versitätslehrgang „Strategisches Kooperationsmanagement“
erstellt. Besonders durch die zahlreichen Beispiele und
Fälle werden oft komplizierte Begrifflichkeiten und The-
menbereiche in leichter und verständlicher Weise aufberei-
tet, wodurch dem Leser der Zugang zur Materie erleichtert
wird.

Das Werk bildet mit seinen 148 Seiten eine fundierte und
sehr gut aufbereitete Basis im Bereich des Vertrags- und Un-
ternehmensrechts und verfügt über eine klare und struktu-
rierte Gliederung. Es verschafft sowohl dem Anfänger als
auch dem Praktiker einen ausgezeichneten Überblick.
Durch die verständliche Formulierung gelingt es den Auto-
ren, das Vertrags- und Unternehmensrecht auch Nicht-Ju-
risten zugänglich zu machen. In Zeiten der verstärkten Zu-
sammenarbeit mit Unternehmen der Republik Slowenien
schließen die Autoren eine Lücke.

Insgesamt bietet das Werk dem Anwender einen kompak-
ten Überblick über das Unternehmens- und Vertragsrecht in
Österreich und Slowenien.

Bernhard Fink
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" Arbeitsmigration. Leitfaden. Von Margit Kreuzhuber/Dieter
Hudsky. Verlag Manz, Wien 2011, XVI, 338 Seiten, br, a 58,–.

Das Thema der Arbeitsmigration – also in
erster Linie der Zuzug zur Arbeitserbrin-
gung nach Österreich –, sei es von EWR-
Angehörigen oder Drittstaatsangehörigen,
wurde durch die Novellen zum Ausländer-
beschäftigungsgesetz (AuslBG) und zum
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz
(NAG), welche am 1. 7. 2011 in Kraft getre-
ten sind, weitreichend geändert (Stichwort:
Einführung der Rot-Weiß-Rot-Karte). Die

zahlreichen gesetzlichen Bestimmungen (zB AuslBG und
NAG, wobei sich diese nicht einmal auf eine einheitliche
Diktion festlegen können, zB Ausländer im Ausländerbe-
schäftigungsgesetz und Fremder im NAG) sowie zahlreiche
Erlässe und zwischenstaatliche Übereinkommen machen
die Anwendbarkeit in der Praxis und speziell das rasche Lö-
sen konkreter Rechtsfragen schwierig. Das Buch will zum ei-
nen einen Gesamtüberblick über die Materie geben, und
zum anderen ermöglichen, konkrete Rechtsfragen zu lösen,
ohne das gesamte Werk lesen zu müssen. Dazu dienen ua
sehr übersichtliche Grafiken.

Im Kapitel über die Berechtigungen nach dem Ausländer-
beschäftigungsgesetz werden die verschiedenen Formen der
Ausländerbeschäftigung dargestellt, so zB das Verfahren zur
Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung (Antrag durch
den Arbeitgeber beim zuständigen AMS) oder Beantragung
einer Sicherungsbescheinigung, wenn der zu beschäftigende
Ausländer noch über kein Aufenthaltsrecht verfügt oder
auch die Voraussetzung für die Arbeitserlaubnis oder den
Befreiungsschein. Weiters werden die Sonderregelungen
für Volontäre und Ferialpraktikanten, Au-pair-Kräfte, Sai-
soniers und Erntehelfer dargestellt.

Nach diesem Kapitel werden die allgemeinen aufenthalts-
rechtlichen Bestimmungen und Aufenthaltstitel des NAG
erläutert. Hervorzuheben ist dabei die Bestimmung des
§ 21 a NAG, besser bekannt als „Deutsch vor Zuzug“, wel-

che sich auf Drittstaatsangehörige bezieht, die mit der erst-
maligen Stellung eines Antrags auf Erteilung eines bestimm-
ten Aufenthaltstitels die Kenntnisse der deutschen Sprache
zumindest auf A1 Niveau (elementare Sprachkenntnisse auf
einfachstem Niveau) nachweisen müssen.

Umfangreich behandelt das Buch die „Rot-Weiß-Rot-
Karte“, welche mit 1. 7. 2011 eingeführt wurde. Diese stellt
einen Aufenthaltstitel mit beschränktem Zugang zum Ar-
beitsmarkt dar und richtet sich ausschließlich an Nicht-
EWR-Bürger. Umfangreich und übersichtlich wird das
Punktesystem der Rot-Weiß-Rot-Karte erklärt (maximal zu
erreichende Punkte 100, diese werden vergeben für beson-
dere Qualifikationen, Berufserfahrung, Sprachkenntnisse,
Alter und Studium in Österreich). Auch die Sonderregelun-
gen für Hochqualifizierte, die bereits ein Arbeitsplatzange-
bot haben, werden dargestellt. Und wiederum die schon be-
währten Grafiken generell zur Beantragung der Rot-Weiß-
Rot-Karte und zur Beantragung des so genannten job-see-
ker-Visums (6-monatiges Visum für besonders Hochqualifi-
zierte zum Zweck der Arbeitssuche).

Danach werden in einem Kapitel die Bestimmungen des
NAG zu den diversen Aufenthaltsbewilligungen und Aufent-
haltstiteln (zB Familienzusammenführung, Rot-Weiß-Rot-
Karte als Aufenthaltstitel, Niederlassungsbewilligung nach
§ 43 NAG zur Ausübung einer selbständigen oder unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit für die eine Berechtigung nach
dem AuslBG gilt) erläutert.

Im letzten Kapitel werden noch diverse Meldepflichten,
Kontrollen und Sanktionen nach dem AuslBG dargestellt
und die wesentlichen Strafbestimmungen im Fremdenpoli-
zeigesetz und im NAG.

Im Anhang sind alle wesentlichen Normen (Gesetze und
Verordnungen) abgedruckt, auch ein Inhaltsverzeichnis ist
enthalten.

Das Buch besticht in erster Linie durch die Möglichkeit,
in dieser sehr komplexen Materie konkrete Fragen mit weni-
gen Handgriffen nachschlagen und somit lösen zu können.

Jakob Hütthaler
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Erratum

In der Februar-Ausgabe des Beitrags von Schüssling, AnwBl 2012, 78, sollte die Autorenzeile richtig lauten:
Der Autor ist beim Bezirksgericht Innsbruck als Rechtspraktikant beschäftigt.
Wir bitten, das Versehen zu entschuldigen.
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Indexzahlen 2011: Dezember Jänner 2012 Februar*)
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . 104,3 103,8 104,3*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107,4 108,9 110,0*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . 114,2 113,7 114,2*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . 126,3 125,7 126,3*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 132,9 132,2 132,9*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . 173,8 173,9 173,8*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 270,1 268,8 270,1*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . 474,0 471,8 474,0*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 604,0 601,1 604,0*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 606,0 603,1 606,0*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . 5307,3 5281,9 5307,3*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4574,1 4552,1 4574,1*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 119,0 120,7 121,9*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 131,0 132,9 134,2*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,9 136,8 138,2*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 140,7 142,7 144,1*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 187,3 189,9 191,8*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 311,9 316,2 319,4*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . 3042,4 3084,9 3116,1*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

Mit der optimalen Vorbereitung sollte bei der Vergabe nichts schiefgehen.
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ISBN 978-3-214-00556-6
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33-74 oder Mobiltelefon
(0664) 430 33 73 und (0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34-4, übernimmt Substitutionen in
Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und
Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte
Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther
Reiffenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien
(nächst Justizzentrum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln
zur Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der
Bürozeiten erreichbar. Telefon (01) 712 55 20 und
(0664) 144 79 00, Telefax (01) 712 55 20-20,
E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5-7, Tür 6+7, vis-à-vis JustizzentrumWien-
Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien
und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I,
BG für Handelssachen Wien und dem Handels-
gericht Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

Substitutionen in Wien und Umgebung in
Zivil- und Strafsachen übernimmt RA-Kanzlei
Dr. Gerhard Huber – Dr. Michael Sych, 1080 Wien,
Laudongasse 25, Telefon (01) 405 25 55,
Telefax (01) 405 25 55-24,
E-Mail: huber-sych@aon.at

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

RA Mag. Liane Hirschbrich LL. M., übernimmt
Substitutionen am Landesgericht für Strafsachen
Wien. Telefon (0664) 418 36 33,
E-Mail: lh@lianehirschbrich.com

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57-59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Graz: RA Mag. Reinhard Strauss, Körösistraße 64,
8010 Graz, übernimmt – auch kurzfristig – Substi-
tutionen aller Art in Graz und Umgebung. Telefon
(0316) 67 52 20, Fax DW 12, E-Mail: office@anwalt-
strauss.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22-0,
Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitu-
tionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Salzburg und
Umgebung. Telefon (0662) 84 38 52, Telefax
(0662) 84 04 94, E-Mail: ra-meisthuber@aon.at

Bezirksgericht St. Johann im Pongau: Wir über-
nehmen Substitutionen vor dem BG St. Johann im
Pongau sowie im gesamten Sprengel (auch Exekuti-

ons-Interventionen) zu den üblichen kollegialen Kon-
ditionen. Kreuzberger und Stranimaier OEG,
Moßhammerplatz 14, 5500 Bischofshofen,
Telefon (06462) 41 81, Telefax (06462) 41 81 20,
E-Mail: office@mein-rechtsanwalt.at

Oberösterreich

Rechtsanwalt Mag. Benedikt Geusau, 4320 Perg,
Hauptplatz 9, übernimmt Substitutionen in Linz
und Umgebung sowie vor den Bezirksgerichten
Perg, Mauthausen und Pregarten.
Telefon (07262) 53 50 30, Telefax (07262) 53 50 34,
E-Mail: office@geusau.com

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

International

Deutschland: Feuerberg Rechtsanwälte München/
Berlin, Mitglied RAK Berlin und RAK Tirol, übernimmt
Mandate/Substitutionen/Zwangsvollstreckungen in
Deutschland und Vertretungen in Kitzbühel/Tirol.
München: Sonnenstraße 2, 80331 München;
Telefon 0049/89/80 90 90 590;
Telefax 0049/89/80 90 90 595.
Berlin: Wittestraße 30K, 13509 Berlin;
Telefon 0049/30/435 72 573;
Telefax 0049/30/435 72 574.
www.feuerberg.com, office@legale.pro

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garan-
tiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21,
80538 München, Telefon (0049-89) 552 999 50,
Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland/Bayern: Anwaltskanzlei
Dr. Hunsdorfer, Mitglied beim RAK München und
Salzburg, übernimmt Mandate/Substitution/
Zwangsvollstreckung in Deutschland, Mandanten-
schutz. www.hunsdorfer.com, D-83395 Freilassing,
Hauptstraße 45, Telefon (0049) 8654/7777-0,
E-Mail: office@hunsdorfer.com

Finnland: Unsere Rechtsanwälte in Helsinki über-
nehmen Mandate/Substitutionen in ganz Finnland:
internationale Transaktionen, Wirtschaftsrecht,
Schiedsverfahren und Prozesse. BJL Bergmann
Attorneys at Law, Ansprechpartner: RA Dr. Hans
Bergmann, Eteläranta 4 B 9, 00130 Helsinki,
Telefon (+358 9) 696 207-0,
Telefax (+358 9) 696 207-10,
E-Mail: hans.bergmann@bjl-legal.com,
www.bjl-legal.com
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Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland (Athen) zugelassen, vertritt vor
griechischen Gerichten und Behörden und steht ös-
terreichischen Kollegen für Fragen zum griechischen
Recht zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

London: Philip Moser, MA(Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers, 1&2
Raymond Buildings, Gray's Inn, London WC1R 5NR.
Telefon (004420) 7405 7211;
Telefax (004420) 7405 2084;
E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in
Österreich und Italien zugelassene Rechtsanwältin,
Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Viale Venezia 2,
Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende
Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62, Telefax 0039 (0432)
52 62 37, Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: walter@avvocatinordest.it

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht &
Rottensteiner, Hörtenbergstraße 1/B, I-39100 Bozen,
steht österreichischen Kollegen für Mandatsüber-
nahmen gerne zur Verfügung. Kontakt:
Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Croon Davidovich
aus Amsterdam mit Zweigstelle in Österreich steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen
und bei grenzüberschreitenden Angelegenheiten
gerne zur Verfügung. Bei Fragen zum Niederländi-
schen Wirtschaftsrecht, Urheberrecht und Allgemei-
nen Zivilrecht kontaktieren Sie RA Mag. J. Menno
Schmidt (M: +43 (0)680 118 1515). Amsterdam,
Herengracht 420, NL-1017 BZ,
Telefon +31 (0)20 535 33 70,
E-Mail: menno@croondavidovich.nl,
www.croondavidovich.nl

Polen: Mag. Tomasz Gaj, zugelassen in Österreich als
„Rechtsanwalt“ und in Polen als „adwokat“, steht

österreichischen Kollegen/innen für Mandatsüber-
nahmen in grenzüberschreitenden Angelegenheiten
zur Verfügung. Kontakt: Schloss Schönbrunn, Kava-
lierstrakt 126, 1130 Wien, Telefon (01) 890 17 96,
Telefax (01) 890 17 96 20, Homepage:
www.blasoni-gaj.com, E-Mail: office@blasoni-gaj.com

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Argentinierstraße 21, Top 9, A-1040 Wien (nieder-
gelassener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Schützenmattstraße 7, CH-5600 Lenzburg 1,
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen in der Schweiz und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon Wien +43 (1) 504 73 22,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Janjic/Tesmanovic/Protic,
Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen
Kollegen für Mandatsübernahmen besonders im
Verkehrsunfallrecht, Versicherungsrecht und
Internationalen Recht zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
E-Mail: office@janjic.co.rs, www.advokatijtp.rs

Slowenien – Kroatien – Bosnien und Herzegowina –

Serbien – Montenegro – Mazedonien – Kosovo:
Rechtsanwaltskanzlei Dr.Mirko Silvo Tischler, Trdinova
5, SI-1000 Ljubljana, Vertrauensanwalt der Öster-
reichischen Botschaft, steht sämtlichen Kolleginnen
und Kollegen für cross-border-Mandatsübernahmen
in diversen Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +384 (0)1 432 02 87,
E-Mail: info@eu-rechtsanwalt.si,
Web: www.eu-rechtsanwalt.si

Ungarn: Die Rechtsanwaltskanzlei Noll, Podmanizky
str. 33, H-1067 Budapest, steht österreichischen Kol-
legen für Mandatsübernahmen und cross-border-
Rechtssachen aller Art zur Verfügung. RA Dr. Bálint
Noll, Fachanwalt für Gesellschaftsrecht und
Insolvenzrecht. Telefon +36 (1) 600 11 50,
Mobil +36 (20) 92 40 172, Telefax +36 (1) 998 04 45,
E-Mail: balint.noll@nolliroda.hu, www.nolliroda.hu

Partner

Wien

Rechtsanwaltspartnerschaft mit 2 Anwälten in 1010
Wien bietet Kollegen/in in repräsentativen Räum-
lichkeiten einer Altbaukanzlei mit günstiger Ver-
kehrsanbindung einen Raum (ca. 25m2) sowie
Mitbenützung von Konferenzraum, Sekretariat (bei
Bedarf eigener Arbeitsplatz vorhanden) einschließlich
Infrastruktur (Telefonanlage, EDV) in Regie-
gemeinschaft an. Kontaktmöglichkeit:
office@reiffenstuhl.com oder Telefon (01) 218 25 70.

Dr. Othmar Slunsky in 1010 Wien, Schottenring, bie-
tet ab sofort Regiegemeinschaft oder Miete mit Mit-
benützung der Kanzleiinfrastruktur (komplette
Büroeinrichtung, Sekretariat, EDV, Telefonanlage,
umfangreiche Bibliothek etc.) zu günstigen Bedin-
gungen. Kanzleiübernahme in absehbarer Zeit er-
wünscht. Kontakt: Telefon (01) 533 74 03.

Immobilien

Wien

Rechtsanwaltspartnerschaft mit 3 Anwälten in 1010
Wien Nähe Stephansplatz bietet Kollegen/in in re-
präsentativen Räumlichkeiten einer Altbaukanzlei mit
günstiger Verkehrsanbindung einen Raum (ca 30m2)
sowie Mitbenützung von Konferenzraum/Bibliothek
und Sekretariat einschließlich Infrastruktur (Telefon-
anlage, EDV) an. Kontakt: office@ra-kmem.at oder
Telefon (01) 512 81 52.

Diverses

Konferenzgarnitur aus Anwaltskanzlei (vier Fau-
teuils, ein Tisch) französisches art-deco, schwarz,
massiv, sehr repräsentativ, kaum benützt,
pensionshalber günstig abzugeben. Anfragen
unter Tel.Nr. (01) 714 33 68.
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